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PRÄSIDENT (um 10 Uhr 12 Min.): Ich
eröffne die Sitzung. Das Protokoll der letzten
Sitzung ist gesohäHsordnungsmäßj'g auf
elegen ; es list unbeanstandet gebJi.elben und

daher als genehmigt zu betrachten.

Wir gelangen zur ß,eratung der Tagesord
nung und fahren in der Spezialdebatte über
die Beratung ,des Voranschlages 1951 fort. Ich
ersuche den Herrn Referenten Abgeordneten
S c höbe I' I, zu Gl'uppe 5, Gesundheitswesen
und körperliche Ertüchtigung, zu berichten.

Berichterstiatter Ab,g. SCHÖBEHL: Ho'hes
I~Iaus! Die Gruppe 5, Gesundheitswesen und
körperliche Ertüchtigung, >besteht aus dem Ab
schnitt 50, Allgemeine V'erwaHung dieS Ge
sundhei tswesens, Ahschnitt 51, Gesunedheits
pflege, Abschnitt 52, Einrichtungen dies Ge
sundheitswesens, und Abschnitt 54, Körper
liche Ertüchtigung.

Die Gruppe 5, Oesundheit'swesen und
körperliche Ertüchtigung, deren Au:s!gaben mit
27,472.700 S 'Vong'esehen sind, verz1eichnet Ein
nahmen ill der HÖ'he von 17,673.300 S, so daß
das 'hieraus resultierende Nettoerfordernis mit
9,799.400 S zu beziffern ist.

Der Vergleich mit ,dem Vorjahr zeigt ein An
wac1hscn des Erfofld~rnilsses um 26 %.

Ich ersuche, die Debatte über dies'e Gmppe
zu eröffnen.

PRÄSIDENT: loh eröffne die Debatte. Zum
Wort gelangt der Herr Ahg. Dr. Hab e r
zett!.

Abg. Dr. HABER,ZETTL: Hohes Haus! Das
Kapitel Oesundihe:iitswesen gibt mir ·Anlaß, mich
mit der Tätig/weit ,ei>Ilier maid/ernen Gesundheits
und Sanität,s'verw,aHung lim Lande Nieder
österreich zu befassen. Ich st,eHe die frage, ob
das Land Niederösterrei:ch j,a sanitärer Bezie
hUI1lg den A'n!forderlllngen, die aUgemein an das
Sanitätswesenge:stellt wefld'en, auc:h gcerecht
wird.

Wäihrendfrüher, vor dem J,ahre 1938, der
Bezirksarzt ,im Jetztenl Kammerol der Bezi11ks
hauptmannscha:ft gesessen ist undsicch ,alußer
mit der obligaten Imp~ung nur milt der Aus
stellung von ä'rztlichen Zeugnissen für irg!end
einen diielllsf.tt'lllfiä1higen Beamten :bes,chälftigen
mußte und s:ich seine sonstigle Tätigkleit auf die
Registrierung einzeliner llaaw,lei" sani,tärer Vor
fälle im Bez!ink heschrän/kte, muß heut'e der
öflf.entliche GetSiUndiheitsdienst sehr star1k in :di~
ärztlic'he Sparte eingreif'en. Der öff:e'l1IHiche Ge
sundheitsdienst hat sich in erster Lini'e mit der
Bekämp,funig der Infektionshanikheiten :w, be
fatssen. Widlbig ist, daß dier ö6f'entIiche Arzt
,derart geschult ist, daß er die Infektio>Ilskranrk-
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heit klar erkennt, weil dann die n1achfolgenden
Maßnahmen für d-ie Isolierung des Kmnken
und für die Desinfektion lInd den Schutz der
Umgebung durch vorbeugende Maßnahmen
leicht durchzuführen sind. Si,e wislsen, was für
einen Kampf es seinerzeit gegen die Impf,ung
geg,eben hat, heute ist ;d~eser Kam;:>f verschwun
den. Wir haben uureine zwangsweise Impfung
gegen Pock,en, wiihrend wir g'egen DipMherie,
Schadach, Tbc auf freiwilliger Basis im1pfen.
Die Impfungen geg1en Scharlaoh und Di'P'Mherie
haben für unsere Bevöllker>U11g groß,e Bedet1
tung. Die Zahl walr im Jahre 1950 zilika 25.000.
Wir sehen, daß duroh diesle Impfungen d:e
Sterblichkeit sehr stark zurückgegangen ist,
denn slie 'beträ,gt bei Scharlach ein Promille, und
bei Diphtherie hegt di,e Sterbliohkeit unter zwei
Prozent. Wenn wir die Vel1hältnisse von 1945
bis 1950 behaditen, so sehen wir, daß unsere
Sanitätisverwaltung auf diesem Gebiet wirklich
viel ,geleistet hat. Wenn Sie sich noch an die
Typhus-Epidemie des Jahres 1945/4Gerinnern
und heule herumschauen, so seihen Sie, d,aß die
Infektions'kmnkheiten fas'! verschwunden sind.
Wir haben hi'er fast friedensmäß,ig'e Verhält
nisse. Wir ünpf.en g'cgen Typhus und Para
typhus ebenfalls nur f,aHweise, nur muß das
Gesundheitsamt auf -Grund des 'B.azillenaus
scheidiungsg,esdzes ,bei gewissen 'Berufsgruppen,
zum Beispiel in der Lebensmittelbranche, Unter
sUdhungen nach Bazillent'rägern vornehmen.
Di,l'se Untersuchungen erreichten im heuri,gen
.Jahrc die Zahl 120.000. freilich stellen sich
diesen Maßnahmen oft Schwieri,gk,eiten entgegen
und es wird dia lund dort das Gesundheitsamt
deswegen ange,griffen, weil 'ein Untersucht'er
momentan keine Hazi\ilJen hat,es sich aber nach
herherausstelilt, wenn 'Cf zum S,eilsp,iel einen
Darmkatarrh bekommt, daß er wileder BaziHen
ausscheidet. Das istein'e Tüc~e der Natur,
gegen ,die wir ,Mediziner auch nicht auf
!k,om1lnen.

Gegen die Tuherkulose sind im 'heurigen
Jahr 129.535 K'inder geimpft worden, und zwar
Wlurden von den PHichtschülern 33.9G2 mit
Tuberkulin geprülft; davon waren 5167absolut
posiüv, wä'hrend 28.082 ncgahv waren. Be,i
den Kindern von ein bis sechs, und ibei den
Ju'gendlichen von 15 bis 18 Jahren waren lliur
mnd 1120 positilv.

Die Tuberkulosebekämpfung wu:r'de im Lande
Niede'rösterr,eiich Hiach iihnlic.ben Prinzi;pien wie
bei dier Bekämpfung der Inf.ektionsikrankheiten
vorgenommen. Wlir halben ~m Lande Nieder
ösf.erreich 24 Tubcrk1ulosef'ürsürgestellen. Im
Wiener Gemeinderat wurde 6ne Debatte 'Ü!bC'f
das Gesundheitswesen abgeführt und es wurde
dort betont, daß di,eses Land :in bezug auf die
ßekämpfung der Tube1-kulose lan evsner Stelle
st'eht. Wir woUen natürlich Wien nicht den

Rang a1hlauien, ioh möchte aber doch fest
stellen,daß wir 24 solcher Tuberkulosefür
s011g'esteUen besitzen, während Wien nur über
22 süloher Tubcl1kulosefürsorgestellen ver.fü:gt.
Die Zentralstdle IHilr di,l' Erfassung und stän
dige Überwachung befindet sich in, Speisi'l1g,
und zwar in der LUil1igem~btei1ung des Landes
krankenhaluses, 'Wo ,a;1Ile Lungenkranken des
Landes :erf,aßt wellden, ganz glekh ob s,ile be
gütlert sind oder nicht. Sill' werden dort einer
syst'ematischen Behialndlunlg zugeführt. Da
taluoht nun die Flfalge auf, die bereits lim Finanz
a,usschuß und in Iden Kilubs limmer wieder alUlf
gewo'1'fen wird, ab denn die Erl1ichtung des
Landes:kmnkenhauses iil1 Speising witiklich not
wendi'g war und 'ab di'e Verwendung so 'hoher
Beträg,e ZIU rechtfertitgen ist. klh muß dazu fol
gendes 'Sagen:Wilr 'halben im Budget bei allen
Sparten Mi1Honenlbeträge eingesetzt und ich
stC'heals Arzt und als AbgeOl-,dneter ,auf dem
Standpunkt, wenn es sioh um die Geslundhei't
des Volkes, um die Gesundheit ,dierarheitenden
Menschen handelt, dann müssen rein wirt
schaftliche Erwägung,en Ziul'ü'cktreten. W'enl1
wir die Anst'alt in Speising fü,r die Tuberku
losen nicht geschaffen' hätten, dann hätten wir
dafür etwas ,ander,es machen müssen. Wir hät
ten dann die Tubel'kulosekranken in die Spitäler
nach Wien geben müssen. Ich gebe Ihnen hier
bei aber z,u bedenken, daß di,l' BezahluI1Ig ,der
dadiurch auHaufel1'den Kosten dem Lande be
stimmt wesentlich schwerer :gelfaUen wäre. Als
LOikall1p,atriot des Landes Niederöstemeich stehe
ich aiuf dem Standpunkt, was wk in Nieder
öst'erreich machen können, dias machen wir
seIhst! Ich muß sa@en, daß' der vom Saniltäts
referat begangene W!eg sehr zu be,grüßen ist.
Man hat wiederholt gesagt: Schon wieder ein
neues Spitall! Es ist riohüg, wir halben in
Nieder'Österreich wohleinirg'e SpitäIer, aber das
Krankenhaus in Sp'eiSling soll ja ,kein neues
Krank,enhaus, keine neue Unterbringungsstiätte
für Tuberkulos1ekranke, sondern v~elmehr eine
Stätte zur Bekämpfung der Tuberkulose sein.
In Speising wurden ganz neue Wege besohrit
ten, die ,einz1igartig sind Dort wird nämlich
deI- T'uberkulose auf chirur,gisohem Weg an den
Leib gerückt. Dort wel1dien d,i,e Kranken nach
den moder:nste'll wissenschaftlhchen Erlf.ahr.ungen i
solange behandelt, bis sie entweder als geheilt
entlassen oder als Inf.ektiomqfälle ZJur Weit'erhe
handlung in eine rHeilansta'1t oder inl das 1JU
ständi,ge Kranlk,enhaiUs e+ngewiesen werden
können. Dadurch wl'r,aen die nkhthei1bar,en'
fäiHe durch lokale Isolierung als Ge'fahren
qUl'lle ausigeschlÜl~s,ell.

Wenn dier AUSIbalu in Speising 'einmal vo\[
endet ist, wepd!en dort Tausende 'Von Tuberku
los,en dmchgeschleust Wlerdien. Dort wird dann
cl'ie Behandlungsmethode festgelegt. Ein TeH
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der Kranlken 'bleibt dort, einandef'eir Teil
kommt, wieges,agt, in Heilstätten, weil man
weiß, daß hei ei'l1~elnen flanen ein besonderes
Klima notwendrigilst; ein anderer Teil ,kommt
in die zust'ändiigen Kmnlkenhäuser zurück und
wird dort 'einer medik,amentösen Behandlung
zugeführt. Damit ist arUiCh di,e f'mge, ohes not
wendi,gist, daß ,in gewislsen SpitMern, wie
St. Pöllen, Wr. Neustadt und T,uHn Lungen
abteillungen untet:haH~n werden, w,enn IWÜ'

ohnehin >das Spitall in Speisirng haben, von
selbst beantwortet.

Um den Vollibelag in Speis'ill1lg herzusteHen ,
ist es natürlich notlwendig, ,daß der Tr;akt, der
1ür die Autna'hrme von Kraruken hergerichtet
i,st 'und momentan von Schwestern und Ärz(,en
bewohnt wiTd, fr,ei 'wird. Dar,um ist ;auch im
außerordentlichen Budgd eine Post von
2,600.000 S für den IBau eines Persona'l- 'Und
VerwaHungsgebäudes 'enthalten,. Ich muß
:;agen, diese Post können will' ohne weiteres
\'ertr,eten, denn wenn schon einmal 'ein solches
Spital ,geschaffen wurde, dann 15011 es so aus
gebaut wenden, daß ntidht eine Halbheit, son
dern etwas Ganizes gescrha:frfen wird.

In Speis.ing wurde,n in den ldzt'en zwei
Jahren ber,eits 1500 fälle operiert. Ich s,elbst
habe mir ,derar!ige Operationen angesehen
LInd ich muß sagen, ich war ,aIs ,M'edii,ziner von
diesen Operationen starlk beeinckuclkt. Dieses
Krank,enhaus ist weit über die Grenzen von
Ni-ederösterreich hi,nlaus bCikanrnt. Wie lioh ge
hört habe, ist moment3lnein Referent des 'Sa'llii
tätsreJemtes aus Oberösterreich in 'Wien, der
hier ,unsellC Methoden >bei der Tubef1kulose
bekämpfungstludie'l't. Es kommen .aber auch
Leute aus dem Auslande und schauen sich di'l~

Sadle an; sie s'taunen über die moderne IE-in
richtung dieser Anstalt, die mit Appamten zu
Schichtaufnahmen und mit vOf1bi'ldlichen
Operationsanilagen ausgestattet ist. Wi'r können
L1I11Sa,!lso mH diesem Kral1ikenhaus wohl sehen'
lassen.

Die Kranken sollen aber auch wirtsdha'fltlich
gesichert werden. Damm ist aucrh im Budlget
des Landes Nieder'Österreich, allilerdings bei der
Gruppe 4, eine Post 'für di,e Kosten der wirt
schaftlichen Ifürsorge für Tuberkulose enthal
ten. Dies,e Wirt,schaHshiJ,fe tritt dann in KraH,
wenn di'e 52wöchige Kranlkenlv,ersi:cherungszeit
aufhört Die Leute helkommen dann eine Unter
stützmng, 5'0 daß si'e während i>hl;er Kranlkheit
widsc:haftlich sorgenlos sind. BLeibt dem Kran
ken aus sei1ner Erkrankung dwa eine lnvali,di
tät zurück, 'so wird ,ihm auch zu einer Rente
vedlOlfen. A'ußerdem hekommt er Ernährungs
zullagen, Mietzinsbeiträge 'Und' oH wird den
Kr,anken 'So,gar di,e Wohnung hygienisch her
gerichtet. A'lso eine B'e~hüfe,auf die das Land
ebenfalls stolz serin kann.

Im Finan:z;ausschuß, bei dem lieh al,s Zaun
g,ast a\lwesenrd w;aa', habe ich g,eh6rt, d~ß ,eine
Anfrage ,gesteHt :Wlurde, wlamm im heUirigien
Budget der IBdra,g für die Tuherkulosebetreu
ung heraibgelsetzt wurde. Diese fmg,e list inso
ferne z·u erklären, als di,e schweren fälle im
Laufe der Ietztenl zw,ei Jahre IbereHs er,faßt
worden sind! runl(] heute jleder aus der Bevöl
kel1ung schon soweit i3'ulfg1eik'lärt ist, daß er
frÜJhz'eiüg zum ,A'rzt .geht. !Die Fälle werden
diaher sehon hÜ'h erkannt und kommen natür
lich auc,h früher als bisher zur Behandlung.
Sie wissen 'selbst aUe, diaß jede KrallkJheit im
Anfangsstadium leichter ib~handre1t 'Und ge
heiilt werden kann, lall!s 'wenn sie schon fortge
schritten ist. Man /kann sagen, daß ein IgroB,er
T'Cil der IErikranlkten s,chon während der
52wöchiigen Krall1j~enlversiciherUin'gszeit könper
lich 'Saniert wind und infolgedessen nicht mehr
der Wirtschalftlshrilifle Ibedarf. SoHte es skih,aber
um 'unheilbiare Fälle handeln und ,der Betref
fende arbeitsunfähig bleiben, also 'ein Kmnk
heiltsinvClIlider Iwerden, so Wli:rd ihm vom Land
alUs zu ,einer Rente vennoiJIen.

Ich h'abe das Problem der Tuher'~ulose

bekämp'fung aus dem Grunde so ausführlich
behandelt, um alle Mißdeutungen, die ,hier ,ge
macht werde'l1i könnten, zu z,erstnmen, denn die
großen InlVlestitionen, diie da vorg,enommen
wUl1den, sind ja nicht aHein :wm Seg,en der
Tuberkulosen investiert worden, sond~'fn auch
dalfür, daß die Inlfektilonsquellilen syst,ematisoh
bekämpH werden, 'was der Iganzen Bevöll1kerung
zum Vortei'lger,eioht.

Es i,st auch dJie frage der Di,enstposten im
Kr;ankenhaus Sip'eising anges'chnitten worden.
Gestatten Sie mir, daß idl'aucih dazu ein Wort
spreche. In Spei'sing best-ehen alußer der Tuber
k,uloseaMeilung noch zwei ,andere Abteilungen,
aber die Hauptabteilung, der,entwegen das
Kranlkenfhaus geschaffen wurde, .ist diie LUlngen
abteilung.Wiei,st 'es 'l1lun überlhaupt :z;ur
Schaffung di'eser Tuberkuloseheilarnsbalt ge
kommen? Die Saehe ist 'VOm Landiessanitäts
referat ausgeganlgen, ,und i'c'h sage es ganz c'hr
)ich, ,der Inlitiator war unser SaniltätsdireJktor,
Dr. Stremnitzer, dler von Landesrat Schneid
madl mehr ,aIs tiatkräHilg unterstütz't wurde.
Stremnitzer 'hlalt vor dem Jahre 1938 im Volks
gesundheits,amt die Tubel'k'U'loseabteilung ge
führt. Er hat die Tuherkulosehekämplfung in
der ,größten Tu!berkulosebekämpfungis'stätt'e der
WeH,iltli Rom, bei Professor f'eranini studiert.
Er war ,al'so der geei'gnetste ,Mann, und es war
sdbstverständ'lli'eh, daß iillan diesem Menschen
auch mit der Leitrli'11Ig der Ansta:H bet<raute. Ich
möchte 'hier aber öEfenvJi,ch feststeHen, daß er
dort nicht etwla wohlhestallter Direktor der
2. Dienstklasse ist, sondern er ist dbrt nrwr
p'l"Ü'vlisorisdher Leilter. Er bezi,eht auch nicht das
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Gehalt eines Direktors der '2. Dienstklasse, SO\l
denn er erhält für seine Tätigkeit eine Remune
ration von lOOü S im Monat.

Wenn hier ferner behauptet wird, Strellmitzer
sei sein eig<ener Ohef, so ist das nicht richti<g.
Den Konlslel1ls für die Kl'anikenanstalt in Speising
hat die Stadt Wien erteilt. ,Es übt das Land, in
dem eine Krankenanstalt steht, durch seine
SanitätsverwaHung die ärztliche Überwachung
dieser Anstalt aus. Infol<gedessen übt im falle
des Kmnk,enhaiuses Speising das Gesundheits
armt der St,adt Wien di'e Überwachung aus,
ge:nau so wie die Überwachung der in Nrieder
östcrlreicrh gflJegenell Anstalten der Stadt Wien
dem Sanitätsrefemt des Landes Niederöskr
reich zukommt.

Was die anderen Agenden anlangt, so unter
st,eht das Krankenhaus Speisinrg in personeller
Beziehung dem Landeshaulptmann, bezüglich
des Sachaufwandes dem Kranikenansta·lten
referat und bezüglich der Tuberkuloslcbetreu
ung derm Landesamt VII/5.

,Es wird vielfach behauptet, daß Speising
sehr lux'uriös aus1gestatltet sei. Wir müssen uns
aber einmal von einem Vorurteil freimachen.
Wenn wir an 'unsere S'P'itärler des Llandes ,den
ken, danln SlChen 'Wir, dlaß dieSle Spitäler noch
vieHach in Bamcken untrer!geb~acht sind, deren
Zustand bestimmt nicht denheu<tigen Anforde
l 1ungen entspricht. Wenn man aber heute ei'ne
moderne Anstalt baut, muß man die Sach'e von
Anfang an anders anpacken! Ich sage es ganz
ehrJricih, ich bin nicht dafür,daß nur der reiche
Generaldi<reiktrür in ,eitlem schönen Sanatorium
li'ntergeibradlt wird, sründern es sol1en ,a'uClh alle
anderen Menschen in entsprechend ausgestal
teten Spitä:lern Unterkunft finden. Wenn zum
Beispiel die W,älJlde mit Ölfal'be gestrichen
wurden, so muß ich das hundertprozentig be
grüßen, denn ilch sage nur einen Satz: Ein
Kranikenhaus kann' nicht saluber 'genug sein'

Durch die große Zahl der geiimpften und
dadurch gesc:h:ützten Kinder einerseits und
durch die Bekämpfl1'n/g der InifektionsquC'Hen
anderseits ~ dazlu trag,cn auch die vielen
WO'hnhaushaukn bei, in wekher form ist
Nebensache, denn: gesunde Wohnungen tragen
dazu bei, die Infektion'squellen herabzusetzen ~
ist die Zahl der Tuberkulosefälle auf ein
Tv\i<nimum gesun:ken. In Sühwerden und' in finn
I,and liegen die Verhältnisse anders. Während
wir in Niederösterr!eich derzeit 200() rälleeiner
offenen Tuberkulose haben, is,ti'n Schweden
eine offene Tuberkulose mit einer Kawrne eine
Seltenheit. Ich halbe bei einer Zusammenkunft
von Ärzten mit schwedischen Ärzlren geslpro
chen, und die :halben mir gesa,gt, wenn i'll
Schweden ein Patient kommt, der eine Kaverne
hat, so wird er quasi <am Präsenhert,eller
hel1umgereicrht und angesehen, wi'e das eigent-

lieh Clussclhaut. In Finnland ist die Tuberkulose
fa:st arusgestorben. Nun haben dill' Leute dort
;mch nichts anderes gemacht, :ab da's, mit dem
wi'l- vor zwei JrahHll begonnen haben. Wir
können daher hoffen, daß die Tuberkulose
durch diese Maßnahmen -des Landes in den
nächsten Jalhren a,uch :auf ein ,Minimum herarb
gedrückt wird. Es ,gibt wohl eil1le !Reihe von
unheilbaren Fällen, die eine Gefahr für die
Umgebung darstellen. Wenn dier Herr Abg.
Dubovsky angeregt hat, daß f'ür diese FäHe
I-leime ,geschaiff,en werden, so unterstütze ich
das rhundertprozlenhg, und 'es wirdl auch niiCht.
ausbleiiben, daß man die ,unbemittelten Kranken,
die mit einer oHenen Tuberkulose bEihaHet sind,
in Heimen :wsammen:f,aßt, wecrl da'l1llilt einer
seit,s die Gefahr,enquclile für die Umg,elbung
a'usgesohaHet wird und we,ill 111Ialnl anderseits
aUüh diese Menschen d1adureih einer :Betreuung
zu:führt.

Di'e SterbJricrhlkeit betrug im Ja'hre 1949 in
Nieder'Öst'ell"ireioh -- für das Jahr 1950 'liegen
noch kleine Zahlen vor ~ 15.536 FäHe. Da'von
sind an Lungentuberkulose 603 Menschen g,e
stürben, während an ~bc~EI1kmnlkungenanderer
Or:gane 79gestorlben sind, das sind! im <ganzen
3.8 Proz'ent. Ich ,erwähne dals Hur, um dien Ge
sundheitszustand Nieder'öst,ermi:chs her~orzu

hEibcl1l, weil gester·n die Zahlen für Wien in den
Zeitungen gestanden sind, nach welchen in
Wien im Jahrre 1949 1501 TodeSlfäUe g'ewes,en
sind.

Währ:end nun für di:e beiden Land!eskral1'ken
häuser in Speisin1g und TuUru genüg,end ,vorge
sorgt ist, gilbt es im Lande Ni'ederösterreich
noch 21 an,dere K,anke,nlhäuser, ,die sich in
einer schwieri,gen Lage befinden, we:d die
§§ 48 und 49 des Kranikena:l1Istaltengesetzes
aufg,ehoben :slind und d'i,ers:e iKrankenhäuser
nicht aus und ein 'wiss,en, wi<e si,e den Bdrirehs
ablgang decken oder wo sie die MWel her
nehmen sollIiern, um 'einen Au:sbau der Kranken
anstalten vorzubereiten. Der iHund steltlt sich
,nllf den Starndipunikt, iChe Gemeinden, die jetzt
die Erträge aus der Grundsteuer und der Ge
werbesteuer,- erhalten haben, sollen für i'hpe
Spitäler selber ,aufkolll\lmen. Die spita,lerhal
tmden Gemeinden sind natül'lich dadurch !
schwer belJastd, und es mÜSSCin da irg,endwie ~
Mittel und \~ege ge1f'lI!nden werden, um i'hnen
unter die Arme zu ,greifen. Es wäre zum Bei
spiel heshmmt nicht ungerecht, wenn man auch
ehe andepen Gemeinden, ·alUS denen Kranke in
das Spital ei'nlgelie:fert 'werden, zu einer Bei
trags'l,eistung 'heranz'iehen wiÜl1de. Nun wurde
da rbetont,daß ;das Landein dierarti:g:es Gesetz
nicht hesoh1i:eßen ikann, weil iChesbezlÜ1glich ein
Grundgesetz bestehen soll. Ich hahe ,dias selbst
nicht gewußt, und habe mich daher beim Ver
fassungsdienst darüber el'kundigt. Dort habe
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ich g,ehört, daß dieSibez1ügilich die Bestimmun
gen ·eines Gesetzes aus dem Ja'h.f{~ 1920 noch
aufpecht sind, das die Err1ichtung und Enhal
tU!llIg öffenUicher ,acH- ,und P!fle:geanstalten ihe
trifft. Im § 14 dies,es Gesetzes ist ausgespro
chen, daß die ß.eiü:agsbezi,rike eines Landes zu
sammen ein,en Kranike'11'anst,altsspfiengel ibir/.den,
daß das alber nicht unbedingt einer zu sein
brauoht, sondern daß ·es mög<I'ich ist, auch zwei
oder me:hrcl'e Kr;an1kenanstaltensprengel zu bil
den. Im Absatz 2 diies,es Paragraphen heißt es,
dlaß 'für j;eden Spreng,ell cin Krankenanstalten
auss'chuß zu erricht,en ist.· Seit dem Inlkraft
treten des BundesverlfassuHlgslge~et:zes vom
1. Oktoher 1925 ist g,eilTIläß Alrtiikel 12, Albs. 1,
Zahl 12 Bundessaohe dii'e Ges:etzg,ebung über
die Grundsätze, Landessache (He iEd,arssung von
A,usführungsgesetz1en in Angel/.egenheiten der
Heil- und PHege:anstalten.

Der § 3, Abs. 2, dies Überg1angsgesetz'es zur
bundesstaatlkhen V.erfassunlg vom 1. Ülkto
bel' 1920 in seiner gegenwärt'igen Fassung
bestimmt (liest):

"Sind :aber die :im Artikel 12 bezeichneten
Angelegenheit'en zur Gä'nz'e durch Staatslgesetze
eim;,chheßlich ,früherer Re:i!chsgesetz.e ,geregeH,
so ,bilei'bt ein solches Gesetz ,als Bundesg,es.etz
noch durch drei Jahre, vonl dem Zeitpunkt an
gerechnet, in dem die Artik'eI 10 his 13 und 15
des BundesverfassuHigsgesetzles :in Kraft ge
tret,eu sind, in Gül/tigkleit, srOwei>t ·es nicht
schon vOl'her diuroh ein die glei,che Angelegen
heit im Sinne ,des Artikels 12 riegelndes B'l.Indes
gesetz außer Kraft gesetzlt 'Wird. Mit AhJ.a'u~

dieser drei Jahre :erlHscht die Wi'rblamk,eit der
arhglCr Gesdz'e; die Landesgesetzgebungen
können sodann die Angelergenhe:it frei regeln,
sol:ange nicht der Bund von dem ihm nach
Art.ikel 12 zustehmdien GeSietzgebungsrecht
Gebrauch macht"

Im Sinne dieser Bestil1TImunge~1i wurde mit
dem Gesetz vom 26. Septemlber 1928 IJOB!.
Nr. 152 das Kmnken:anstiaUen.g;esetz vom
Ja'hre 1920 a1lis Landes:gesetz ,in ,sei'Hler Gülfig
~e:it weiter aufrechterhalten. Ein Grundsatz
ges,etz des Hundes ist ibi:sihernioht 'e1r,g,ang,en.

Hieraus ergibt sich, daß die L'andesgesetz
g'ebung schon auf Gmnid! des § 14 dies. Kran
kenanstaltenges,etzes zustiändi,g war, die AUlf
teilung des Landes in KranlkenanstaltCilllsljJrengel1
zu regeIn und daß slie niUnmehr :auf Grund der
an!geführten IBestimmungen des Verfassungs
übergangsgesetzes 1920 in seiner gög'enwär
üg,C'n FaSlslung hi,erzu ohne jedieEinsc'hränkuug
berechtilgt ist.

Tn Aus!l:egu.ng dieses Gesetzes wlärlen wir da
her bereohtigt, ein iKr:a:nkenbeitra:glssprengel
gesdz zu sohalIfen und dadurch 'wär·c natül1llic'h
viel Unreohtaus der Welt geschafft. Mir wurde
auchentgegengiehaIten, eine dierarhge Rege-

l'U'ug, wenn sie das Land trdfen würde,
Wlürde ein PräJjudiz schaffen und der Bund
würde nie und nimmer dJae:u' zu beweg,en sein,
die §§ 48 und 49 in Kra:ft ZIU setzen. loh bin
üherz,cUlgt, daß sich deir BiUnd' mit Händen und
Füßen dagegen wehrt, daß er .für das Lalnd
irgend etwas leis.t·et, was er nicht 'unbedJin,gt
leisten muß und daß dlas Land üher kurz oder
J.ang dooh deruösutn:g iCljieser 'f,ralglc nrähertreten
muß, weil sonst unsere Sp:itäo/,er den ißankmtt
ansag,en müßten.

Wir haben in Niederösterrerich ~wei gr<ößere
SpitäIer, 'nämlich in St. Pölten 'und in Wi'ener
Neustadt. Das ostind in Niederösterr,eicih die ein
zi'gen Spitäiler, die mehrere Abteilungen haben,
als.o so,genannte KUnirken, in die Patienten
eingewiesen werden können, die sonst nach
Wien ,geschiokt werIden müßten,. Ich betone
ausdrück/lich, der Wert ,dieser SpHä,ler ist von
immenser Bedeutung., Wir schicken dahin alle
jene Fälle, die in den lokalen Krankell'häusern
nlicht behandelt werden können. Wir srind Ikoh,
daß solche Kliniken in Niooler'ö,stemich exi
sti1cren,weil wi,r sonst 'alle diese Leut'e nach
Wlien schicken müßten.

Eine solche Klinik fehlt aber nördlich der
Donau :und es wurde uns versprochen, daß
auch dort ein solches Spital errichtet wirod.
Dalfür bin auch ich, denn wenndiiese drei
Igroßen Sp,itäler einmall geschaffen simd, ist ein
Bedarf für ein weiteres Krankenhaus nicht mehr
vorhanden. Daraus darf man aber nicht den
Schluß ableiten, daß der Krrankenrhausbedarf
NiedeJ1österreichs sohon gedeckt ist. Ich stehe
auf dem Standpunkt, daß auch die kle!ineren
Krankenhäuser lunbedingt mit entsprechenden
Mitteln bedacht werden müssen. Wir woBen
die Bettenanza.h!1 nioht ins Uferlose steigern.
Wir sollen wohl nicht 10.000 Spitalsbetten in
Niederösterfelch ihaben, wennabe'r dlie der
zeitige Za,hl von 6000 Betten nur um 'ein paar
Betten überschri,tten wird, so i,st das Igewiß kein
UI1Iglück und es wi'fl(:I! dlad1urch die G~baJ1Ulng

g,ewiß nioht verlgrößert. Die SprengeIspitäler
haben eine gewisse örtHche Bedeut'ung. In
Niederösterreich gibt es Gebiete, wie zum
Beispiel im WailcLvierteI, die oft duroh schwere
Sohneeverwehunge:n von der Umgebung abge
schlossen sind, so daß der Transpart von
Kranken in ein größeres Krankenha,us oft -un~

möglich ist. Lebensgefähnliche FäHe 'wenden
aber oIft nur duroh die Behandlung ,in diesen
Anstalten gerettet. Das ,gleiche gHt auch für
das MarcMeld. Da ,gibt es für die Spitäler nlOoh
vielfach Barackenbauten, die verschwinden
müssen, weH dort die Kranken im Sommer
unter der Hitze leiden und im Winter diese
B.a'racken oft nicht genug warm gehalten wer
den können. Außerodem mÜss.en auch die sani
tären Eimichtlungel1 'Ver!breSiSeTt werden, beson-



240 Landtag von Ni,ederös'terr.elidl. 11. SessIlan der V. WaMpeT1iode. 9. Sit,zung 'lln1 22. Dez·emiber 1950.

ders muß die Ausgestaltung der Opemtions
räume ins Auge gdaßt werden.

Aus allen diesen angeführten Gründen müs
sen daher auch diese Spitäler mit 'entsprechen
den Mi'Heln bedacht werden, es 'diarf ehen nicht
alles nur in die großen Spitäler himingesteckt
werden.

Im Voransohlag'S'ansa tz 511-61 ist ein Betrag
vor,geselhen, der dazu dient, daß die Pensionen
dier Gemclindeärz'te TÜClk'w'id~end ,ab 1. Jänner
1951 el1hö'ht weiden, wenn das Gemeil1'deärzte
gesetz Ül Kraflt tritt bzw. ,im Landtng besclhlos
sen wird. Mit di'~S1er Re'gellung wird ein alter
Wunsch der Aerzte in Erfüllurt'g gehen, weil
die Gemeindeärzte, die bisher bis zum letzten
Tage ihres Lehens, bis sie auf den friedhof
hiüaus,getra'gen wurden, 'irbeiten mußten, sieh
endlich einmal vor dem Enide ,ihres Lebens noch
ein paar Jahre in Ruhe und ohne Sorgen wer
den vergönnen können. Das Gesetz wird hof
fentlich im Landtag es ist :ferti'gun'C1! die
Ärztekammer hat dazu bereits Stellung ge
nommen - noch im Jänner 1951 zum Beschluß
erhoben werden können. loh weiß, daß sämt
liche Parteien für dieses Gesetz stimmen
werden.

Eine weitere fr:age, die audh nOClh im Jänner
unbedingt gelöst werden muß, ist die frage
des Jungärztegesetzes. Sie w,issen, daß nach
dem Ärztegesetz die Jungärzte eine Idreijährige
Aushi,ldung in Krankenhä,usern durchmachen
müssenl bis sie in die Praxis 'gehen können. für
diese Aushildungszeit muß i,hnen nun unbe
dill!gt ein E'l1itgeIt gegeben werden. Es ist hier
schon über die große Zahl der post'e./1IJosen
Junglehrer gesprochen worden und ich 111 uß
dem entgegell1Jlwlten, daß wir auch ei,ne große
Zahl von Jungärzten ,lraben, von denen wir
nicht wissen, wo wir sie unterbringen sollen.
Wenn dieses Gemeindeärz'kgesetz 'geschaffen
ist, wenden viele Gemeindeärzte in Pension
gehen können, weil sie dann durch die Pen
sion ,einen Zuschuß bekommen, so 'diaß sie im
Alter das Aus:langen finden können, Aber wer
den dann so viele Posten von Gemeindeärzten
frei werden? VielIeieh t wi rd sich auch die
Möglichkeit cl'ge'ben, daß der eine oder andere
gröf).epe Krankenanst'altel1lspreng,el geteilt wird
oder daß die Krankenk'ClSsen vielleicht einen
oder mehrere Planposten Ischaffen werden.
Darauf wel,den wir ganz besonders dringien.

Es muß auch die Spezialausbildung der
l'ungärzte ge,fordert werden. Zum Beispiel wür
den in manchen größeren Städten oder in
größeren Gebieten· a:m Lande Kinderärzte ge
braucht WendeIl. In größeren Betrieben könn
ten wieder Betriebsärzte eingestellt werden.
Der Export von Ärzten al's \Vare in ärzte
arme Länder muß der letzte A,uSlweg seill.

Ende November ist in der Presse sehr viel

über die Kindersterblichkeit geschrieben wor
den. Ich bin der Ansicht, daß man in der
Öffentlichkeit über dieses PwhJ,em nicht zu viel
schreiben soili, um die Leute 'lllioht zu beun
ruhigen. Genau dasselbe ist es, wenn in Wien
eine KrebssausteIlung stattfindet, denn dann
weraen die Leute I1Iärrisch, weil jeder glaubt,
er hat sedbst schon den Krebs. Die Mütter sind
<lJuch beunruhigt, wenn in der Zeitung steht,
jede Minute stirbt ein Kind. Im Jahre 1945 war
es anders. Da war die Sterblichkeit sehr groß,
da haben wir eine Kindersterblichkeit von
15 Prozent gehabt. Ich will da dem Landes
sanitätsmferat Dank zollen, wei,l es bereits im
Jahre 1946 begoI1lnen hat, nichtaillein den Ge
sUiI1ldheitszustand durch ReihenunterS'uchu!lllgen
f1estzustellen, sondern im Zusammenhang damit
auch die Bedürftigkeit der Kinder in Berück
sichtigung zu ziehen und die Ergebnisse den
Hi lfsorgan isationen bekanntzugeben.

Zur IB,ekämpfung der Raohjtis wunde von der
UNICEf eine große Menge von Lebertran zur
Verfügung gestellt, der unentgeltlich an die
Kiruder'abgegeben wurde. Aber dennoch können
wir immer wieder ,f,eststellen, daß Rachitis
fäHe auftreten. Neulich ist mir wi,eder ein Blatt
des Gesundheitsamtes in die Hände gekommen,
in welchem eine großzügige IBekämpfung der
Rachitis angekündigt wird. Es sind niäJmlich
Lebertra'nlkonzentrate in gmßen Mengen vor
handen, die Ärzte müs,sen davon: Inur Gebmuch
maohenund die betreffenden Mengenanfor
dern. Die Aiktion, die hier ,gestartet wurde, er
faßt die Kinder vom sechsten Lebensmonat bis
zum sechsten Lebensjahr. Diese Lebertrankap
seln müssen nämlich regelmäßig genommen
werden, und; zlwar von Kindern bis zu zwei
Jahren durch drei Monate täglich eine Kapsel
u1lJd von Kindern von zwei bis sechs Jahren
durch ZJwei Monate hindurch.

Wwn uns alle di·e angeführten Maßnahmen
gelingen, werden wi.r die Sterblichkeit bei den
Kindern herunterdrücken können. Durch die
RachitirsbekämpIung können wir die Stel1blich
keitszahl aiuch bei den Säuglingen herunter
setzen. Sie 'wird aber auch durch die Be
kämp,f:ul1ig von Scharlach, Diphterie und Tuber
kulose herabgesetzt. Hat die SälulgliI1'gssterblioh
keit im Jahre 1946 noeh 8,5 Prozent betra'gen,
so ist sie heute auf ö,3 Prozent zurückgegan
gen. Ich muß da schon ehrlich sagen, daß das
gar kein Grund ist,alarmiere'nde Nachrichten
in, die Presse zu geben, denn die Sterblichkeit
hat 'vor dem Jahre 1938 in friedenszeiten auch
ö,3 Prozent betragen.

Ich habe hier einen Auszug über die Säug
lingssterblichkeit in verschiedenen Ländern. Da
kann ich I'hnen mitteilen, dlaß zum iBeiiSpiel
im Jlalhre 1947 die Sterhliohk,eitin Belgien
13 Prozent betragen hat, in Ungarn 11 Pro-
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zent, in RumälI1ien 19,9 Proz,ent. Im Jahre 1948
betrug die Sterblichkeit in Mexiko 10 Prozent,
in Portug,al e'benfaHs 10 ProzCl1't. Da sind also
auch Länder darunter, die keinen Krieg über
siah ergehen lassen mußten, und die auch finan
ziell bestimmt sehr gut gestelilt sind. Wenn man
daher die Vel'hältnisse .in Nieaerösterreich be
trachtet, das durch Iden Krieg derart ,heimge
sucht wurde, so muß man sagen, daß die von
uns eingeleiteten Maßnahmen von Erfolg be
gleitet waren.

Wir haben in niederösterreichischefll Spitä
lern, besonders in den gJ'ößeren, auch 6gene
Kinderabteilungen. Wir ,haben vor aMem das
KinderkraI1lkenhaus in Speising, auf das wir
ungeheuer stolz sein k,önnen. Ich haibe anläß
lich einer Kontrolle .in Speising1a'uch diese
AnstaH besucht und habe feststelletlJ können,
daß dort eine Willklich ,fachlich einwandfreie
Leitung besteht. Die Edolge, die dort erzielt
werden, sitlld 'von großer Bedeutulng. Ich
möchte erwähnen, daß zum Beispiel allein im
Speisinger Krankenha:us Ül den letzten zwei
Jahren 14 Kilogramm Streptomycin gespritzt
wurden. Das wurdealtles gratis gespritzt, ob
wohl ein Gramm 40 S kostet. Wir haiben aber
für die Kinder di,ese Menge gratis zur Ver
fügung gesteHt und haben daher auf diesem
Gebiete bestimmt sehr viel geleistet. (Abgeord
neter Dllbol'sky: Aber nicht allein in der
Kinderanstalt.') Hauptsächlich in ,der Kinder
anstalt.

Ich komme nun zu einem anderen Kapitel,
l1lämlich zu der M.utterberatung und Säughngs
pflege. Diese zwei Kapitel beinhalten die Auf
gaben unseres J'ugendamtes. Ich stehe 'auf dem
Standpunkt, daß im Sinne des bestehenden
Gesetzes zur Vereinhe,itliohung des Salllitäts
wesens diese' Aufgaiben dem Sanitätsreferat
übertragen 'weJ;den sollten. Wenn wir alle ,Für
sorgerinnen unter der ~ontrolle Idieses Refe
rates haben, so werden ,wir auch die Sterblich
keit bei den Kindern heruntersetzen. Dazu 'Wäre
aber 31uch notwendig, daß bei den Gesundheits
ämtern eilgene Ärzte eingestelH werden, die die
faohliohe Betreuung der Fürsorgerinnen durch
führen müßten. Ich muß bei dieser Gelegenheit
auch auf die Kinderheilstätte Krems zu sprechen
kommen. Es ist schon :betont worden, daß
Krems nicht der geeignete Ort für eine Kinder
heilstätte ist. Die Kinder werden sich bestimmt
in einer wald'- und ozonreichen Gegend besser
erholen als in dem im Sommer heißen Krems,
noch dazu, wo dort durch den staubi'gen Boden
die Luft stautbgesohwängert ist.

Wast1lun den Betrieb der Kinderheillstätte in
Krems selbst anIangt, so hat die ,Anstalt den
Konsens :flÜr den Betrieb eines KindererhoIungs
heimes; sie nimmt aber für sich den Status
einer Hei,lstätte Ülll Anspruch. Das Land wirld

eines Tages in eine schwierige Situation kom
men, wenn dort et'w,as passiert. Anläßlich eiiIller
Impfung 'wurde dort festgestellt, daß bei einem
Drittel der Kinder der Befund negativ w1ar, und
daß neben diese:l] Kindern Kinder mit Knochen
tuberkulose lliegen, die infektiös wer1d!en, wenn
sie eine fiebrige Krankheit, also etwa InfluenZla
oder Pneumonie, bekommen. Ist also Krems
ei,l1le Erholungsstätte, dann gehören die kran
ken Ki'Il!dier hinaus, ist es aber eine Heilstätte,
dann gehören die ,gesunden Kinder hinaus. loh
erlaube mir daher, folgenden Resolutionsall1trag
zu stellen (liest):

"Die 'niederösterreichische Lal1ldesregiel'ung
wird :wfgefOl'dert das Nö!i:ge zu veranlassen,
daß die Kinder:heilstätte Krems an ,dieI' Donau
wi,eder ihrem urs,prünlglichen Z weck<üs Kinder
erho,lungsheim zug:efülhrt wir,d.

Falls eine Killidepheilstätte ,an einem ,geeig
neten Ort in Niederöstemelich errichtet wi,rd,
so soll dieSle im Sinne des bestehenden Ge
setzes ,dem Krankellans,taHenr(1~erat 'untel'stelH
werden."

Im Voranschl:ag ist leider die Förderung
einer Institut,ion ganz ve:1'II-,T1essen, die für das
Gesundheitswesen eine große 'Bedeutung hat,
und das ist das Rote Kr:euz. Mir wurde g,es,agt,
im HUldiget ist sowieso unter der Post "Zuwen
dungen an Vereine und Verbände" ein Betrag
VOll] 10.000 S enthalten, von dem das Hote
Kreuz etwas :bekommt. Das Rote Kreuz 'führt
Krankentransporte 'UllId Rettungsdienst auf frei
williger Basis diurdl. Der Wagenp:ark ist total
veraltet, in Ni'ederösterreich laufen nur welüg
neUe Sanitätswagen, und die BezillkssteHen
draußen, die vollständig allein auf sich gestellt
sind, können sich diese Kranke'nwagen nicht
kaufen ullld sind ,auf die Bettelei und auf Zu
wendungen, die Pl'ivate geben, angewiesen.
Ohne Krankentransport nützen die besten
Kmnkenanstalten nicht's, denn durch den Ret
tungsdienst und einen raschen Kranlkentrans
port kann vielen Menschen das Leben gerettet
wel1dJen.

Wir habCilll auf dem Lande draußen auch sehr
viele Unfa:Hhilfsstellen, die f'ür unsere ländIiohe
BevölkerUtng von großer Bedeutung sind. Im
alilgemeinen mellkt man das nicht, aber WCJ111ll

man mit der Sache zu tun hat, dann merkt
man, wieviel VerJ,etzun,genentst'lhen. Wenn
sich die Leute zum Beispiel beim ~Mähel1i die
Beine verletzen oder beim Holzhaoken sich
irgendwie verletzen, ist die Rote.JKreuz.,Hdferin
die erste, die Hi,ife leistet. Mir ist a'us unserer
Geg,end ein FaH, bekannt, wo in einem Stej,ll~

bl'uch ein spitzer Stein einen Arbeiter an der
Schläfe tralf, und die Schllagader dUl'chschnitt.
Das Blut ist wie ein SpringlbrUinlnen herausge
spritzt. Die Leute haben nicht gewußt, was sie
machen sollten. Nebenan war zufällig ein Häns-



sicherung auI,genommen, so daß für deren
AHer durch eine Altersrente vorgesorgt ist.

Hohes Haus! Ich möchte auch 'heute wieder
über unsere frei praktizierenden Hebammen in
Niederösterreich sprechen. Bereits bei den
Budgetberatungen für 1950 habe ich einen
Resolutionsantrag eingebracht, mit welchem
das zuständi,ge Rdemt aufgefordert wurde,
ehestens eine Gesetzesvorlage, das Gemeinde
hebammengesetz von Niederästerreich, dem
Landtag zur Beschlußf.assung vorzulegen.
Ich kann f!eststellen, daß sich das Referat in
den vergm1g,enen Monaten bemüht hat, die
Unterlagen, ,die für dieses Gesetz er:forderlich
sind, zu beschafI!en. Dafür dank,e ich ,dem
Referat. Es wurde zwar seinerzeit zugesagt,
dieses Gesetz bereits in der Herbstsessio'l1 dem
Hohen Hause vorzulegen, durch Verzöge
rungen ist das aber nicht möglich gewesen.
Deshalb is,tauch von meiner Seite, zusammen
mit eini,gen Kollegen dieses Hauses, am
12. Dezember 1950 eine Anfrage an den zu
ständigen Herrn Referenten gerichtet worden,
die dahin beantwortet wurde, daß die Vor
bereitungsarbei,ten bereits vor dem Abschluß
stehen und zu erwarten ist, daß zu Beginn des
Jahres 1951 das Referat dem Hohen Hause
eine diesbezügliche Vorlage unterbreiten wird.
Wenn wir dieses Gesetz beschließen, wird da
mit ein alter \'Vunsch, ein altes Verlangen und
eine alte forderung der frei praktizierenden
Hebammen erIülltsein, und wir können damit
wirklich eine soziiale Tat in Niederös1terreich
setzen. Ich wil1niC'ht neuerlich darauf hin
weisen - die Mitglieder des Hohen Hauses
wissen das wahrsoheüüich selbst -, unter
welchen Gefahren ·unsere frei praktizi'erenden I

Hebammen o'ft ihren Dienst vers,ehen, daß sie
zu jeder Tages-und Nachtzeit bereit sein und
oH weite Strecken zu fuß zurücklegen müssen.
Die Notlage der frei praktizierenden aeb
ammen resultiert auch daraus, daß viele
Frauen in ihrer schweren St1unde die Kranken
häuser aufsuchen. Dies ist 'allerdings auch zum
großen Teile durch die da und dort herr
sehenden schlechten Wohnungsverhältnisse
bedingt. Die NoUage der Hebammen ist aber
auch durch den allgemein bekannten Gebude1-
rückgang verursacht. In erster Linie sind die
ledigen und verwitweten Hebammen schwer
betroUen. Eine verheiratete Hebamme bringt
sich wesentlich leioMer durch, weil ja zum
Haushalt auch das Einkommen ihrer ,familien-
angehörigen beiträgt.

Wir 'hatten in Österreich eine reichsgesetz-
liche Bestimmung aus dem Jahre 1938, nach
der jeder frei praktizierenden Hebamme ein
Mindesteinkommen zugesichert wurde. Noch
im Jahre 1946 wurden an 132 frei pra:ktizie
rende t-It:baIJ111l1en in Niederösterreich Beträge

~
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ehen mit einer Roten-Kreuz-Tafel darauf. Man
hat die gelferin geholt, und sie :hat einen
kunstger,echten Druckverband angelegt und
dadurch ,dem ArbeiteT dasL'ebengerettet.

Es würde ZJU weit führen, wenn ich über die
anderen Kapitel der Gesu:ndiheitsver:walt,ung in
unserem Lande Niederösterreich slpr,echen
würde, denn es gibt so viele Kapitel, in denen
das Gesunidiheitswesen verankert ist. Ich glaube,
daß ich die fr:age, die ich am Anfang meiner
Ausfühl1U11lgen gestel1t habe, positiv beantlwor
ten kann, nämlich, daß die Sanitätsverwaltung
im Lande Niederösterreich den Anfordel1ungen,
die wir an sie gestellt haben, voll entsprochen
hat. Wenn versohiedentlich davon gesprochen
wurde, daß wir noch keiine Krebsmlter
suchungsanstalten haben, so möchte ich darauf
verweisen, ,daß 'wir lauch diesbezüglich ·im
l.:ande bereits den Anfang gemacht haben, weil
auf der gyrräkolQgischen Abteilung in Speising
eine solche Stelle f'ür die kostenlose Unter
suchung von frauen bereits besteht. Es wird
Sadhe der Gesunldheits,verwa\t:ung sein, daß sie
auch die Rheumabekämpfuinlg nächstes Jahr
oder nOClh im Laufe dieses Jahres in Erwägung
zieht.

Das Land Niederösterreich steht in sanitärer
Beziehung mustel1gülhg da. Ich glaube, wenn
ioh Pooihves - es läßt sich in Niederösterreich
in, dieser Sache nur Positives feststeMein .- auf
zeigen konnte, so können wir dem Sanitäts
reIerat .und seinem Direktor, sowie den
Beamten :des Re:ferates und der Krankenanstal
ten, weiter den öH'entlichen und den! privaten
Ärzten für ihre Tätigkeit unseren herzlichsten
Dank aussprechen.

Die im Budlget ausgeworfenell1i Mittel sind
also aUlf Grund meiner Ausführungen gewiß
segenbringend verwendet worden. (Beifall bei
der Volkspartei.)

PRÄSIDENT: Z,um Worte gelangt Herr
Aibg. Ern eck e r.

Abg. ERNECKER : Ich habe schon bei der
Budgetdebatteim März dieses Jahres über das
Hebammenwesen hier im Hohen Hause ge
sprochen. ,Es freut mich, daß bei der
Pos!t 512/61 der A'ns,alz von 206.000 Sauf
:220,000 Serhöht wurde. Das sind !nämlich die
Beträge für die Onadenpensionen und für die
Stipendien der Hebammen. Ich habe bereits
vom Referat gehört, daß man die Gnaden
pensionen der alten Hebammen im Jahre 1951
von 120 auf 150 S erhöhen will. Wir haben
derz,eit in Niederösterreich 90 solche Heb
ammen, die vom Lande versorgt werden, weil
sie im Jahre 1941 infolge Überalterung nicht
mehr in die Sozialversicherung ,aufgenommen
werden konnten. Der größere Teil - über
:wo - wurde seinerzeH noch in die Sozialver-



von 61.000 S zur Auszahlung gebracht; im
Jahre 1947 waren es nur mehr 35.000 S.
Durch ein Bundesgesetz aus ,dem Jahre 1947
wurde nun dieses re'ichsdeutsche Hebammen
gesetz außer Kraft gesetzt. In diesem Bundes
gesetz ast la,ueh (im § 8 die Bestlimmung ent
halten, daß den fr,ei praktizierenden Heb
ammen ein Mindesteinlwmmen zugesichert
werden ka1nn. Schon mein s·einerzeiitiger Antrag
ging dahin, daß dieser § 8 in das neue
Gemeindehebammengesetz aufgenommen wer
den soll, nach welchem ein Mi:ndesteinkommen
zu garantieren ist. Landesausführungsgesetze
zu diesem Bundesgesetz haben bi'sher die
Bundesländer Salzbung, Steiermark, Oheröster
reich und Timl besohlossen. Es ist daher wohl
begründet, daß, wenn schon die anderen
Bundeslände'r diese Durchführungsbestim
mungen erlassen 'haben, nunmehr auoh das
Bundesland Niederös,terreich, das auf. sozialem
Gebiete wirklich an ierster Stelle steht, in dieser
frage nicht zurück'steht.

Es ist interessant festzustellen, wie die ge
nannten Länder das Mindesteil1'komm!~n be
rechnet hahen. Man muß da auch wieder
unterscheiden, ob es sich dabei um ledige,
geschiedene und ver1heiratete od'er verwitwete
Hebammen handelt. Es ist ganz klar, daß
jeder einzelne fall individuell behandielt
werden muß, wie es eben auch bei Renten
wweisungen erfolgt. Ke,in fall ist dem
anderen ganz gleich.

Als J.ahresmindesteinkommen für eine ledige
Hebamme wurden fesltgesetzt: in SaIzburg
3500 S, in Steiermark 5400 S, in Tirol
3000 S und im Burgenland 2600 S. Bei 'ver
heirateten Hebammen liegen diese Sätze etwas
höher, und zwar in Salzburg bei 7500 Sund
in der Steiermark bei 9500 S. Ich habe schon
angeführt, daß eine individuelle Regellung
getroffen werden muß. Es kann ja bei jeder
einzelnen Hebamme der tatsächliche Verdienst
leicht fest'gestellt werden, da man die Zahl
der Geburten, die im Bereich einer Hebamme
waren, leicht feststeHen kann. Man kann also
feststellen, weiches Realeinkommen sie im ver
flossenen J.ahr gehabt hat.

Hohes Haus! Ich glaube, wenn das Land
Steiermark schon ein Mindeste'inkommen von
5400 S für eine ledige oder verwitwete Heb
amme festgesetzt hat, daß dann auch das
Land Niederösterreich - in dem es viel
schwerer zu leben ist a'1s in den westlichen
Bundesländern - in dieser frage nicht eng
herzig sein darf. Ich möchte das Hohe Haus
daher bitten, wenn wir z'ur Beratung dieser
Vorlage kommen, sich das Beispiel der Steier
mark z'Ur Richtschnur zu ,nehmen und die
Beträge dementsprechend festzusetzen.

Wir haben derzeit in Niederösterreich 330

frei praktizierende Hebammen, von denen 48
ledig sind. Sie sehen also, daß die über
wiegende Mehrzahl, nämlich 282, verheiratet,
verwitwet oder geschieden ist. Außel1dem haben
wir noch 60 Hebammen, die sich aus ingend
einem Gründ nicht bei der Sozialversicherung
angemeldet haben, etwa aus dem Grund, daß
sie schon bei einer Krankenversichemngs
anstalt versichert sind, odler aus irgendeinem
anderen Grund.

Ich möchte das Hohe Haus biHen, möglichst
bald in die Behandlung dieses Gesetzes !für die
Hebammen einzugehen. Abschließend möchte
ich dem Re,femt 'und der Beamtenschaft, die mit
der Ausarbeitung des Gesetzentwurfes befaßt
sind, danken. Wenn wir dieses Gesetz geschaf
fen haben, werden wir damit eine große sOZJiaJe
Tat für unsere praktizierenden Hebammen in
Niederösterreich gesetzt haber!. (Beifall bei der
Folkspartei.)

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt nunmehr
der Herr Abg. Dr. S t ein g Ö t t e 1'.

Abg. Dr. STEINOÖTTER: Hdhes Haus!
Wenn wir für das Kapitel Gesundheit'swesen den
Betl1ag von 27,472.700 S für das Jahr 1951 im
Voransohlag sehen, so m3'g diese Summe auf
den ersten Blick ziemlich groß scheinen. Bei
einer näheren Untersuchung müssen wir aber
feststellen, daß die beschränkten Mittel, die in
diesem Jahr sowohl der Bund, als auch :die
Länder und Gemeinden zur VerfügJung haben
- weil wir ein armes Land sind -, leider nur
gerade hinreichen, 'Um die Aufbauarbeit aui!
diesem Gebiete fortzusetzen.

Wlir brauchen 'Uns in Niedel'österreich hier
nioht zu schämen, sondern wir können feststel
len - ohne unbescheiden zu sein -, daß hier
in Niederösterreioh auf diesem Gehi,et, soweit
die Mitteil zur Verfügung standen fund zm
Verfügung gestellt wenden konnten, ta tsäch
lich Entsprechendes geleistet wurde.

Dieses Bundesland, VOUl dem ja schon so oft
gesagt wurde, daß es von den Wirkulligen des
Krieges und - was wir nicht ver'gessen dürfen
- ,lUch von den Wirkungen der Nachkriegszeit
am schwersten heimgesucht ww"de, muß nicht
nur in seiner Materi,alsubstanz wiederaufgebaut
wenden, sondern auch, was noch wichtiiger ist,
in der organischen Substanz der Bevölkerung.

Wenn wi,r Unüersuchungen anskllen, wlie
weit diese Wi,eldemu,fbauarbeit fortgeschnitten
ist, können wir Resultate aufzeigen, die bewei
sen, daß die Landesregierung :und der Landbg
zum Telil viel geleistet haben, wenn aouchein
noch ebenso gwßes Stück Arbeit gemacht
werden muß.

Die Lanidessanitätdirektion mit ihren Gesund
helitsämtern hat die Aufgabe, einmao] im groß,eIl
llnd ganzen den Gesundheitszustand der Beväl-
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kerung, soweit er in der Betreuung der An
sta:ltsärzk steht, zu überwachen und weiter,
wie bereits heute ausgelführt wurde, alles daran
zusetzen, um die großen Gefahren, die der
Krieg mit sich gebracht hat, die aber bei dem
heuti,gen Venkehr immer wieder auftauchen, von
der Bevölkerung zu bannen. Derzeit ist der
Seuchendienst von ü'berl1a,gender 'ß,edeutung.
Wenn von al1 den großen SeuchengespJ10chen
wurde, die die B,evölkerung heimgesucht haben,
so müssen wir dabei ein Kapitel 'besonders er
wähnen, nämlich die Geschlechtskrankheiten.
Hier hat ,der Bevölkerung tatsächl,ich eine Ge
fahr gedroht, die von einer ganz großen Be
deutung ist, weH sioh bei der einen Geschleohts
kränk1heit, der Gonorrhöe, Gefahren für die
Vermehrung der Bevölkerung herausstellen,
während bei der anderen Geschlechtskrankheit,
der Sylphilis, die Erblichkeit eine !venhängnis
volle Rolle spielt. Man kann daher der Ver
breitung dlieser beiden Geschlechtskrankheiten
nicht gründlich genug entgegentreten. Es sei
hier fes1tgestellt, daß in Niederösterreich die
Geschlechtskrankheiten heute tatsächlich wieder
unter den Stancl der Vonkniegszeit wrüok'ge
gangen sind, und daß es mit elinem verhältnis
mäßig klei'11len Apparat gelungen ist, diese Ge
fahr zu bannen.

Ich spreohehier von einem verhäiltnismäßi,g
kleinen Apparat, we~l es ,in Niederösterreich
außer den erwähnten Gesundheitsämtennl, denen
neben den praktischen Ärzten die Bekämpfu11lg
dieser Seuche besondiers äUifgetralgen war,
eigentlich im ganzen Lande mit seinen
23 Spitä'lern nur ein Spitalgiibt, das eine Alb
teilung für Haut- und Geschlechtskrankheiten
hat. Wenn wir die Planung des Kranken
anstaltenwesens in Niederösterreich vornehmen
~ - ,u111Jd sie muß vorgenommen wenden, der
Sc:hlüsselvon 6000 Betten ist ja schon bekannt
- so wlird es notwendig sein, auch nördlich
der Donau eine solche Abteiilung in irgend
einem Spitall zu eröffnen, damit durch diese
Abteilungen südlich ,und nördlich der Donau
dlie Bekämpf,ung der Geschlechtskrankheiten
zentralisiert wird und damit dieser Kamp,f
ebenso .gründIich geführt werden ,kann wie auf
dem Gebiete der Tuberkulose. Zum Glück ist
bei di,esen Krankheiten endLich all das ge
wichen, was ihrer Ausrottung - und die muß
immer das Ziel sein - so hinderlich im Wege
stand, nämlioh ihne Geheimhaltung. Man hat
versucht, diese Krankheiten nicht so genau zu
erfassen wie irgendeine andere Infektionskrank
heit. Durdh fortdauernde Auflklämng jedoch ist
diese Geißel des Krieges - ,immer wieder wenn
Kriege sind oder Kriege waren, bemellken wir
ein Anstei,gen dieser Krank'heiten - etlwas
z,urückgegangen. Diese Geschlechtskrankheiten
finden wir also heute nicht mehr in der großen

Zahl, wie unmittelbar nach Beendig:ung des
Krieges und im ersten' Jahr nachher, ja, wir
können Iheute sogar auf diesem Gebiet günst,i
gere Zahlen feststellen, als vor dem Kriege. Es
ist aber unsere Aufgabe, hier nicht :w ruhen,
sondern wie bei allen Seuchen auf ihre volil
ständige Ausrottung ,hinzmwirken. Gerade bei
den Geschlechtskrankheiten .kann dank der ,Er
findungen ·der modemen medizinischen Wissen
schafthier eine gewisse Aussicht festgestel:lt
werden, daß es ermöglicht werden 'Wi'lld, diese
Krankheiten vollständig zum Verschwil11den zu
bring,en.

Wenn \"on der Tuberkulose sohon Igenügend
gesprochen wonden ist, so soll doch noch einmal
festgestellt werden, daß :dank der Einnichtun
gen des Landes Niederösterreich 'hier ein ,s,till
stand, ja ·so!gar ein Zurückgehen dieser K'rank
heit 'festmstellen ,ist. Die Einrichtungen des
Landes Niederösterneioh haben 'es vor allem er
möglicht, ,auch dieser jlahrhunclertealten Seuche
trotz ihrer großen Verbreit:ung iHerr Z,ll wer
den. Wenn wir natürlich ,auoh hier wie bei
jeder Krankheit auf die Vorbeugung einen be
sonderen Wert legen,so müssen zwei Einrich
tungen, die in dieser Beziehung bereits im
Lande Niedel1öslerreich vorhanid'en sind, eine
entsprechende Vel1breitung finden. Das eine
sind die Reihenuntersuchungen mit dem ~

Schirmbilclgerät und das andere ist, wie schon
ausgeführt wurde, die Calmette-Impful1Ig. Die
Untersuchungen mit dem Schiirmbilldigerät
das Land Niederösterreich verfügt auch über
derartige Apparat'C - haben nun leid'Cr den
Na,chteil, daß vielfach in manohen Gegenden
nicht auch die entsprechend großen Räume
vorhanden sind um diese Untersuchungen mög
lichst sdhlagarhg und lückenlos durchrzuführen.
Besonders die größeren Märkte und Städte
brauchen für diesen Zweck doch ziemlich Igroße
und gegliederte Hä,ume, damit eben dieses
SchirmbildveDfahren so durchgefüihrt werden
kann, daß man dabei tatsächlich einen Erfolg
s\ieht. Verteuert wird dieses Schirmbildver- .
fa:hren - darum kann es leider in Niederöster- j
reicih nicht in dem Ausmaß durohgelführt wer-li
den, wie in den nordischen Ländern -- durch
die unsinnig hohen ,fdmpreise. ,Erst wenn hier •
einmal eine gewiisSie Er~eichtef'u'\1g ,eintreten
wird, ist die Möglichkeit einer gestetgerten
Reihenuntersuohungin alle'l1i Orten Niederöster
reichs sichergestellt. Diese hohen filmpreise
spielen ja heute auch bei derfÜ'hnung ,der
KrankenanstaUen, in denen sich Rönt,genabtei
Junigen befinden, eine große Rolle, weill eben die
Verteuerung der filme mit ein Grund ist, daß
die Gebarungen der Krankenhäuser Defizite
c\Ulfwelisen, über die ich noch später sprechen
werde.

Die andere Art der Tubel~kulosebekämpf.ul1g

• i'
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ist ,die Calmette-ImpfiUng. Hier bitte ich vo'r
allem neben den Ärzten auch ,die Lehrer an den
Sohulen, bei den Elternabenden und wo immer
si'e zum Volke sprechen können, möglichst ,ein
gehend für diese Calmette-Impfungen das Wort
zu ergrei'fen. Diese Ca:lmette~Impfung muß so
wie in der nordischen Welt, in Schweden und
Norwegen, wenn auch nicht eine Igesetzliche,
so ,doch 'eine duroh :groß'e :Beteiligung :aUge
meline ImpJung werden, weil wir gerade in
Schweden feststellen können, daß dort diese
Calmet'te-Impfungen zur ,kolossalen Eindäm
mung der Tulberk,ulose geführt habenl.

Wenn wir W1S die Sterbliohrkeitsstatistik an
sehen, so können wir feststellen, daß die
Tuberkulose als Todesursache in ihrer Häufig
keit schon längst nicht mehr die RoHe spielt,
wie i,n den früheren Jahrzehnten. iNeben iden
bösarügen Neubildun\gen ist es vor aUem das
kranke Hert, das heute die größ,te Todiesur
sache darstellt. Wir müssen ,albera'UCih bei der
Beurtei,lul1ig der Häufigkeit der Krankheiten 
die SoziaIversicherunrgsinstitute halben schon
lange darauf hingewies'en - >den 'rheumati
schen El1kranlkungen ein besonderes Augenmerk
zuwenden. Der gr,ößte Ausfall in der Prodiulk
tion durch Krankheitst,a,ge wird durch die rheu
matischen Erkronkungen 'verursacht, w:as ehen
bei den Krankenlk,alSsen nachgewiesen werden
kann. Darum ist die BekämpftLnlg dieseT häufigen
E'fkmnkung1sform nicht nur vom medizinischen,
sondern auch vom sozialen Standpunikt aus von
besonderer Wichtigkeit. ,Hier müssen wir,
genauso wie das jetzt bei der ,Beratung des
Voramschla1ges der Gemeinde Wien 'geschehen
ist, andiie Besatzungsmacht die Bitte richten,
uns zur Bekämp,fung dieser Volksseuche den
Kurort Baden, mit seinen Einfli<chhungen und
Bädern zur Verfügung zu steHen. Außerdem
ist es notwendig, daß die Landessanitätsver
waltung ihr Au:genmerk auf die Entw,iokluIlig
des Bades Deutsch-Altenburg richtet, weH dort
auch eiille SchwefelqueI:le 'Vorhanden ist, die zur
Behandl'ung des Rheumatismus besonders ge
eignet ist. Ich bitte die LandessanitätSiverw:al
tuug, sich lum dieses Bad in Deutsch,Alteniburg
zu kümmern. Es ist in :privater Hand. Ich weiß,
daß ich hier der rechten Seite nicht gerade
angenehme Dinge sage. Aber i,ch gIaube, daß
so wichhge Einriclhtungen für die Gesundheit
des Volkes nicht in privaten: Händen bleiben
dürfen, so:ndern daß, wie in Schallerbach, wo
möglich das Land oder irgendeine öffenthche
Institution dieses Bad in die Hand nehmen
saH, um es aus,zugestalten" damit es wirkIich
zur Beikämpfun,g des Rheumatismus verwendet
werden kann.

Wenn wir Ärzte im aIrlgemeinen jetzt etwas
zurückhaltend sind, wenn es um die Popular,i
sierung von Übeln: geht, wenn wir nicht wolle"n,

daß an weite Kreise die Bedeutung der bös
artigen NeubildunigenvermiHeH wird, so tun
wjr das aus der Erwägung heraus, daß diese
ßevölkel1ung ja erst 'vor einigen Jahren nicht
nur im aUgemeinen, sondern besonders auch
im Nervensystem durch die E,jgenart des
modernen Krieges :geilitten hat. Die Bevölke
rung würde das Wissen um der,artiige Kmnk
heiten leider in einer Form ,zur Kenntnis
nehmen, die vielfach belfürchten läßt, daß man
hier mehr Schaden anrichtet als Gutes erzeugt.

Infolgedessen ist die Form, w:ie sie soeben
Dr. Haberzettl auch alll'gedeut'et 'hat, jeden
faHs besser, nämlich, daß wir der Bevölikel'ung
raten, sich von Zeit zu Zeit in aN~gemeiTli zu
gänglichen StEiIlen, die geschaHen werden
müßten, untersuchen zu lassen. Einstwei,lenl gibt
es eine soIche SteIle, die allgemein 'zu,gäl1igrIioh
ist, nur im~mnikenhaus Speising. MaI1l müßte
aber in ,aRen ,g,rößeren Spitälem des Landes
sol,che UntersluchuI1lgssteillen schaffen, damit es
der Bevölkemng ermöglicht wird, s,ich von
Zeit zu Zeit, im Laufe von- 'sagen: wir - ein
paar Jahren ganz untersuchen zu ,lassen, um
neben anderen Dingen auch auf eventuelle Vor
zeichen von nenvösel1l Einbildungen zu Nommen.
Hier haben wir Ärzte das Gefühl, ,daß für den
Anfang bezüglich der seelischen und geistigen
Verfassung der Bevö]'kenul1Ig ,und ihres Zu
standes etwas zurvielgemacht wurde, obwohi
die Gelfahr dieser Kranrkheiten,vor denen ge
warnt wurde, nicht unterschätzt werden darf,
weil sie in der von mir erwähnten Todes
statistik neben den Herz/krankheiten an zweiter
Stelle und die Todesfälle an Tuber1mlose erst
an vierter iStelle stehen.

Wel1ln wir nun also auf der einen Seite die
wichhgste'l1I Krankheiten und Seuchen genannt
haben, so müssen wir nun anderseits den Ein
richtungen des Sanitätswesens auf anderen
Geb1jetcn auch eine kurze Zelit der IBeachtuno·

, '"
schenken. Und hier ilst dlCr Ärztestand seit
Jahrhunderten der Stand, der dazu Ibemfen ist
- er ist es heute noch -, nicht nur die
Menschheit von den Krankheiten zu Iheilen, son
dern auch- und darin müssen wir Ärzte
unsere vornehmste A1ufgabe erbHcken -a[]es
zu tun, um 'Krankheiten nicht entstehelli zu
fassen. Das Ärzteprohlem ist ,auch in Öster
reich so w,je in vielen Ländern der Welt ein
ganz besonderes Problem geworden, weH wäh
rend rund nach dem Iletzten Krieg der Andrang
zum Studium für diesen Beruf derart zugenom
men hat, daß wir !heute ruhi,g von einer Ober
füll ung ,des Arzt.eberufes in Östermich sp'rechen
können. Vor dlrei Tagen ist doch erst im Wiener
Rathaus f<e'stg'est,elH worden, ,diaß '.in den näch
sten zwei Jahren in Österrclioh 4000 Medizin
studenten promovieren werden. Das ist jene
Zahl, ,die wir vor dem Kri1eg überhaupt an
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Ärzten hatten. Wir werden wahrscheinlich
lTach diesen zwei ja'hren in Österreic1h 15.000
bis 16.000 Ärzte halben, also das Vierfache der
Anlzahl, die wir vor dem Kriege hatte!!. Dieses
Problem ist natürlich 'unlösbar, weil wir diese
Leute nicht unterbringen können, und es ist
auch für ·die Betrelflfenden von einem ,furcht
baren mat'criellen Nachteil, weil es ihnen un
möglich sein wird, Stellen zu finden, die es
ihnen ermögoliohen, ihr Auslangen zu finden.

Hier spielt nun der zweite oder dritte fa,ktor
in der Gesundheitsbetreuull,g eines Volkes eine
gl'Oße RaUe, nämlich die SoziaIversichemng.
Wir können ,uns ja heute ü'gendeinen Kampf
g.egen die K'flankheiten, ir,gendein Bestreben,
die Ges'undheit der Bevölkerung zu fördern,
ohne Sozialrversichemng überhaupt nicht mehr
vorstellen. Es ist selbstverständlich, wenn
solche fragen über die förderung der Gesund
heit der Bevölkerung eines Landes ZUr Debatte
stehen, daß wir uns alle Gedanken machen
müssen, wie die Soz'ialv·ersicherung in der Zu
kunftaussehen wird müssen, ium ,ihren großen
Auflgaben ,gerfC'ht zu weriden. Wir hören doch,
daß heute nicht nur wirtschaftlich Unselb
ständige, sondern auch wirtschafthch Selb
ständi,ge bestrebt sind, solche ül1'richtungen zU
schaHen, und wir sehen bei den Verhandlungen
mit den Krankenkassen, welch großen Körper
wir hier gegenüberstehen, weil es, und das
muß einmal grundsätzlich festgestellt werden,
in diesem Staat und in diesem Land zu viele
Krankenkassen glibt. Es gibt zu vie,le Kassen
und zu viele fußballiverei,ne. Das ist eine Über
flutung, die von keinem Standpunkt aus gebil
ligt werden kann. aier im Rahmen einer großen
Volksversie'hen1ll'g die möglichst gerechte Ver
teilung der Risken Z'U finden, ist eine A'uf,gab."
für die Gesetzgebung unseres Staates. Wenn
wir da nicht rechtzeitig vorangehen, werden
wahrscheinlich, obwohl die Krankeiliversiche
J1ungsanstalten heuer mit 50 Millionen Schil
ling gestützt werden, viele dieser Kassen sehr
bedenkliche finanzieHe Schäden erleiden.

Wir können also, wenn wir auC'11 in Zukunft
für die Gesundheit unserer Bevöl'kerung sorgen
wollen, vor dieser Frage nicht zurückweichen.
Das ist zwar keine Landessache, aber zumin
dest muß eben überall, auch hier in Nieder
österreich, in der Presse, in Versammlungen,
du.rch 'Broschüren und Flugschriften, der Ge
danke der Volksversichenung erörtert werden.
Es muß jene fO'nm ,der Volksverskherullg ge
funden werden, die das Beste erreicht im
Kampfe gegen die Krankheit und in der Er
haltung der Gesundheit der BevölkellUng. Ohne
die Sozialversicherung entsprechend zu lenken
und alles Notwendige hierzu beizusteuern,
hätten ,ll<le unsere Bestrebungen schließlich
keinen Zweck und würden auch nicht das el'-

reichen, was wir aHe woUen. Die Ärzte brau
chen vor allem die KrankenversiC'11epung, weil
es ja ein Gemeinplatz ist, daß die Ärzte zum
großen Teil ohne diese Versicherung nicht
leben können. Wir können das Problem der
Obedüllung des Ärzteberu:fes nicht lösen, wenn
wir nicht gleichzeitig die Krankenversicherung
in entsprechende Bahnen lenken. Die Sozial
versichel'ungsträger müssen uns aber auch in
dieser Frage ZiU Hilfe kommen, damit wir mög
lichst bald eine große Anzalhl von Igut ausge
bildeten Ärzten der kommenden VoIksrversiche
rung zur Verfügung stellen können.

Das Jungärzteproblem war bis vor kurzer
Zeit ein erbarmungswürdi1ges. Die jungen
Arzte haben nach achtjährigem Mittelschul
studi'um, .fünfjähr'igemHochschmlst,udium,
meistens unterbrochen durch drei, vier oder
fünf Kriegsjahre, wenn sie ,in die Spitä!ler
kamen, oH ein halbes Jahr oder ein jahr, in
manchen Fällen sogar zwei jahre, weder
irgendein Gehalt oder ,eine UnterstütZ'Ung be
kommen. Es ist tats:ächlich kein Berufsstand SO

in Gelfahr, vollrkommen verproletaris-iert zu
werden, wie der Ärztestand und deswegen ist
es ZIU be,grüßen, daß im letzten Monat doch so
wohl der Bund als auch die Länder damn.
gegangen sind, entsprechende Gesetze zu schaf
fen, damit diese jlungen Le,ute zu ir1gendeinem
E'inkommen gelangen. Nach dem kommenden
Gesetz und den diesbezüglichen VorsaMag der
Ärztekammer wird der Grundgellillt der Jung
ärzte 310 S, nach zwei Jahren 350 S, und der
Grundgehalt der Assistenzärzte 450 S betragen,
wobei auf jeden Arzt 30 Betten kommen sol
len. Nach dem Verlangen der Ärztekammer,
dem wahrscheinlich Gehör geschenkt werden
wird, werden die Assistenten, die bereits eine
dreijährige Ausbildung hinter sich haben, il1
diesen Sch'lüssel nicht einbewgen. Damit w.ird
es möglich sein, eine bestimmte Anzahl von
Arzten in den Spitälern Niederösterreichsein
zlusteHen. Wir werden die Landessanitätsdirek
hon beauftragen, dafür zu sor,gen, daß in jedem
der 23 Spitäler Niederösterreichs Jungärzte
nach diesem Schlüssel ei,ngestellt werden, wobei
freilich die Gastär.zte, von denen man ,immer
nur eine Iganz geringe Anzahl zulassen wird,
noch immer ohne Verdie,nst dastehen. Dieser
Umstand istde.swegen besonders schwierig,
weil in den niedrerorganisicr'ten Spi·tälel1n, also
in Spitälerll1l mit nur einer oder zwei Abteilun
gen, die Ausbirldung der jungen Ärzte nicht
entsprechend sein kann. Bei Idieser Planung
müssen wir 'überhaupt davon abgehen, Spitäler
mit nur einer Abteilung mit jungärzten zu ver
sehen. Die heutige moderne medizinische Wis
senschaft verlangt mindestens, auch im klein
sten Spital, eine chiwrgische und eine interne
Abteilung. Die Sohwierigkeit besteht nun darin,
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daß in mindestens der Hälfte der Spitäler die
Jungärzte in den drei Jahren nicht jene Aus
bildung 'erlangen können, wi'e di'es in den besser
organisierten Spitälern der Falil sei,nrkalln, wo
es durch die vorhandenen Primariate möglich
ist, den jungen Ärzten neben der chinurgischen
und j'nternen Ausbildung, auch jene in den
anderen Fachgebieten angedeihen zu J,a'ssen:
Einstweilen Erind s,eitens der Lanrdessanitäts
diTektion Ul1'tersucrhungen im Gange, wie dieser
Zustand ervenutreIl durch A'U'stausch beseitigt
werden kann .• Die Sache ist also sehr schwierig.
Sie stellt ein neues jrungärzteproblem dar, weil
uns daran gelegen sein muß, daß die jungen
Ärzte nach den drei vorgeschriebenen Jahren
alles gesehen haben, was s'ie eben in einem
kleinen Spiitral, wo nur zwei Abteilungen sind,
nicht sehen können.

Über die Gemeindeärzte ist schon gespro
chen worden. Auch über die Notwendi,gkeit
der FÖl1derung des Roten Kreuzes, durch deren
Einrichtungen dire Kranken l1asch in dlie Spitäler
gebracht wellden können, i,st schon gesprochen
worden. Die Ärzt,ekammer 'hat dlafÜrr zu so'rgen
- da bitte ich auch die Landesregierung, sie
darin zu unterstützen -, daß für jeden Arzt

. das unentbehrliche Gerät, das Auto, zu er
schwinglichen Preisen zur Verfügung gesteIlt
wird. loh habe während meiner ifünfjährigen
Tätigkeit in der Ärztekammer o:fltmals fest
stellen müssen, daß Ärzte, d,enen nach.gewiesen
wurde, daß sie ihre Pflicht nicht voll evfüHen,
vollkommen entsp'foc:hen haben, sohald sie ein
A,uto hatten, weil sie eben mit diesem fahrz,eug
wirk,lich bei Tag und Nacht die Möglichkeit
haben, ihre Pflioht zu erfüllen. Es ist auch
davon rgesprochen wOl1den, daß die Landes
sanitätsdirektIion pl:ant, nach reichsdeutschem
VorbHd ,in den GesllndheHsämtern noch
einen zweiten ArztanZiustellen. Das ist des
wegen begrüßenswert, weil man dadurch wie
der eine bescheidene Anzahl - es würde sich
hier um 20 Ärzte handeln - junger Ärzte an
stellen könnte und weil außerdem den Gesund
heitsämtern die Erfünung ihrer Aufgaben
jedenfalls erleichtert würde. Dieser zweite Arzt
könnte zur Schu:luntersuc'hun,g, zur Mutterrbe
ratung, ferner zur· Turberkulosel1'fürsorge,
Rheumatikerfürsorg;e und für!sor:~e 'für alle
jene Krankheiten, über die ber~its i'gleiSproch'en
wurde, herangezogen werden. Die Einrichtung
in einigen Ortsgemeinden Niedel1österreiohs,
daß sich das Land, die betreffenden Gemeinden
und die SoziaLversicherul1'gsinstitute zur Grün
dung von sehr gut eingerichteten Tubel1kulose
fürsor,gestellen mit rgl:eidhzeitiige'f Behandlungs-
mögliohkeit d\urch einen LUl1'genf!acharzt ver
einigen 'ist sehr gut und sehr zu 'empfehlen.
Sie ist bel1eits in iSt. Pölten 'und Wiener Neu
stadt eingeführt worden und soli! auch in

Krems und Neunkirchen in der nächsten Zeit
eingerichtet werden. Dieser Aktion muß jeden
falls das Wort 'geredet werd.en, weil dadurch
die Möglichkeit gegeben ist, gegen die T,uber
kulose sozusagen schon im Vodeld energisch
einzuschreiten.

Neben den Ärzten aber sind ebenso wichtig,
sowohl im Spital als aruch außerhailb des
Spitals, die Krankenschwestern. Der Kranken
schwester- und Pflegerinl1enbemf wurde früher
vieHach von geisthohen Orden ,versehen und
wi'r sehen eigentlich noch in den meisten
Spitälel1n geistliche Schwestern. Wir müssen
aber feststellen, daß für diese geistlichen Orden
fast gar kein Nachwuohs mehr vorhanden ist.
Infolgedessen ist die Notwendigkeit vorhanden,
Pflegerinnen ausZIubilden, 'und zwar nach dem
österreiohischen System. Nach dem österreichi
schen System dauert die Ausbildung drei
jahf'e, siie ist gründlicher als die deutsche. Hier
waren wir den Deutschen voran, die diese rAus
bildrung in zwei jahren durcMühren wollten.

Neben den Wiener Schulen gibt es bereits
eine Schule im St.-Pöltner LandeSikran;kenhaus,
die Landespflegerinnenschule. Ich bin sehr ifroh
und dankbar, daß es ,uns gelungen ist, mit
Hilfe des Sozialministeriums und der Landes
regierung vor sechs Jahren diese Schuile in
St. ,Pölten zu gründen. Diese Schule hat schon
zweimal DiplomprÜlfiungen abgehalten, so daß
die Schwestern zJWeier jahrgänge <als rdipJo
mierte pnegerinnen die Schule bereits verlassen
haben. Die Schule ist derzeit in einer ehe
maligen, jedoch sehr guten Militärbaracke
untergebracht, die natürlich inzwischen voill
ständijg für dien Igerdacihten Zweck oeil1l~erichtet

wUl1dre. Die Schule muß iaber trotzdem 'tr:achten,
in einem festen Gebäudle 'unterzukommen. Das
Gebäude, das für die Landeskranikenpflegerin
nenschule am ,geeignetsten ist, weil es vor
allem einen großen Garten besitzt - das ehe
malige Truppenspital -, ist derzeit von der
Besatzung in Ailispruoh rgenommen Sobald
wir also dieses ehemalige Truppenspital frei
hab~n werden, wird die Landeskrankenpflege
ünnenschule in St. PÖlten dorthin übersiedeln.

Unseren Bedarf an Schwestern müssen wir
derzeit leider aus den Wiener Sohulen decken,
es wi!'d noch ein bis zwei Jahre dauern, bis
wira<us unserer LandeSlkranikenpflegerinnen
schule an die übrigen Spitäler werden Schwe
stern abr~eben können.

Die Schule hat sich im St. PiÖlten sehr gut
einigelebt. Die Pnim:arärzte dies ,allg>emeiinen
Krankenhauses in SoL iPöHen: srind seih'r rgute
Lehrer !geworden. Sie haben sich für diese Lehr
tätigkeit interessiert. Die Inspektionen durch
die Landessanitätsorgane ergeben immer wie
der, dlaß dire Schule in Sot. Piölt'en vollkommen
das Niveau der Wimer SahuIen erreicht. Icrh
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bilbe also, daß das Land di'cse Anstalt unter
stützen möge. Ich habe auch 'einen di'esbezüg
lichen Resol'ut,ionsantrageingebracht, :der die
Landesreglierung ersucht, falls am Ende ,des
Jahres wieder finanzielle MiH'el frei wer,den
sollten, dies'er Schule wieder 100.000 S -- wie
das heuer geschehen ist - zuzuwenden.

An die Öffentlichkeit richte ich aber den
Appell, junge Mädchen über 18 Jahren, die die
Berufung in sich ,fühlen, Krankenschwestern zu
werden, in diese Schulen zu schicken. Gefordert
wird die Absolvierung der Hauptschule, wo
mög,lich auch ein bis zwei Jahre Haushaltungs
schule. Die Schülerinnen werden ohne ,Entgelt
aulfigenommen, sie bekommen sogar neben der
Vel1pflegung und Bekleidung ein angemessenes
Taschengeld. Es ist jedenfa\.ls die Möglichkeit
gegeben, junge Mädchen im schönsten Beruf,
den es eigentlioh für eine Frau gibt, unterzu
bringen. Diese Mädchen werden in den drei
Jahren sorgfältigst unterrichtet und entsprechen
dann vollkommen den Anforderungen, die an
eine öst:erreichische Diplomschwester gestellt
werden.

Von den Sorgen der Krankenhäuser in Nie
derösterreich und in ganz Österreich ist schon
gesprochen worden. Ihr Defizit wird immer
größer. Die 23 Spitäler in Niederösterreich
haben nach ihren Vornnschlägen ein! Defizit
von rund 5 Millionen Schilling, und es ist nun
die frage, wer dieses Defizit decken soll. Bei
unseren 'letzten Besprechungen mit den Sozial
versicherungsträgern haben die Vertreter der
Krankenklassen mit Recht fest'g'estellt, daß sich
bei diesen Bespreohungen über die Deckung
der Defiz'ite inlmer nur die spitalserhaltel1lden
Gemeinden auf der einen Seite und die Vertre
ter der Krankenkassen auf der anderen Seite
befinden, daß aber ein Faktor vollständig fehlt:
der Bund. Das Land schickt seinen Vertreter
als Vorsitzenden zu diesen Besprechungen hin.
Das K'rarikenanstaltengesetz vom Jaihre 1920
sagt in den §§ 48 und 49, daß zur Deckung
des Defizits der Krankenanst,alten und zur Er
lal1lgung der MiHel für Erweiterungsbauten
beizutragen ihaben: der Krankel1!haussprenge1,
der Krankenanstaltsbeihagsbezlirk und der
Bund, und zwar der KnankenhcHisspreng:1
zu drei Achteln, der Krankenanstaltsb<eihags
bezirk zu zwei Achteln und der B'und zu drei
Aohteln. Im nied!erösterreichischen Ausfüh
rungsgesetz, ,das auf dies,es Grundsatz'gesetz
folgte, wurde das Land zum iKnankenhaus
sprengel 'und :wm KrankeJ11anstaHsbeitmgs
bezük best,immt, 'und :die zwei Achtel des Kran
kenanstaltsbeitragsbezirks wurden der ~pitals

erhaltenden Gemeinde aufgelastet. Für Nieder
österreich wurde also eine klare Lösung gefun
den, nach der die betreUende Gemeind',> zwei
Achtel, das Land drei Achtel LInd der Bund

dj'ei Achtel sowohl zur Deckung des Defizits
als auch der Ko,sten für Erweiterungsbauten
der Spitä,ler z,u zahlen hatte. Interessanterweise
ist im Krankenanstaltengesetz schon damals in
der betreffenden Gesetzesstelle, die ich erwähnt
habe, die Bemerkung aufgenommen, daß der
Betrag, der von den Krnnkenkassen zu den
vollen Verpflegungskosten nicht geleistet wird,
in dieses Defizit aufzunehmen ist. Es war also
schon damals, als das Krankenanstaltengesetz
geschaHen wurde, klar, daß sich die Kmnken
kassen nioht immer in der finanziellen L:age
befinden werden, um die vollen Verpflegungs
kosten bezahlen z'u können. Das ist also keine
Neui:gkeit, sondern das ist scho'l1 bei dier
SchaIfunlg dies Gesdzes herücksic<1ltigt worden.
Es ,erhebt 'Slich nun die 'f'rage: Ist es ein natür
licher Prozeß, daß in allen Spitälern die Defi
zite ständige ,stei,gen? Diese Fmge muß end
llicheinmal mit einem klaren Ja beantwortet
werden. Hei der ,he'utigen Entwicklung ,der
mediz,ini'Sc'hen Wissel1'soh'aft, bei den heutiiigen
hO'hen Medikiamentenpr'eisenund hei dier Art
der ß,ehandlung der K'ranken im modernen
Krankenhaus wird es keine kostendeokenden
Verpflegunlgsgelder geben. Das weiß man in
den 'hüchentwiC'keltenLänd'eTn Europas schon
lange. Weder in der Schweiz, noch in Schwe
den, noch in fmnk,reich und Deutschland
gibt es kostendeckende Verpflegungskosten.
Jedes Spital muß, wenn es modern geimhrt
wird, mit einem Defizit rechnen. Die Behand
lung der Typhuskrankenkostet allein für einen
Fall 800 S. Es ist heute schon von den hohen
Kosten derjenigen Medikamente gesproohen
worden, die bei der Bekämpfung der Tuber
kulose angewendet werden. Diese verschhngen
derart enorme Summen, daß die Sanitätsverwal
tung d2S ;Landes Nie.ct1erös:terreich sowi1e aUe
anderen Sanitätsverwaltungen die Verwendung
solcher Medi.kamente nur den Fachärzten ge·
stattet. Diese Medikamente, wenn sie nicht in
der Hand von Ärzten sind, die :dauernd mit
diesen Medikamenten zu tun haben und die
daher die fäHe kennen, in denen diese Medi
kmnente unbedingt ver,wendet werden müssen,
verschlingen derartige Summen, daß sich dar
aus eben diese Defizite ergeben.

Wir wünschen - ich 'h'ahe schon oft im
finama,ussc,huß darüber gesprochen - den
Spitälern zur Herabminderunig ihrer Defizite
raten,WirtschaHshöfe zu errichten, wie das zum
Beispiel in den meisten Irrenanstalten des
Landes üblich ist. ,Die Verwendung der Wirt
schaftsprodiukte für die VerpHegung der Pa
tienten würde dazu beit'l"agen, die Verpn~gs

ko:sten wenn schon nicht kostendeckend Z'L1

gestaHcn, so doch entsprechend zu senken.
Zur Sanierung der Gebarung der Kranken

anstalten müssen die §§ 48 und 49 des

t

I
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Knankenanstaltengesetzes, di'e vom National
sozialismu.:; wäh~end der Zeit der Okkupation
Öste:rreiohsalufgeihohen wurden, wi'e,dter einge
führt werden. Es :bestrehen wohl gewisse Schwie
rigkeiten, und zw,ar nicht nur in Nieder,öster
reich, 'sondern auch in allen anderen ß'u:ndies
ländenn. Während ,in Nriederösterreic'h 21 Spitäler
Oemeifildespitäle'r sind und ,nur zwei Spiltäler -
Speising und Tulln - dem Lande gehören,
gibt es Länder, zum Beispiel Steiermark und
Kärnten, wo sämtliche Spitä,ler Landesspitäler
sind. Die Gemeinden dieser Länder sind sozu
sagen jetzt Gegner des berechtigten Verlangens
seitens Niederösterreich und Wien, daß die
§§ 48 und 49 wieder in Geltung kommen; sie
sagen nämlich, da müßten sie wieder einen
Beitrag zu den Defiziten leisten, weil eben nach
diesen Paragraphen die Gemeinden drei Achtel
beizutragen haben. Die Lösung wäre sehr ein
fach, wenn in diesen Ländern, das niederöster
reichische System Eingang findet, nach welchem
die Krarnrkenranstalten in Sprengel- und Bei
tragsbezirke zusammen,gefaßt werden. Jn die
sen Ländern müßte dann eben das Land die
Kosten übernehmen.

Ich habe einen Resolutionsantrag einge
bracht, wonach die Landesregierung aufge'fior
dert werden soll, beim Bund zu erwirken, daß
die §§ 48 und 49 wieder in Kraft gesetzt
werden, damit wiT aus diesem unmöglichen Zu
stand herauskommen. ,Es ist bezeichnend, daß
heute noch ein sogenannter "Sohnellbriief" der
Ber,li'llier Reichsregi:efiUng der nationalsozialisti
sahen ÄI1a, Gültigkeit hat, wonach sich die Ge
meinden ein1fach damit bescheiden müssen, die
Defizite ihrer Spitäler allein zu tragen.

Es list heute schon 'von der Wichtd'gkeirt eines
weiteren faktors im Gesundiheitswesen g,e
sprochen wO'fden, nämEch rder Hebammen. für
ihre Weiterbildung hat man sich mit dem Ge
danken getragen, in Speisingeine Arbtei1ung
für GeburtslhriHe ZUI errichten, wo auch Wi'edier
holulligskur'se für die Ausb,ilcLun,g der Heb
ammen ablgehaHen werden s'oHen. Derzeit sind
28 junge Mädchen aus NiedeJ1österreich in der
Semmelwers-iKIinik,dterZentTaIhebammenanstaIt,
um sich dort für ,ihren BNuf vorzuberleiten.
Sie bekommen für diesesStludri'um Stipendien,
weil schließlich dias Unterr!ichtsentgeH für eine
Sohülerin monatlü,h 240 S beträgt und die
wenigsten Sohülerinnen in der lage sind, die
sen Betragz,u leisten. Es ist nun die Frage, ob
es sich tatsächlich auszahlen würde, für Nieder
österreich eine Hebammenklinik in Speising zu
errichten. Die Geburtenhäufi,gkeit ist doch nicht
so groß, daß wir unbedingt mehr ,Hebammen
brauchen. Ich glaube, wenn durch ein paar
Jahre hindurch jährlich rund 30 Hebammen
ausgebildet werden, werden wir die nächsten
Jahre das Auslangen finden. Anderseits sind

auch nicht die entsprechend besonderen Gebur
tenfälle vorhanden, um dieser Hebammenschule
das notwendige Unterrichtsmaterial zu geben.
JedenfaUs müssen 'wi'r trachten, wie ich auch
schon erwähnt habe, daß nicht Hur südlich,
sondern 'auch nördlich der Donau die Spitäler
so gegliiediert werden, wie es in SI. Pöltenund
Wimer Neustladt derf,arll 'ist, nämlioh .aaß sie
eine !glrößer,e Anzahl von AMeilrungen hek.om
men. Daz'ugehört unhediil~gta'uüh die Er'riüh
tunjg einer Prosektur. Der Prosektor hat unter
anderem auch die Aufgabe, in Ni'edrerÖ'sterreich
gerichtsmedizinisch zu arbeiten, eine Aufglabe,
die früher praktischen Ärzten, die dieses fach
mit der Zeit erlernt haben, übertragen war, die
aber eigentlich wirklich nur ein Arzt ausführen
kann, der pathoilogischer Anatom ist. Südlich
der DOl1lau haben wir eine Prosektur nur in
Wiener Neustadt und in St. Pölten, so daß sich
derzeit die Pathologen aus Wiener Neustadt
oder St. ,PöHen ,dmthin begeben müssen, wo
ei,ne gerichtsmediilinische Ull'tersuohug verlangt
wird. In weloher Stadt die Enlicm1tung einer
Prosektur am besten wäre, ob in den Spitälern
in Horn oder in Krems, müßte ,noch untersucht
werden. Es ist jedenfalls zu wünschen, daß
möglichst bald wenigstens eines dieser Spitäler
ebenso ,mich geghedeTt aus.gebaut wiTd rund
eine Prosektur Ibekommt, weril z'ur modernen
Krankheitsbekämpfung eben auch eine Prosek
tur unbedingt notwendig ist.

Wir würden nicht volls,tändig über das
Gesundheitswesen sprechen, wenn wir bei
diesem Kapitel nicht auch die F öJ1demug einer
Einrichtung wünschen würden, die wie keine
andere geei'gnet ist, schon i,n der l'ugend vo'r
beugend zU wirken, Sie betrifft das Sport
wesen.

Im Voranschlag ist eine sehr 'ß,escheidene
Summe - ich glaube 110.000 S wurden
genannt (Ruf bei der ÖVP: 120.000 5) -
für die Errichtung von Spor,tplätzen ,einge
setzt. Aus dem Toto skhen zwar Summen zur
Verfügung, die es in den nächs.ten Jahren er
möglichen werden, eine <Reihe von Sport
plätzen für unsere Jugend zu errichten.

Das wäre das wich ügste, was beim
Kapitel Gesundheitswes,en den Landtag und
die Landesregierung zu j'nteresS'ieren Ihat. Wir
werden zwar im J ahDe 1951 mit den für das
Gesundheitswesen veranschlagten 27 Millionen
Schilling nicht das Auslangen finden. Es
wurde ja ausg,erechnet, daß wir, um alle
berechtigten und in dien großen Plan hinein
passenden Wünsche der niederösterreiClhischen
Spitäler zu erfüllen, die Summe von 35 Mil
lionen Schillin:g brauchen würden.

Das Land NiederösteTl'ekh hat bis jetzt die
Verzinsung und die Tilgung von Darlehen an
Krankenanstalten in dler Höhe von 2,9 Mil·
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lianen Schilling übernommen. für 1951 sind
2,2 Millionen Schilling für diesen Zweck vor
gesehen. Im vorigen Jahr war es möglich, im
Spital in Mistelbach !Um 700.000 S gröBere
Bauten zu errichten, in Krems wurden größere
Rrestaurierung,en mit einem Kostenaufwand von
200.000 S vorgenommen, es wurrrden also für
diese zwei Spitäler allei'n rund eine Million
Schilling ausgegeben. Auch im Spital in Am
stetten siind Erweiterungsbauten durchgeführt
worden. Die für 1950 vorgesehene Summe hat
geradehingereich t, um irn den erwähnten Spi
tälern klreinere oder größere Bauvorhaben
durchzuführen, und im Spital in Baden die
[rrichtung einer modernen Infektionsanlage
zu ermöglichen. für nächrstes Jahr stehen uns,
wie erwähnt, 2,2 Millionen Schilling zur V,er
fÜgiUIlg. Jedes der großen Spitäler würde aber
für sioh allein eirn vielfaches die3cr Summe
brauchen, um die notwendigen Ergänzungs
bauten durchführen zu können.

Wir werden uns noch erine Reirhe von Jahren
mit die3er Angelegenheit zu beschäftigen
haben, weil ja die Spitäler wirklich ausgebaut
werden müssen, um den modernen Anforde
rungen Genüge leisten zu können. Wir
brauchen hi,er um eine gebräuchliche
Redensart zu verwenden - unser Licht nicht
unter deli Scheffel stellen. Alle jene, die zum
Beispiel Spitalseinrichtungen in Schweden
besichtigt haben, müssen feststellen, ·daß in
bez'ugauf die ärztlic'hen Eimichtungen und
in ,bezug auf die verschiedenen Operationssäle
in Sohweden die Verhältnisse nicht viel anders
sind als in diesem armen Österreich.

Wo uns aber die betreffenden Länder vor
aus sind, das sind die Einrichtungen für die
Unterbringung der Schwestern und Ärzte. !:[
den schwedJischen Krankcnhäus,ern gibt es fast
eigene Ho'lels -- wenn Sie sie so nelmen
wollen , die der Ärzteschaft und auch den
Pflegeschwestern während ihrer A,ufenthalts
zeit im Spital entsprechende Unterbringungs
mögrliohkeiten bieten. rEs ist doch selbstver
ständlich, daß ,die Pflegeschwestern bei der
Ausübung ihres schweren Berufes auch ent
sprechend untergebracht werden müssen.

In St. Pölten haben wir das Glück, die
Schwestern unter solchen Verhältni'sscn unter
bringen zu können, daß man hierbei von ei'ner
gewissen Wohnkultur spreohen kann. Wir
müssen diesen berechtigten Ansprüchen der
Schwestel'ill Rechnung tr,agen.

Aber auch den auf dem Gebiete der
Krankenpflrege tätigen geistlichen Ordens
schwestern müssen wir im Namen des Landes
Dank sagen für ihre Ausdauer und für ihre
Opfedreudig!keit. Selbstverständlich können
wir heute die geistliche Krankenpflege nicht
mehr als 'so billig bezeichnen, wie sie es früher
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war, weil ganz mit Recht auch die Orden
jetzt eine entsprechende Bezahlung verlangen.

Ich habe Ihnen in kurzen Zügen, soweit es
mir möglich war, das Wiohtigste über das
Gesundheitswesen des Landes zrur Kenntnis
gebracht, 'und ich glaube, wir sind alle, trotz
der Verschiedenheiten uns,erer sonstig;en An
schauung'en,der Meinung, daß für die Ge
sundheit der Bevölkerung Opfer gebracht
werden müssen. Hier ist es notwendig, alles
daranzusetzen, um ,der 'BevölkellUng, die so
Schweres durchgemacht hat, wieder ,den Weg
in eine schönere Zukunft anzubahnen. (Beifall
bei den Sozialisten.)

PHkSIDENT: Zum Wort gelangt der Herr
A?g. f eh r i n ger.

Abg. FEHRINOER: Hohes Haus! Das
größte Gut ,ist die Gesundheit. Ich möchte
Ihre Aufmerksamkeit nur in einer All'g-elegen
heit in A'Ilspruchnehmen, das sind unsere
Krankenanstalten.

Ich will hier an die Ausführungen des
Herrn Abg. Dr. Steilligötter über diese An
stalten anschließen und Si,e nur noch infor
mieren, wie es in diesen AnstaJlten aussieht.

Vorauszuschicken ist, daß die Kranken
anstalten niemals einen Gewinn abwerfen
können. Es gibt verschiedene Kre,ise, di'C
gIauben, daß die spitalserhaltenden Gemeinden
darauf aus sind, ausi'hren Krankenanstalten
irgendwie einen Gewinn für sich zu erlangen.

Der Herr Abg. Dr. ,Haberz'ettl hat ange
deutet, daß die kleineren Krankenanstalten
draußen nicht mehr den Anf'Ordel'iU'll'gen ent
sprechen. Wenn wir die Bestrebungen für den
Ausbau und (he Sanierung der Spritälerals
Krieg ,gegen die Krankheiten ,dier Menschheit
bezeichnen, dann ,gl,aube 'ich, 'gilt auch für di'e
sen Krieg das \YJort, daß man dazu Oda, Geld
und wieder Geld br,aucht. Wie Sie schon ge
hört haben, sind unsere Anstalten in einer
furchtbar schweren finanziellen Lage; das ist
darauf zurückz,uführen, daß es 'lücht möglich
ist, den Anstalten kostendeckende Verpflegs
sätze pro Tag und Kopf z'u bezahlen. Ich
möchte diesen meinen Ausführungen voraus
schicken, daß 70 Prozent der P,atienten in
den Anstalten krankenvel'sichert s,ind, daß also
für die Verpflegskosten dieser Patienten die
Krankenkassen aufkommen. Hier möchte ich
sofort feststellen, daß ich die hundertprozentige
Überzeugung habe, daß es den Sozialversiohe
l'U'ngsträgern nicht möglicrh ,ist, diese Kosten
voll aufzubringen. Ich muß ,auf die Entwick
lung, die diese Verpflegungskosten im letzten
Jahr genommen haben, hirnweiseil. Am 15. Juni
1950 hatten die Anstalten einen durchschnitt
lichen VerpfIegskostensatz von 19,15 S fest
gesetzt. Die Krankenkassen kO'l1'nten in Nieder-

I
J,



-------_ ..,~--~_._---~,---~------~--_.-

Land'falg von Niederösierr'ei,clb. N. Ses6i,on der V. Wahlperiode. 9. Si,f,z,Ulug am 22. Dez!ember 1960. 25 [

österreich nur einen durchsc'hnittlichen Ver
pflegssatz 'von 18,15 S bezahlen, also 95 Pro
zent der Verpflegskosten, die die Anstalten
gebraucht hätten. Die Anstalte'n haben ihre
Voranschläge für 1951 eingebracht, di,ese
wurden überprüft, unda'uf Grund der geän
derten Verhältnisse würden s,ie einen durch
schnitHichen Verpflegskostensatz von 25,65 S
brauchen. Die Sozialversicherungsträger er
klären, sie könnten nur 21,47 S bezahlen, das
sind also 83,7 Prozent. IC'h glaube, daß dies'e
[ntwicklung deutlich zeigt, daß, wenn hier
nicht eine Regelung erfol'gt, sich die finan
zielle Lage der Krankenanstalten immer weiter
und weiter verschlechtern wird. Ich begrüße
es, daß seitens des finanzausscllU'ss,es ein
Antrag gesteHt wur1de, der 'verlangt, daß die
§§ 48 und 49 des Krankenanstaltenges<C!zes
wi,eder in Kraft üeten. Ich habe aber di'es
bezüglich nur wenig Hoffnung. Auch wenn
dieses Gesetz tatsäohJ.ich z'U'stml,de kommen
sollte, so wissen wir ,doch alle, wie lange es
dauert, bis es wirksam wird. Darf ich Ihnen
sagen, daß nur wenige Anstalten in ,der Lage
sind, ihre Lebemmittelrechnungen, ihr'e Strom
rechnungen usw. zu bezahlen und daß viele
Spitäler den Geschäfts·leuten oft vier, fünf
und sechs Monate die Bezahlung der Rech
nung,en schuJ.cllig bleiben müssen! Wi'r müssen
hier feststellen, daß dadurch gerade die Ge
schäftsJ.eute einen großen Teil zur Aufrecht
erhaltung des Betriebes der Krankenanstalten
beitragen, daß aber auf die Dauer dieser Zu
stand sowohl für die Geschäftsleute als auch
für die Anstalten unhaltbar ist.

Es sind aber hier noch andeTe feststellungen
zu machen. Der erste in einem Spital ist doch
der Patient, der behandelt werden muß. Der
Ausdruck "Verpflegskosten" ist meiner An
sicht nach überhaupt falsch ,gewählt,er sollte
"BehandlungS'kosten" oder "Tageskosten"
heißen, denn die weitaus größeren Kosten sind
nicht die Kosten für ,die Verpflegung, sondcrn
eben die Kosten für die Behandlung. Wir
können auf Grund der schweren finanziellen
Lag,e der Spitäler die Medikamente oder die
Behandlung nicht irgendwie verbilligen, son
dern wir müssen lEinsparungen machen, sei es
bei der Gebäudeerhaltung, beim Stromver
brauch, bei der Anschaffung von Geschirr
und von Wäsche oder auch beim Perso,nal und
bei ,der Verpflegung. Der Leidtragende an der
schweren finanziellen Lage einer Kranken
anstalt ist letzten Endes nicht die Gemeinde
als Spitalerhalt.erin, sondern der Patient.
Wenn ich an die Spitze meüler Ausführungen
den Satz gesetzt habe "Gesundheit ist das
höchste Gut", dann müssen wir sagen, daß
hier auch jeder Einsatz notwendig ist.

Der Abgang im Jahr'C 1951 der 21 Kranken-

anstalten Niederösterreichs olme die Landes
anstalten wird - wenn nicht Mehrleistungen
der Krankenkassen erfolgen - nach den Vor
anschlägen nmd 6,700.000 S betmgen. AU0h
das Land ist nicht in der Lage, bei seinen
zwei Krankenanstalten besser zu wirtschaften,
als die Gemeinden bei ihren Spitälern. Mein
Appell geht nun dahin, da der 'Bund bisher
noch keine Regelung getmffen hat, daß sofort
zu Beginn ,des Jahres 1951 irgendeine Vor
sorge für die Gebarung der Krankenanstalten
getroffCflvi'erden muß. Esgirbt k,einen Men
schen, der nicht wenigstens einmal in seinem
Leben mit einer Krankenanstalt direkt in
Berührun'g kommt, und sollte es schon nicht
direkt sein, dann indirekt, indem seine Ange
hörigen in ,dieser Anstalt behandelt werden
mtssen. F~s verlangt jeder Patient, daß er in
dieser Anstalt auf Grund der Errungen
schaften und ,des Standes ,der ärztlichen
Wissenschaft behand~lt wird. Gehen wir also
diesen Anstalten die Möglichkeit, daß die
lei.denden Menschen in den Anstalten ell1e
solche Behandlung erfahren können, .die
allen Anforderungen entspricht. (Beifall bei
der Volkspartei.)

PRÄSIDENT: Zum Worte gelangt Herr
Abg.Dubovsky.

Abg. DUBOVSKY: Hoher Landtag! Der
Herr f inanzrderent hat in seiner Rede zu
Beginn der Budgetberatungen ,darauf ,hin
gewiesen, ,daß es eine der AU1fgaben des
Landes sein wird, Maßnahmen zu treffen, daß
die Krankenanstalten mit kostendeckenden
Verpflegskosten geführt werden. Das heißt
mit anderen Worten, daß die Verpflegskos1ten
in diesen Anstalten so weit hinaufgesetzt
werden müs,sen, bisei'nfac'h das De,fizit, das
in allen ·diesen Anst,alten vorhanden ist, ver
schwindet. Das mag vielleicht der Standpunkt
eines Kaufmannes sein, der ein Paar Schuh
riemen, ein paar Taschentücher odeT der
Fleisch o,der Mehl verkauft, aber bei den
Krankenanstalten geht es doch um etwas
anderes, als um irgendeine W,are. In diesen
Anstalten geht es nämlich ,darum, die Gesund
heit unserer Bevölker1ung zu sichern. Die Oe
sundheit der Bevölkerung i'st aber jeden Preis
wert, den die öHentliche Hand dafür zu
bezahlen hat. Was heißt ei'gentlich "kosten
deckende Verpflegskosten"? Brauohen wir
kostendeckende Verpflegskosten in dien An
stalten oder brauchen wir eine rationelle
Behandlung der Kranken? Ich stehe auf dem
Standpunkt, daß eine rationelle Behandlung
der Kranken, selbst dann, wenn dabei ein sehr
hohes Defizit herauskommt, billiger zu stehen
kommt, als eine Behandlung bei kosten
deckenden Verpflegskosten, die nicht mit den
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modernsten rationellen Mitteln vor sich geht.
Je rascher der oder die Kranke gesundet und
daher in den Arbeits- und Proctuktionsprozeß
wieder zurückkommt, um so rascher kommen
von einer anderen Seite wieder d'ie Mittel, die
im Budget allerdings nicht unmittelbar zum
AuS'druckkommen, zur öffentlichen Hand zu
rück 'und gleichen das Defizit aus.

Die Andeutun,g, daß die Anstalten mit
kostendeckenden VerpflegS'~osten geführt
werden sollen, kommt nicht von ungefähr,

. sondern sie ist ganz bewußt hieT in den Land
tag hineingetragen worden, und zweif.ellos ist
hier der Hintergedanke lI11aß,gehend, mit diesen
kostendeckenden Verpflegskosten einen neuen
Anschlag auf die LebenlhaUungskosten der
arbeitenden Bevölkerung vorzunehmen. Kosten
deckende Verpflegskosten bedeuten ja nur eine
wesentEche E'r'höhufilg der VerpfiegssMz,e in
diesen AnstaUen. Das bedeutet wieder, daß
diese A'fiStalten 'von den Sozialversicherungs.
trägern, allen voran von den 'Krankenkassen,
di,ese höheren Verpflegskost,en anfordem. Der
finanzielle Zustand der Sozialversicherungs
anstalten ist kein Geheimnis. Das würde nun
bedeuten, daß man, mit der forderung von
höheren Verpflegskosten einen Driuck auf die
Krankenkassen ausüben wür,de, die Versiche
rungsbeiträge, die letzten Endes der Lohn
und Gehaltsempfänger zu leisten hat, zu er
höhen, um die erhöhten Kosten wieder herein
zubringen. Dazu müssen wir nun sagen, daß
es niemals eine Gesundheitspflege mit kosten
deckenden Verpflegskosten geben kann. Die
Gesundheit ist keine Ware, mit der man han
delt, sondern die Gesunderhaltung der Bevöl
kerung ist eine Verpflichtung der Ö'Hentlichen
Körperschaften. Die Aui[echterhaltung der
Gesundheit der Bevölkeruhgkommt letzten
Endes durch erhöhte Produktion ja wieder ,der
Wirtschaft zugute. Daher muß· man Ausfüh
rungen, die von kostendeckenden Verpflegs
kost,en sprechen, von vornherein ablehnen, weil
sonst auf dem Umweg über diese eine weitere
Verschloechterung der ohnehin schon überaus
schlechten 'finanziellen Lage der ,kleinen Leute
in Niederösterreich herbeig,eführt wir,d. Dies~

schlechte finanzielle Lage findet auch im Ge
sundheitszustand ,der Bevölkerung ihren
Niederschlag. Es ist hier schoin einiges über
die Tuberkulose gesprochen worden. Die Brut
stätten der Tuberkulose sind ungesunde
Räume, schlechte Wo:hnungen. Es wurde auch
darauf hingewiesen, daß in Speising eine
moderne Anstalt zur Bekämpfung der Tuber
kulose errichtet wurde, in der mit den mo
dernsten MHteln, mit HHfe der Lungen
chirurgie, beachtliche Erfolge erzielt werden.
Aber heider' Tuberk,ulosebekämpf'ung darf
man sich nioht zur Gänze darauf verlassen,

daß wir eine ,gute Anstalt, mit modernen
Mitteln ausgerüstet, haben. Denn gerade bei
dieser Volksseuche gilt mehr als bei anderen
Krankheiten: Vorheugen ist bess,er als heiklI.
Hier müßten die MiHel für die Vorbeugung
viel mehr in Erscheinung treten, wie beispiels
weise die Reihenuntersuchungen. Es finden
wO'hl Reihenuntersuchul1'gen statt; aber das
Tempo dieser Reihenuntersuchungen ist viel Z!l

langsam. ,Es wird bei weitem die ganze
Bevölkerung noch nicht so erfaßt, wie es not
wendig wäre.

Eine richtige Bekämpfung der Tuberkulose
müßte in den Mutterberat'ungssteUen beginnen
und im Altersheim aufhören! Es müßte un
unterbrochen die Gefahr der Ansteokung, vor
allem aber auch die Infektionsherde der
Tuberkulose, 'beseitigt werden. Daß leider die
Zahl der Tuberkuloseerkrankungen nicht Zil·

rückgeht, zeigt das Jahr 1949, über das ,ein
absohließ,ender Bericht vorliegt. Es wurde im
Jahre 1949 Ifestgestellt, daß es um 479 Fälle
aktiver Tuberkulose mehr gab als im jahre
1948. Man mag vielleioht einwenden, dal)
jetzt 'eine bessere Erfassung der fälle statt
findet. Aher durch die Reihenuntersuchungen.
die, wie ich schon gesagt habe, ungenügend
sind und noch verstärkt wellden müßten,
willd in den nächsten Jahren noch ein weiterc8
Ansteigen der Tuberkuloseerkrankungen ver
zeichnet werden können.

Das Bedenklichste an dieser 6teigenll1g ist
aber, daß drei Viertel der neuen fäHe auf
Kinder 'und Jugendliche entfallen. Mit den
erwähnten 479 neuen Fällen erhöhte sich die
Zahl der an aktiver Tuherkulosle Erhankten
in Niederösterreich mit Ende 1949 auf 11.416.

Wie dring,end Reihenuntersuchunge'1 not
wendig wären, zeigt vieHeioht folgendes Bei
spiel: 14.()()O fälle wurden untersucht Von
diesen Leuten waren allein 1874 mit aktiver
geschlossener Tbc behaftet; 273 fälle waren
fakuHativ offene Tuberkulose und 403 fälle
waren mit offener Tuberkulose - also mit
Bazillennachweis - behaftet. Dieses Beispiel
zeigt, was auf dem Gebiete der Bekämpfung
der Volksseuche T'uberkulose noch alles zu
tun ist.

Wenn es uns gelingt, ,die Mittel für die Vor
beugungsmaß'llah'l11en auf dem Gebiete der
Tuberkulosebekä'l11pfung aufzubringen -- ich
gl:auhe, die von mi'r Igebmc'hten Zahlen zeigen
die Notwendigkeit Ider stär:keren Anwendung
der R,eiohenuntersuchungen und ä'hnlichcr
Maßnahmen --, wird es möglich sei'n, die
Tuherkulose in weitaus stärkerem Ausmaß zu
bekämpf'en, als das bisher ,der fall war.

Ich gestatte mir daher, den Antrag zu
stellen, daß die im B'udget vorgesehenen
MiHel zur Bekämpfung der Tuberkulose auf
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()oo.ooo S erhöht werden, um hier wirklich
einen energischen Kampf, nämlich die vor
beugende Bekämpfung der Tub<crkulose, führen
zu können.

Auf dem Gebiete der Tuberkulose g'i'bt es
aber eine Reihe von Fällen, die hisher meines
Wlissens überhaupt keiner Belhandlung zuge
führt wUl1dien, ode,r nm einer s,ehr mangel
haften. Wir haben eine Anzah'l von sogenannten
unheilbaren Tuberlk'lilosen. Ul1Iheilhar tuber
kulos bedeutet, daß 'd1ie Kranken für ihre Um
gebung eine Ansteckungsgefahr darsteHen, so
mit eine uner'höde Gefahr für die Nachbar
schaH bilden. Das bedeutet ,alber auch, daß sie
kein Spital, weilslie unheiil:bar sind,in Behand
lung nimmt, daß a'berauch jede 'andme Heil
stättle es ahlehnt, d'iese unheilba.ren Tuberk'lilosen
in ,i'hr Heim aufzunehmen. Ich glaube, diaß
es eine Verpflichtun1g des Landes list, hier Ibei
spielge:ben:d voranzugehen und für diese un
heil'ba'r T'uberkulosen ein eigenes Heim zu
schaffen, 'Wo man i'hnen mit bestimmten: IMedi
kamenten und:ß.ehelfen ,iht- schw.eres Leiden er
leichtert und wo man außendem die An
5teckungsgefa'hr für die !Ülbriige BeVlötkerung
beseitigen kann. ,},eh erlaube mir daher, dazu
einen Resolutionsantrag einzubringen (liesl)'

Der Hohe Landt'ag wolle beschließen:
"Die LandesnegieflUng wird auJ:gefordert, die

Errichtung von Heimen für ul1lheilbalran T'uber
kulose E'rkrankterin dn,e Wege zu leiten."

Eine weitere Sache, die ,immer wieder auf
fälilt, ist, daß in z!ahlreichen AHersiheimen, die
es i!n Niederöst!er,re:ioh rgibt, darüber Klage g,e
führt wi'rd, daß in diese A'1tefisheime auch
Menschen aufgenommen werden, die an soge
nannter Altcf'stuherkulose :erkrankt slind, und
die dort durch ihr 'Husten und dmc'h ihre sam·
sti,gcn Krankheits:ersclheii'nungen denandcren
Pfleglinigen zu'r Last faUen. leh rw,ill gm-nicht
von der Ansteckungs,ge'fahr reden, die sie für
c;'i'e ander,en aMen Menslclhen und, da wir
Altersheime halben, in denen !auch Kinder unter
gC1bracht sind,auch für die Kinder darstdlen.
Daher wäre es Aufga1be des Landes, hi~r ein
eigenes Heim für solche an AHeriStruberkulose
erkrankte Menschen zu 'Schaffen, in denen sie
ihren Lebensabend bei 'BehandJung ihrer
Krankheit 'V'erbringen können.

Daher glaube j,cih, daß Sie folgendem
Resoluhonsantr,ag Ihre Z,ustimmung Igebw
werden (liest):

"Der IHohe Landtag wol,le beschließen:
Die Landesregi1erung wird aufgefordert,

eigene Heime für an AH,erst'uberkulose Er
krankte zu errichten."

Es ist schon darauf hingewiesen worden,
daß bei den Neuellkranku'11lgen, die im Jahre
1949 festgesteHt wurden, drei V,i,ertel der Kran
ken, Kinder und Jugendliche waren. Das Land

besitzt in Kl'ems die sOgienannte Kinderheil
stätte für an TiUherkulose eTk113nkte Kinder.
Heute ist hi!er schon mit Hecht darauf hinge
wiesen 'Worden, oib wir dort eine Heilstätt~

oder ein Erholungsheim halben. 'Es Find in
letzter Zeit einiige K:1agen ülber di,es,e Kinder
heHstätte in Krems lalut geworden. Meiner
Meinung nach war,ea es berec'hNgt!e Klagen,
die für Vie'les den Beweis ,e11bringen, w,i,e recht
wii,r hahen, wenn: wi,r immer wieder aufzei,gen,
daß :bei der PersonaleinsteHung keinleswegs die
padeipol,ihsche 'Einstellul1lg aus1schilaggebend
slein dlarf. Da ist nach Krems eine ObersClhwe
ster wtsendret worden, um dort pollitisClh Ord
nung :zu machen, dias 'heißt,um in dieser Kinder
hei.Jstätte den A!r/beiter- und Angestelltenhund
zu v:erstälrkw. Schon die Methode, wie diese
Obers'ChwClster dieander,en Schwestern dort
behandE!1t 'hat, würde einer näheren Betrach
tung wert s!ein.Aber die Tatsa,ehe, wie diese
Oberschwester dort die ikraniken IKii\1lder be
handelt hat, spricht der Bez;elichl1iung
"Schwester" IHohn. Siie hat nämhch diese Ikran
ken Kinder mißhandelt. Es ist }a auch, nachdem
das in die Öffentllichikeit gedrungen ist, di,e An
zei,ge erstattet wanden. So halt diese Schwesrter
beispi,elsweise ein Kind, d:as· Heimweh gehralbt
hat, von der Anstalt enHaufen ,aber kurz darauf
wieder zurückigelkommen list, in ihr Zimmer
g,enommen, dort mißhandeIt und, weil es ge
schrien hat, ihm einfach eine rBrominjelktion ge
geben, die ,das Leiben des Kindes gefähndet hat.
Nur der aufopfernden Hil'f,e des Arztes war es
zu verdanken, daß das Leben des Klindes ge
rettet werden konnte. Von Bromi'l1ljlelktionen
h~bell 'wir sohon einmal giehört; ,sie waren
während der :bmunen Her'T'schaH in Österreich
in den Konzlentratio'l1's llagern gang und ,gäbe.
Wenn man nun dias Leben dieser Oberschwester
ein hiß,Chen betrac'htd, kommt man damuf, daß
sie iSich in ihren freundJesJkfieisen 'immer wieder
rühmt, daß sie auch im Osten ,gewesen ist, und
siohan den Mißhandlungen der PoIen und
Russen beteiligt hat. Sie weist noch heute mit
Stolz aiuf !diese Taten hin. Der faill dieser
Krankenschwester lin der Kinderihe:ilstätt'2
Krems beweist, von aUen anderen Dingen ab
gesehen, 'wie falsch (zur Seite der Volkspartei
gewendet) Ihre Personalpolitik ist, er zeigt,
wie 'llnrichhg es ist, 'einfach nur jemand w,egen
seiner politlisC:hen Einstellung auf einen Posten
zu setzen. In einem sokhen fall'l,e muß man, die
fachliche Qualiifikation an erster Stelle setzen
und die politische IE,iHlste:Hung hat hi,er voll
kommen Ibeiseit'egiestem,t zu werden. nie An
stalt in Krems scheint überhaupt 'Von einem
besonderen Pech vierfoIgt zu s'ein. Der ehe
malige Ass,istenz:arzt führt heute dii,e Anstalt,
we,iß aberl1li.cht, ob er Prilllliar,3irz;t wird: oder
nicht. Dies,e Unsich:enh:eit, in der slich der lei-



knde Arzt dieser Anstalt befindet, muß sich Zahl jener Menschen, deren Einkommen selbst
letzten Endes auch auf di'e ganze Anstalt über- z,ur Aufrechterha>ltungihres tägliehen Le\hens
tragen, sie muß sich ..auf die ganzen Zustände zu g'ering ist, wird nie z.uein:er gesunid~n Woh-
der AnstaH ,a,USwi'11ken und sie findet auch tat- nung kommen. Ich kenne hi,er Ihre Hinkr-
sächlich ihren Niedersch1lalg. So hat Iffian in der gedanlken. Sie wüllen, daß au:ch diie schilec:hten
letzt'en Zeit gehört, daß di,e Anstalt aufgel,öst Löcher, die man als 'Wohnung hezeiohnet, noch
werden soll. iMan 'hat, glaube ioh, schon mit der einen .Mieter finden. !Solange alber di,ese Löcher
Kiündilgung von Pflegerinnen begonnen, mit vorhanden sind, sdlang,e wird es Idie Tuber-
dem Hinweils, in l~rems könne die Anstalt nicht ku lose geben. Wenn wir aber die Tuberkull'Ose
mehr ,aufrecht'erha'H·en Iwerden. Ich bin der ems'HlaH ibekäll1llplfen woJi!,en, so müssen wir für
A:uffassiUng, wenn di,e Ärzte der .Meil1lung sind, den :soziallenWolhnu'11i0's'bau den :die Gemeinden
das Klima von Krems, das Donauk'l,ima, sei für durchzuführen haJben: mehr MittellJur Ver-
eine Tuberlmlosebehandlung nicht sehr zu- fügung sIelilen, damit di,e Wohnungen na,oh
trägJ:ich, dann soll di,e Anstalt in Krems auf- den Bediürfni,ssen der Mider und nicht nach
geI:öst werden; 'si,e darfalber ,erst dann auf'ge- dem Standpunlkt ver:gleiben wel1den, wer mehr
löst werden, wenn die dort ibe:findlichen kranken Geld besitzt,erhiäH eine neue Wohnung. Es
Kinder und ]ugendlichenin eine andere geeig- gehört mit zu den Aufgaben der TUlbenkulose
nete Anstalt des Lanldles Üiberstel:1t werden kÖ'n" bekämpful1ig, daß das ibr,ennende Problem der
nen. Wenn :man ,dli,esenWeg ibesdhreiten will, Schaf1U1ng neuer Wohnungen ,einer Lösung z'u
dann braucht mall das Personal der Anstalt in geführt' wird. Dazu Igehört auoh die Heibung
Krems nicht zu 'klüuehgien, sondern man kann des a'lIge:meinlC'n Lebensstandards <der Bevöl
das Personall dlieser Anstalt s'ukzessive hl die kerung. \X1enn man alber immer neue Lasten
neue Anstalt üherJürhren. Dazu werden Sie der Bevölkerung au1ferlegt, wie es der Landes
unsere Unterstützung halben. Die Anstalt muß rat 'MülJ,Jl1'er mit seinen lkÜ'stendeckenden Ver
nicht unbedingt in Krems s6n, hier halbe!l d:i,e pflIegsgebühren ibeabs:idltigt und dadurch
Mediz:iner zu spr,eühen, die wissen, we<lches weiter den L,ebensstandal1di der Bevöl1k'e,rung
KHma 'für di,e Be:handilu'l1'g der Tuberkulose am hel1abdrückt, so wird die Zahl der Tuberikulose-
vürteilhaftesten ist. Ei!ne Anstalt aber einfach erlkran~ungen in dier nächsten Zeit weiter ,an-
deswegen aU1wl13ssen, weill sie angeblich steigen.
kl,imatlisch für die Tuberkulosebekämpfung Es ist hier auch ei,ni,ges über den, A!Usibau der
,nicht geei,gnetist, ibedeutet, wenn nicht vorher Spitäler gesagt worden. In bezug ,auf di,e A,us-
eine andere Anstalt ani!hTe St'eHe t'ritt, daß die I führungen des Landesrates ,Müllner möohte ich
zunehmende Zahl von an Tuberkulose erkrank-. darauf hinweisen, daß es die Au~gahe des
ten K,indiern k'einer wi'flksamen Behandllung z'u- Landtages, vor aJllem aber der Ländesl1',egienung
geführt werden kann. Das wird von ,uns ahge- wäre, hier einen energischen Kampf um &e
lehnt. Wir !gJauben, dlaß di'eMittel dies Landes Wiederin1kraftsetzung der §§ 48 und 49 des
für die Tuberkulosebekämpfu11Ig noch mehr ver- Kran'kenanstaltengesetzes zu flühren. Diese
stärkt werden müssen, denn das ,Entscheidende Paragmphen des Kranke11lanstaltel1igesetzes
,ist, ,daß man die ,an Tuberkulose erkmnkten verpflichten die Gemeinden, in denen .sich Spi
Menschen 'einer wi,rkhchen Behandlung zufUhrt. ~äler befinden, zwei Achtel des Aibglanges zu
Eindämmen kann man di,e Tubelikulose erst tra,gen. Drei Achtel hat das Land und drei
dann, wenn mana\llen Menschen solche Lebens- Achtel der Bund zu tragen. Hier ist es nun
bedil1!gu'l1gen sc:halflft, daß sie nicht mehr ,Hun- notwendig, Idi,e Gemeinden zu entlasten. Das ist
ger leiden und nicht mehr in WOhni1l1g'en der einzige Weg,um ,unser Oe~,undheits'wesel\1,

leiben müssen, dli,e a'Is StaU vi eil zuschIecht im besonderen aber das Sp;itaIswesen, wiI1klich
sind. Da machen Si,e den ,entscheidenden Fehler vorwärtszuhni'l1gen, jedlenfalls weiter vorwärts
in der Tubelikul0sehehaneHung. Sie lehnen zubringen,alses heute der Fall ist.
immer wieder - das werden wir ja in der Ich möchte hier noch auf eine Tatslache hin
nächsten Q,wrppe Ihören den sozi,aIen weisen, die gerade in der Bevölkerung des
Wohnungsbau ab. Sie stehen immer auf dem Neunkirchner Bezirkes und des Aspa11lger Be
Standpunkt, di,e Privahn:itiative fördern z'u z,irkes unliebsam vermel'kt 'WU>l'de. In A:spang
müssen. Was bedeutet das aber gerade vom ist im Jahre 1945 ein provisorisches Spitall
Standpunkte der Tuberkulosebekämpfungaus entistanden. Es haben si,oh lauch SteHen gefuln
gesehen? Die TubeI1kulose ist di'e Krankheit den, die die Kosten der Erhaltung dieses Spi
der ärmsten Menschen. Die schlechten Woh- tales aafgebracht haben. Das Spital war pro
l1'Ul1'gen sind die Brutstätten der Tluberk'ulose visoi'iisch Ül einem aH,en Schloß untergeibmcht.
und Sie woNen die beschei,d\Clnen Mittel, die Dieses Spital hat vielen Menlsohen des Aspa!l1
für den \X1'Ü'hnungshau vOT'handen sind, nur ger Bezirkes Hilfe und HejJ.u'l1g gebracht. Di'ese3
jenen geben, die selbst in der Lage sind, skh Spital seiH nun auf,g'elassen werden. Die ganze
tin [-bus zu bauen. Das heißt also, die große Bevölker,ung des Asrpanger Bezirkes hat sich
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dagegenausgesppochen, es wurde ein eigener
Kraniken:hausverein ge'bildetund die Gemeinden
des ,ßezirkes erkIärten sich bereit, einen Teil
der Kosten zur 'Weiterführung des Sp'itals zu
lei1sten, damit das Spital in Asrpan,g erhalten
bleibt. ,Im Aspanger Hezü'k wiohnen V'orwiegend
Bergbauern und! Hoharbeiter, di,e bei UnfällLen
schon >oft stundenl'ang zum Rettung!Siwa~en ge
tragen werden müssen, bevor sie überhaupt
ins Spital transportiert 'werden können. ,W,enn
sich nun aber das Spital nircht in Aspang, sün
dern ,in Ne:unkirclhen beJinrdet, dann dauert der
Antransport dkser Kranken noch länger.

Ich glaube daher, daß die Landesregierung
und dars 'Sanitätsreferat nocheinmarI überprüfen
sollte, ob dieses ISpital ndcht der Bevölkepung
von Aspang cJ1halten 'bleiben kann. Es wel1den
sich sicherlich MÖ1g1ichkei,ten finden, um im
Interesse der Bevölrkerullig dieses rSpital ZiU er
halten.

In diese Gruppe frä11tauch das Kapitel Sport.
Schon der Herr Albg. Dr. St,eülg'ötter hat dara'uf
hingewiesen, daß der 'Sport ein Teil der Oe
sundheitspHege ist, in welcher FO'Dm ,immer er
ausgeübt wird. Manr sdlll hier von 6nzlelnen
AUrswüchs,en absehen und diese Ausnahme!1
nicht als Argumenteger~en den Sport ry·erwe!l
den. Der Sport ist im aHgemeinen der Gesund
heit förderlich und er ist daher von aUen zu
ul1'terstützien. Im vergang,enen Jaihr war ein
Betrag für die Ifördewnrg der Sportverbände
vorgesehen. Dieser Betrag ist jedoch zum
Untersdhti'ed heim Bund, 'nur auf zwei Verbände
aufgeteilt worden, auf den Arskö und auf die
Union. Beim Bund und beim Sporttoto wird
auch der allgemeine Sportverband subventio
niert.

Wü- sehen nicht ein, warum in Niedel'öster
reich, im Gegensatz zum Bund, der arHgemeine
Sportv,et1band, der gieradein Niederöstef'reich
sehr vi'ele 'entscheidende Vereine besitzt, nicht
subventiO'Illiert werden sollte. Wir wo111en hoffen,
daß diese Unrgerecihtirgkeit imhe,urigen Jahr
beseiNgt und lauch derallg,emeine SportIver
band, so wie es beim Bund und wi,e es beim
Sport toto getan wird, von der Landesregierung
subventioniert wilid.

Da aber, wi,e auoh schon meine Vorredner
betont halben, der eill1rgesetzte Betrarg zu :gering
ist, um einer wi,t1k'Ji,c'henrföl1drerurng des Sportes
zu dienen, erlaube ich mir, den Antrag zn
stellen (liest):

"Der Hohe Landtag wolrlebeschheßen:
In An1betracht der schwieri,gen finanzieHen

Lage zahlreicher niredlel'österreichisoher Sport
vel1eine ist der Kr,edit für Breiihirlifen an iSport
verbände (V. A. A. 54-61) auf 300.000 S zu
erhöhen."

Was 'wir jetzt für das Gesundheitswesen
aufwenden, kommt uns in einiger Zeit Ül der

•erhöhten ProdulMionsikmft einer gesunrde'\ll 'Be-
völkerung wi,edrer zugute. Es krann daher beim
Gesundheitswesen 'um ke'inen Soh:Hling Z!uv'i:el,
sündern ,immer wieder nur um eirnren SchiHing
zuwenirg arusgegeiben werden.

PRÄSIDENT: Da nOdh mehrer,e ,~edrner vor
gemer:kt sind, unt'er'hrecheich dlie Sitzung ibis
14 Uhr 45 Minut<e'lll.

Ich teite noch mit, daß der Wirt'schaHsaus
schuß um 14.30 Uhr :z,u einer Sitzung zusam
mentritt.

(Die Sitzung wird um 13 Uhr unterbrochen.)

PRÄSIDENT (um 14 Uhr 58 Min.): Ich
nehme die SitZiung wieder auf. Wir fahren in
den Beratungen der Gruppe 5, Gesundheits
wesen und 'körperlichre Ertüchtirgung, fort.

Al.s :nächsten Redner erteile ich dem Herrn
Abg. Te s ar das Wort.

Abg. TESAR: Hoher Landtag! Das reiche
Arbeitspensum, das uns nloch bevorsteht, :ver
bietet es mir, zu den einzelnen Kapiteln dieser
GfUlppe 5 ,ausführlich Stellung zu nehmen. Ge
statten Sie mir nur, daß ioh izunächst dem
Herrn Abg. Dubovsky erwidere, der wiederholt
persönlich geworden ist, besonders in der An
gelegenheit drer Anstalt in Krems. Es 'rist klar,
wenn Verfehlungen vonkommen, daß eine rRüge
'erteilt werden muß, ,aher über einen Menschen
nur des1halb, weil er beim Arbeitler- und All'ge
steHtenrbunrcl o'rg,an'isiert ist, 'gIerichsam das
Todesl\l:rteil zu 'sprechen, ist meiner An'sicht
nach doche'twas zru arrg.

Herr Abg. Dubovsky hat den Antrag ge
stellt, daß in der Gruppe 5 die Beihilfe für den
Spart von 120.000 Sauf 300.000 S erhöht
werid'en soll. Ich glaurbe, es istkelin e'inziger
Abgeordneter dia, der nicht sehnl'ichst wünschen
würde, daß die Anträge mit berechtigten Wün
schen, wmn sie die notwendige finanzielle
Unterlage haben, wirklich durchgeführt wer
den. Wir wissen aber - wir haben es auch im
finanzausschuß aus den Darlegungen des
finanzreferenten gehört - ., daß ein bestimmter
finanzi'cller fahIip,lan auf,gestellt wurde, dreI'
nicht mehr geändert werden kann Es ist uns
daher, sosehr wir alle wünschen, daß für den
Sport seitens des Landes mehr gegeben würde,
nicht möglich, für diesen Antrag zu stimmen.
Wir verlangen aber, daß die 120.000 Sfür die
Sportförderun1g nicht jenen Gruppen und Ver
bänden gegeben :werden sollen, die schon aus
den großen Einnahmen des Totos beteiH
werden.

Hier halbe ich eine ganz besondere Bitte an
die Landesregierung, die dahingeht, daß ein
Sportzweig, der in den letzten Jahren nicht die
nöhge förderung erfahren 'hat, im kommenden
Jahr ganz besonders gut beteilt werden soll.



--------_._-~~~~~~~~~~-~~-~~~~~-

Es is,t ,dies der sOigemannte "Weiß'e Spürt", der
Schisport. Es ist eine Tatsache, daß der Weiße
Sport ,in den Ieh,ten Jahren hesündersan Um
fang zugenommen hat, er verdient daher ganz
besondere ißerücksichtigUin,g. Gerade draußen
ÜI: den Bengen gibt es 'viele 'in ärmhchen 'Ver
hältnissen liebende Menschen, die im Sohi'spOTt
um die Siegespalme kämpfen1J1öchten, hierzu
würden sie aber eine Unt,erstütwng bm'uchen.
Die Sport,vellbände bemühen sich sehr, das bei
uns gegenüber den westliohen Bundes,ländern
im Schisport Versäumte nachzuholen. Bed:au'er
licherweise müssen wi'r limme'f und immer wie
der hören, wenn die Jugendlichen 'von den Sohi
konkurrenzen heimkehren, daß ihre mangelnde
Ausbildung, aber auch ihre mangelhafte Aus
rüstung einen Erfolg venhindert! hat. Daher
stelle ich die Bitte, daß 'von den :lJUr Vel"lfüg'l1'llIg
stehenden 120.000 S in diesem Jahr der Schi
sport eine ganz besonders hohe Zuteilung be
kommt.

Wir dÜllf;en aber auch nicht ,vergessen, daß
Niederösterreich auch in einer anderen Frage
stiefmütterilich behandelt wird,und zwar durch
die Bundesbahnen. Während in Wien die soge
namnten Jugendlwanderkarten ,au:sg!egeben wer
den, 'war, :es leider noch nicht möglich, die Ge
wäh~PUlI1Jg di,eser Vorteile auch für ,diie Jugend
lichen etwa lin St. PöHen, Wiener Neustadt usw.
diurchz,usetzen. Ich möchte daher auoh hier ,die
Bitte an die Landesregierung richten, mit Nach
druck das Versäumte 'machzuholen, damit 'auch
Niederösterreioh in diese 'BegürusNguugen mit
eirrbezQ!gen wird.

Abschließend möchte ich hi:er isagen, daß
durch den Bundessportbeirat und durch die
L'andesregierung versucht werden soll, eine ge
meinsame Linie 1M finden, damit es möglich
wird, daß auch Niederösterreicihs Sportler 
'und! dia möchte kh nochmals betonen: :ganz
besonders die SchisportleI' - im Jahre 1951
die notwendige Unterstützung erhalten.
(Beifall bei der Volkspartei.)

PRÄSIDENT: Als nächster Redner gelangt
der Herr Abg. Wo n d I' a k zum Wort.

Abg. WONDRAK: Hoher Landtag! Es ist
bekannt, daß die einzelnen Gebietskörperscha,f
ten natürlich immer große Sorge haben. Ein
mal gibt es dort Schmerzen, dann sind wieder
da Sohwierigkeiten, kurz und gut, das ganze
Jahr sind neue Sorgen zu beheben. Wenn es
einmal geltingt, ir,gendeine Sache zuappla
nieren, so t'auchen schon wi'edier andere fragen
,auf, und es hedarf sehr vi'eler MüheUintd sehr
großer Anstreng,ungen, diese zu lösen.

Eine der neuesten und jüngsten Sorgen, die
vor allem im heurigen Jahr aufgelaufen ist,
aher auch schon im vOlligen J'ahre sehr deut
lich zu merken war, ist ldas (große Defizi,t, mit

dem die öflfentHchen Krarukenhäuser arbeiten.
Di,e Defizlit:e ,gehen 'so we,it, wile man von den
Trä,gern einer derartigen Anstalt immer wieder
hört, daß es oft nichtei:nmal möglich list, .das
Notwendigste, also die Verpflegungsartikel zu
kau,fen, so daß diese Anstal tlen im großen und
,gianzen vom Sohul,denmachen leben müssen,
weil dile E'ingänge b,eim 'besten WiUerr nicht
ausreichen, dli'e VerpfhcMungen z,u decken.

Es muß natürlich einen tieferen Grund geben,
WiaflUm jetzt alle Krankenhäuser in einer der
artigen Situation sind. Vor dem Jahre 1938 ist
es ja den Krankenhäusern auch nicht gut ge
,gangen. W!ir wissen, daß es auch damals der
größten Sparsamkeit bedurHe, um mit den Ver
pflegskosten durchzukommen; aber immerhin,
so trostlos, so katastrophal wie jetzt ist es
damals nicht gewesen. Wir haben heute einige
Städte wo der Fürsorgeverband der Betreuer
des Krankenhauses ist. Auch dieSieT Fürsor,g,e
verband ist in seiner ganzen finanziellen Ge
barung ,durch das Defizit, das die Krankenan
stalten aulfweisen, bedroht. Das ist natürlich
ein Umstand, der zu derrk'en gibt.

Der Huf nach einer Lösung dieser Frage ist
he,ute so allgemein, daß man sich, wenn man
nicht mutwillig eine große Gefahr heraufbe
schwören will, bemühen muß, diese große Sor-ge
von den einzelnen Gemeinden zu nehmen. Der
Aufschrei der Gemeinden, daß sie niciht in der
Lag,e Isind, die gr-oßen Abgänge in der Betrilebs
führung allein zu tragen, ist heute so allge
mein, daß ihn kein fernster Mensch, der sich
mit der VerwaUung der Gebietskörperschaften
befaßt, überhören kann. Diese Gemeinden
wehren sich ja vor alilemdagegen, daß sie
allein verpflicihtet sind, diese Betriebsabgänge
zu decken. Wenn es noch so wäre, daß nur
die Bewohner der Stadt, in der sich das Kran
kenhaus befindet, als Patienten aufgenommen
werden, dann könnte man noch darüber reden,
dann wäre es eben ein Stück sozialer fürsorge,
,das man ganz' einfach nioh:t 'au:sschlia,gen kann.
Aber wir wissen, und eine ganze Reihe von
Krankenhäusern hat es statistischfestgehalten,
daß uurein venhältnismäßig kleiner Teil der
Patienten des KJ"ankelllhauses Bewohner ,dies
Ortes sind, in welchem das Kr:ankenlhaus l,iegt.
Ich habe da von einigen Krankenhäusern Auf
zeichnungen gesehen ~- und das ist nicht un
interessant - in denen festgestellt wird, daß
im Durchschnitt ein Viertel bis höchstens ei'l1
Drittel der Patienten aus der Wohngemeinde
stammen, in der das Krankenhaus liegt. Nun
sagen sich natürlich dlie Gemeinden mit Recht,
daß es unmöghchi:st, d/aß 'sie für die Bewohner
der benachbarten Orte, die Olttaußerhalb des
eigenen Bezirkssprengels liegen, mit oder allein
die Lasten der Betriebsführung des Kranken
hauses zu h:ag'en haben, denn les ist bei dien



heutig,en Verhältnissen so, daß jeder Patient,
der in irgendein Krankenhaus eingeliefert wird,
von Haus aus einen Defizitposten für den
Spitalserhalter darstellt. Es ist also das Kurio
sum festnustellen, daß jeder einzelne Patient
dem Spitalserhalter pro Tag soundsoviel kostet,
so daß am Ende des Jahres die riesigen Defi
zite da sind, deren Höhe heute schon ange
geben worden ist. Nun wird schon lan'ge dar
über geredet, 'Wie man die Sache beheben kann.
Bis jetzt sind wir noch kein St'ück weiterge
kommen. Warum aber die Abgänge so groß
sind, that natürlich auch seine Ursachen. Wäh
rend des Krieges ist mit den Krank,enhäusern
Raubbau getr1ieben worden. Vielfach wurden
sie in militärische Lazarette umgewandelt, oder
für sonstige militärische Zwecke verwendet.
Dazu kommt noch, daß während des Krieges
überhaupt keine Aufwendungen für die Erhal
tung der Häuser gemacht worden sind. Man
hat sich damals um diese Dinge einfach nicht
gekümmert. Alles ist vernaohlässigt und ver
braucht worden, so daß es zu Ende des Krie
ges, im Mai 1945, in den einzelnen Kranken
häusern ganz trostlos ausgeschaut hat. Man
hat damaJs auch ,feststellen müssen, daß die
Wäsche und sonstige unabweisliche Behel~e für
die Führung des Krankenhauses ,gefeihlt haben;
die 'vorhandene Wäsche war nicht einmal ge
flickt und diese vollkommen zerschlissenen
Lumpen konnte man nicht gut als Spitalwäsche
beze<ichnen. Alles Inventar der Krankenhäuser
war verbraucht, denn 'während des Krieges hat
es keine Nachschaffungen gegeben, so daß man
bei Kriegsende in den Krankenhäusern vor
leeren Kästen gestanden ist. Die Wäschenach
schaffung, die in den kommendien Jahren
über die jährlich ger,echtlferNgte Quote weit
hinaus ging, hat auch dazu beigetragen, daß
große Ausgabeposten entstanden, die eben das
ohnehin sc'hon vOlrhandene <Defizit noch ver
größert haben. Aber nicht nur Wäsohe allein,
sondern auch alle anderen Dinge haben gefehlt,
wie zum Beispiel Einricht,ungsrgegenstände,
Geschirr, ja selbst Löffel, Gabeln, Messer usw.
Die aber diamals noch 'vorhanden ,gewesenen
Gegenstände waren jedoch in eiinem solohen
Zustand, daß man ,es nicht vertreten konnte,
den Menschen nach IBeend>i,gung des Kriegies
zuzumuten, sich in einem Krankenhaus mit'
solchen Dingenabz'lltfinden; es mußten also
auch aJuf diesem Gebiete große Aufwendungen
gemacht und weitere neue BesteIlunigen diuroh
geführt werden. Knapp nach iBeellll:l!i'gung des
Krieges mußte man selbstverständlich sehr 'Cf

hebliche Preise bezahlen, um nur das Allernot
wendigste für den weiteren Betrieb der Kran
kenhäuser kaufen zU können. Diese Nachlkriegs
umstände wirken sich heute noch au,f die Be
triebsführul1!g der K'mnkerrhäuser äußerst !un-

günshg aus und es list daher ,tbegreiflioh, daß
maIli 'so 'große Ahgänge fest'stelrlen muß.

Aber lauch die Instandhaltung der Baulich
keiten der Krankenanstalten war während des
Kfli'eges 'vöUig vernaohlässi,gt worden. Es ih:at
an den Fenstern, Fensterstöcken !Ul1!dJ Türen
nir<gends mehr eine .f,arbe gegeben, die Z'immer
waren nicht einmal :geweißt,alles war 'ver
schmi'ert und verschmutzt. Die Dächer wurdJen
auch nur ganz p'rimitiv 'ausgebessert, ISO ,daß
hiel'duroh noch weiterle Aus}a,gen entstlanden.
Wenn die eiule üdle'r andere AnstlaH darüber
hinauis noch das Unglüdk 'gehabt hat, Kri~gs

schädIen erlliHen zu h'aben, wasi'af'ast :in den
meisten Fällen tatsächlich der Flall 'war, dann
'ist für diese Anstalten noch eine hesOindelle E'r
schrwernis für dliie A'ufbT'ingung der Mlit1el zur
B,ehebung di'eser Kri<egssohädlen daziugekommen.
Es gibt heute noch - ich denke ,da nicht ein
mal an die diurch Bomben vollständig zerstör
ten Anstalten - Krarukenhäuser, die Kriegs
sclhäden in unerhörtem Außmaß aufzuweisen
haben. Ich denke da nur an die zerschlagenen
Fensterscheiben, an die durch'löcherten Dächer,
an die verschiedenen Mauer- und Gesims
schäden usw. Das ist aHes zusammengekom
men und daraus haben sich eben jene großen
Kosten ergeben, die uns letzten .Endes erschrek
kend feststeHen ließen, daß wir nicht mehr
weiter kommen. Ich weiß selbst, daßzmm Bei
spiel beim Stockemuer Krankenhaus, die Situa
tion So war, daß, wenn es 'nicht möglich g,e
wesen wäre, eine Bedarfzuweisung zu bekom
men, die Weiterfühflung dieses Krankenhauses
beim besten WiUen überhaupt nicht mehr mög
lich gewesen wäre. Wie schon ein KoHegege
schildert hat, war die Lage damals so, daß
man selbst den Geschäftisileuten die ,Rechnungen
schuldig bleiben mußte. Das kann man aber
natürlich nicht machen, weil man ja diesem
Stande nicht zumuten kann, ·daß er allein an
den Verhältnissen, die durch den Krieg und
während des Krieges geschcl'fifen wurden, leiden
soll. Es mußten d:amals 'vielfach AUlsIDunfts
mittel angewendet werden, um die FÜihr:ung
der Krarukwhäuser übe<rhaupt a'uhechterhalten
zu können. Das warel11 'abel', wiegesaigt, 'l1!ur
lauter Auskunftlsmittel, eine endlgülti,geL'Ö'.Siuug,
eine iRlegehmg oder 'gar reilne voHständli'ge
KlämDlg der Slituation ist Ibis jetzt für die ein
zelnen K'l1ankenhä'u,ser nicht erfolgt.

Nun ist heute schon vielfach die .fnage er
örtert worden, was geschehen soll, damit
die Defizite bei den Krankenhäusern iverschwi,n
den. Die diesbezüglic1hen Vorschläge bewegen
sich alle so ziemlich in der gleichen Richtung
und die Meinungen sind sehr eindeutig. Man
sagt, die iKr.ankel1ikassen' iSlind ,für die Kmnken
häuser - wenn man in diesem flaUe diesen
Ausdruck gebrauchen kann - die Ha,uptkun-
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den. Seit Wochen ist die frage Gegenstand
von Verhandlungen, ob die Krank'wkassen
bzw. die Soz'ialversicherungsträger in ihrer
Gesamtheit übeI1haupt geneigt wären, die vol
len Verpflegskosten zu bezahlen. Die Kranken
hausverpflegssätze sollen doch so sein, daß sie
kostendeckend sind. Das Wort ist hier zwar
verpönt worden, aber ich weiß keinen anderen
Ausdnuck, um das zu sagen, was man aus
drücken will, nämlich Verpflegskostensätze zU
erreichen, die so hoch sind, diaß die Ausgarben
der Krankenhäusei' auch tatsädhlich gedeckt
werden können. Nun sind aber ,di'ese Verhand
lungen, die schon seit Monaten geführt werden,
noch immer zu keinem bdriedigenden Er,gebnis
gekommen. Die Verhandlungen si'nd in viel
facher form vor sich gegangen. Es haben sich
die Sozi1alversichcrungsträger zusammengetan~
die Sozrialversicherungsträ,ger sind ein sehr ,gut
gdügter ,Block, odIergenaUi weiß, was er leisten
kann - 'und hat mit einer 'Fülle von statisN
schlem Materrial den Spit'alserhaltern immer
wieder ZIUi beweisen versucht, daß sire außer
stande sind, 'höhere VerpflegskostC11l z,u bez,a1hlen.
Die Kr,ankenka:ssen ,gingen noch einen Schrit,t
weiter und el"'klärten bei den letzten Bespre
chungen Iganz eindeutig, daß sie ohnedies weit
über die rRegeHeistunigenhinausgehen, 'und daß
sie, wenn die Verpflegskostensätze in irgend
einer Form erhöht würden, genötigt wären, auf
die Mindestleistungen zurückzugehen, was aber
dann wieder eine ganz neue Situation für die I

Krankenhäuser zur folge hätte. Das würde
nämlich nur bedeuten, daß dann die Kranken
kassen nur für ganz kurze Verpflegszeiten,
eventuell nur mehr für 28 Tage, wie das schon
einmal gewesen ist, die vollen Verpflegskosten
bezahlen. Wenn aber die Krankenkassen die
V'erpfl.egskostensätz,e nur für eine so kurze
Frist bezahlen ~ für die übrige Zeit die Ver
pfleglskostenalso praktisch uneinbringlich sein
werden - dann werden die Spital'serhalter
wieder vor neuen Sahwierirgkeiten stehen. Wir
haben keiner vergessen, wie kompliziert es ,ge
wesen ist, die uneinibringlichen Verpflegslkosten
hereinzubringen. Man hat sich an die Vellpfleg
ten selbst oder an ihre Angehörigen gewendet,
die Kosten 'ab diesem Stichtage z,u tragen. ,Es
war das aber ziemlich aussichtslos. Die Leute
haben sicih geweigert, diese Kosten zu tmgen,
"ie haben erk1lärt, es gibt 'keine gesetzlriche Mö'g
li(lhke'it, einem K'rankenversiClher.tcn Verpfleogs
küskn ranzurechnen.We\1ln das fehlgeschlagcn
ist man v'ers1uclht,e es, trotzdem die 'gesetz
liche Situ'ation kliar 'war ~,hat man dcn
Canossagang über den fürsorgerat, wie diese
Institution geheißen hat, maclhen müssen. Dort
ist erst in ,umfangreichen Erhebungen festge
stellt worden, ob man nicht aus dem Titel der
fürsorgebestimmungen heraus von den Ange-

hörigen im Regreßweg wenigstens einen Teil
der zu bezahlenden Vel1pflegskosten herein
bringen könnte. Das 'ist ISO 'in einer end
losen WiUrSt weitergegangen. Die Verpflegs
kÜ'stenstelle, die es hier ,im iHause gegeben hat,
hat Berge von Verpflegskostenrechnungcn
liegen gehabt, und die einzelnen Krall'kenhäuser
mußten dann ,froh sein, wenn sie da und dort
wenigstens einige, verhältnißmäßig beschei
dene Beträge hereinbringen konnten, damit sie
das Krankenhaus weiterführen konnten. Dieser
Zustand ist natürlich für uns, die wir als
Spitalserhalter in Frage kommen, nicht er
strebenswert. Jeder empfindet di,es. Es rbleiibt
also wieder die frage offen, in welcher Form
hier eine für heide Teile tl1agbare, bessere
Lö'sung gefunden werden könnte. Auf der
einen Seite haben sich die Gemeinden zusam
mengetan und haben darüber rberaten, welche
Stellung sie gegenüber dem .Hauptverband der
Sozialversicherungsträger einnehmen sollen.
Die Meinungen waren dabei im großen ,und
ganzen ~- sagen wir - verschiedenartig, um
es nicht noch krasser arusdr1ücken zu müssen.
Es ist nicht gelungen, zu einer einheitlichen
AuHiassung zu kommen. Dabei war .festzustel
len, diaß 'viele oder sagen wir manche Vertreter
von Spitalserhaltern sich vorher keine Klarheit
über die geltenden gesetzliohen Bcstimmungen
geschaffen haben, sondern meinten, sie hätten
mur zu verlangen, oder besser gesagt,die
anderen hätten ·einfach zu bezahlen.

Aus den angeführten Gründen ist die letzte
Besprechung ganz ergebnislos verlaufen. Wi2
wir nun gehört haben, sind die auf Grund der
Voranschiläge errechneten Verpflegskosten ver
lautbaJ.'t worden. In 'bezug auf die L1eistungen
der Kranikenkassen zu diesen errechneten Ver
pflegskosten sind wir uns aber nOClh nicht im
klaren. Die Verhandlungen soHen weiter
,geführt wenden. Jedenfalls ist es so, daß die
Kmnkenkassen nie die vollen Verpfleg'Skosten
gezahlt haben. Ich verweise nur au'f die
Bestimmungen des Kmnkenanstaltengesetzes,
in welchem die Höhe der täglichen Ver
pflegskosten ausdrücklich begrenzt war, und
zwar mit dem Ausmaß des Dreifachen des
durchschnittlic1hen Krankengeldes. Auf diesem
Gebiete hat es schon immer sogenannte Min
derleistungen der Krankenkassen gegeben. Die
viel zitierten §§ 48 und 49 ~ in diesem Fall
der § 49 - haben schon damals ganz iklar be
stimmt, wie diese Mindel1leistungen der Kran
kenkassen zu behandeln sind. ,Es war klar aus
gesprochen, wie es zu handhaben ist, wenn es
sich darum dreht, die für Neubauten, Umbauten
und Zubauten notwendigen Mittel aufzubrin
gen, oder wenn es sich darum dre!ht, Minder
"einnahmen in der Betriebsfühl1ung .Zt1 declken.
Die Aufteilung erfolgte im Verhältnis drei



steIlt worden ist, daß auch andere Gebietskör
perschalLten zu den Betriebsabgängen der Kran
kenhäuser beitragen müssen, und daß nun end
lich s,eit Jahren wj,eder festlgestel1t worden ist,
daß die Gemeinden allein diesen Abgang nicht
tragen können. Wir müssen also dem Herrn
finanzministerZJUibilligen, daß er einen Schritt
ZUr Lösung dieser Frage getan hat, und wenn
er auch3lugenblicklich nur bescheiden ist, so
darf doch das Grul1!dsätzliclhe in dieser Bestim
mung 'von den 'Erhaltern der Krallikenhäuser
nicht 'Übersehen werden. Ich begrüße es daher,
daß diese Sache so gelöst werden soll, ,und ich
hoffe, daß der Gesetzwerdung dieser Bestim
mung 'nichtsim Wege steht.

Ist aber damit die Frage in ihrer Gesamtlheit
gelöst? Jeder einzelne, der ein Krankenhaus
verwaltet oder der die Zustände in diesen Ver
waltungen kennt, muß sagen, daß das eigent
lich noch nicht geschehen ist. Da wind vor
edlem von den Außenstehenden immer wieder
davon geredet, daß heute die Betriebsführung
der einzelnen Krankenhäuser viel zu aufgebläht
ist, daß sie zu teuer ist, daß nicht gespart wird,
und aucih noch verschiedene andere Bemenkun
gen kann man da oft und oft hören. Man 'ver
weist in diesem Zusammenhang immer ;wieder
darauf, daß es in früheren Zeiten mÖ,ghch
gewesen äst, mit den darmahgen VeppHegs
g'ebühren, die sich 'bis 1938 auf 5.20 S belraufen
haben, das Auslangen zu finden, während man
heute mit 25 bis 28 Sund noch mehr das IAus
langen nicht finden kann. Es wird ja immer
wieder die frage gestellt, wieso das kommt.
Es bedal'if da oft sehr großer Mühe,all1 Hand
von Betriebsrechnungen, aber noch mehr an
Hand von Einzelrechnungen nachzll'weisen, daß
ein mechanischer Vergleich mit den Zaihlenvor
1938 nicht gemacht werden kann. Es gibt näm
lich Dinge, die bei der Führung ein,es Kranken
hauses lunbedingt notwendig sind lund deren
Kosten über ein Vielfaches der Kosten ,für die
Erfordernisse des sogenannten Lebenshaltungs
ni1veaus hinausgehen. Es gibt da sehr lvieIe
Dinge, die mit den berühmten Weltmarkt
preisen bezahlt werden müssen und aus die
sem Umstand allein ergibt sich schon, daß hier
die Ausgaben ganz gewaltig in die Höhe ge
schnellt sind. Wenn Sie sich in einer Kranken
hausverwaltung die Rechnungen einmal durch
blättern, dann finden Sie Preise, die einem ein
fach erschrecken lassen. Da maohen wir die
Wahrnehmung, daß sehr viele Dinge einen
Vergleich mit den Verhältnissen im Jahre 1938
nicht aus!halten. Ich denke da vor allem a,U! die
Medikamentenkosten. Mein KoUege Dr. Stein
götter hat heute vormittag schon einige Preise
genannt, aber jeder Spitals'verw'alter ,könnte
diese Liste natürlich Ifortsetzen und nachweisen,

I welch horrende Preise hier bezahlt werden
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Achtel Bund, drei Achtel Land, zwei Achtel
Spitalserhalter. Wir sehen also, daß die Situa
tion hier nicht so einfach ist. Daiu ist noch
das Unglück gekommen, daß in der Zeit der
deutsohen O~kupation diese beiden für die Ge
meinden oder für die Spitalserhalter so wich
tigen Bestimmungen außer Kraft gesetzt wor
den sind. Nun wird darüber gestritten, ob das
überhaupt nicht anfechtbar sei, ob dieser Rund
brief, den damals das Reichsministerium des
Inneren ausgeschickt hat, gesetzlich auch ver
pflichtend ist. Einige Herren3us dem Verfas
sungsdienstsagen, da,gegen sei nli'cht 'anzu
kämpfen, weil ja in der Nazizeit jeder Minister
berechtigt war, durc1h einen einfachen Brief
wenn wir bei diesem Ausdruck bleiben wollen
- einen Rechtsstatus zu setzen, also Iformal
ein Gesetz zu schaffen, und es könne daher von
dieser rein rechtlichen Seite gegen diese Dinge
nicht angefochten werden. Das ist ,für die
Spitalserhalter auch ganz uninteressant. Tat
sache ist nur - und das empfinden sie
bitter --, daß die beiden Paragraphe nicht in
Wirksamkeit sind, und daß die 'vor 28 Jaihren
festgelegte Aufteilung der Kosten für Erwei
terungsbauten und für Betriebsabgänge nicht
gilt, daß also diese Lasten den Krankenanstalts
trägern, also den Gemeinden, in der Regel
alle/in überlassen bl,eihen. Das ist die bittere
Tatsache, und über dliese Tatsache kommen wir
g'anz e·infach nichthinw{1g.

Man diskutiert nun dal'über, wie man diesen
Zustand ändern könnte. Da hört man beiSipiels
weise, daß sich der Herr Finanzminister mit
Händen und füßen dag'egeIli sträuht, 'aus die
sem Titel heraus neue Belastungen aulf sich z,u

nehmen, Er stellt sich auf einen, 'von seinem
Gesichtspunkt aus gesehen begreiiÜichen Stand
punkt, daß er nur die Leistungen zu erfüllen
hat, die im finanzausgleichsgesetz festgesetzt
sind. Leistungen, die in diesem Gesetz nicht
ausdrücklichaufgezahlt worden sind, sind nicht
mehr seine Verpflichtung, sondern Verpflich
tung anderer Gebietskörperschaften. Das ist
sicherlich ein StandpunJkt, der viel ,für sioh hat,
der aber uns als Spitalserhalter natürlich nicht
helfen kann.

Und das Land Niederösterreich ? Das Land
Niederösterreich -kann natürlich nicht viel
gegen diese EinsteIJung des Ministers tun. Es
gibt ja Gott sei Dank Bemüihungen, einen neuen
Gesetzen~wurf auszual1beiten- ,er ',ist noch
nicht in Recht'Shaft örwachsen -, um im
nenen fina,n,zausgleich wenigstens einen Teil
der Defizite der Krankenanstalten bei den Z'u
weisungen der Ertragsanteile an die Gemein
den zu berücksichtigen. Das ist sicherlich ein
Schritt, den ich sogar sehr hoch werte, weil
ich glaube, damit festhalten zu können, daß
hier wenigstens wieder der Grundsatz aufge-
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müssen. Aber nicht nur die Medikamente, son
diernauch die übrigen ärztlichen Behelfe haben
unglaubliche Phantasiepreise ,eI1klommen. Das
ganze Verbandzeug - ganz abgesehen 'von
den chirurgischen Behelfen - von der Watte
über die Binden und Fatschenund was sonst
nooh notwendig 'ist, hat derartige Preise 'er
reicht, die gegenüber den Friedenspreisen um
das Zehnfache angestiegen sind. A'uch die ä'fZt
lichen Behelfe kosten, heute ein Vielfaches von
den IErüheren Preisen. Ich will weiter noch ganz
besonders auf das teure Röntgenmaterial hin
weisen, das heute schon ein Kollege ellwähnt
hat. Heute ist ja ein Krankenihaus ohne Rönt
gen ganz unmöglich. Die Behandlung eines
Patient'en verlangt oft mehrere Röntgenauf
nahmen, wenn die erste Aufnahme ,nicht genau
ausspricht, was ihm fehlt. Aber auch das
Instrumentarium für di·e Är,zte und die ,ver
schiedenen sonstigen Behelfe für die Tlherapie
sind bis heute so gestiegen, daß der große
Abgang erklärlich ist. Wir sehen daraus, daß
es nicht etwa Mutwille ist, wenn die Ausgaben
seite der Krankenhäuser immer mehr und' mehr
anwächst.

Es hat sich auch sonst nooh verschiedenes
geändert. So hat sich, gottlob, die Arbeitszeit
in den Krankenhäusern ,ganz wesentlich ge
ändert; dadurch ist natürlich auch mehr Per
sonal notwendig geworden. Das Hausgehilfin
nenwesen, wie es fllüher in den Krankenhäusern
bestanden hat, ist heute vorbei ; an die ,Ste1l1e
der Hausgehilfinnen sind herute vollbezahlte
Arbeitskräfte getreten, die auf Grund VOIl1

Kollekt,iivV1erträ,gen oder ,auf Gmnd der Be
soLdungsvorschriH zu entlohnen sind. So sind
'also 'versühied'ene Änrdrerun,gen in der Verwal
tung der Krankenhäuser eingetreten. Die neu
zeitlichen Erfordernisse aUlf dem Gebiete der
Krankenpflege müssen ebenfalls berücksichtigt
werden und man darf auch in der Alusgestal
tung des Hauses nicht rückständi'g bleiben,
wenn 'einem dias Wohl-und Wehe der Mi:tbürger
am Herzen lielgt.

Aus allen diesen Erwägungen werden Sie er
kennen, daß nicht' eine leichtsinnige A,usga!ben
wirtschaft, sondern die geänderten VerhäHnisse
auf diesem Gebilete die 'dlerz'eitigen Zustände
in den Krankenhäusern bedingen. Es kann da
herauch dem einzelnen Krankenhaus,verwailter
der Vorwurlf einer leichtsinnigen Ausgaben
wirtschaft nicht gemaoht werden, denn mit
einer seltenen Einmütigkeit wird von sämt
lichen iKrankenhälusern festgestellt, daß sieal11e
mit schweren Abgängen arbeiten. Man :kann
doch hier beim besten Willen nicht sagen, daß
,in den 21 Kranwenihäusem, die im Lande
Niederöstoerreich bestehen, von AHentste'i,g bis
Zrwettl, .lauter unfähige Referenten oder .un
fähige Verwalter, laluter unfähige Ärzte und

unlfähige Direktoren arbeiten. Die Not ist eben
ganzaiHgemein, diese Sorgen bestehen überall
und unter diesen Sorgen leiden natürlich auch
die spitalserhaltenden Gemeinden.

Ich glaube also den schlüssi,gen !Beweis da
für ·erbracht zu haben, daß die Form, wie die
Krankenhä,user :heute geführt werden müssen,
nicht ,ausreioht, und daß hier eine Änderung
eintreten muß. Wir müssen ,uns alle !bemühen,
mit unseren Hauptparlnern, den Kranken
kassen, zu einem Ergebnis zu kommen, das uns
,dlie Zahlung g~ößtmöJ511kher Verpflegssätze
sichert. Darüber besteht gar kein ZrweifeL
Allerdings danf man dabei ,auch nicht Iverges
sen, daß natürlich der uns gegenüberstehende
Partner seine Leistlungen und seine ganze Ge
schäHsgebarung eberrfalls nur auf Gmnd von
Gesetzen durchführen :kann. Wir können also
nicht einfach hinaufnumerieren, denn den
Sozialversicherungsträgern sind die Beitrags
sätze genau vorgeschrieben und auch ihre Ein
nahmen sind beschränkt.

Manche von unseren Kollegen sc~,lagen noeh
ei'nen ,ande'r,enWeg 'vor. Si'e ,glauben, daß es
zweckmäß'i~g bzw. daß es AuflgJabe der Sozial
versichel1uigsträger 'wäre, sich auf dem Gebiete
derfr'eiwiUilgen Leistul1Igen, 'also ;der Mehr
leistungen,finanziell :L'uft zu machen. Ich per
sönlich bin absol:ut gegen diese AU1f,fassung,
denn der Abbau von Mehrleistungen und die
Einschränkung oder Kürzung von sogenannten
freiwilligen Leistungen geht auf Kosten der
Versicherten, also der Allbeiter ,und der Ange
stellten und auf Kosten der Kran/ken. Di,esen
Weg zu gehen, haben wir aber gar kein Be
dJül1fnis. Ein solcher Weg - die Vertreter der
Soziallversicherungsträger haben die Möglich
keit, daß ,dieser W'eggegarrgen werden könnte,
angedeutet - liegt 'll'icht in 'unserem Sinne.
Gewiß, die Krankenkassen werden sioh an
strengen müssen, bei den noch in fluß be
findlichen Verhandlungen über die Vellpflegs
kostensätze für das kommende Jahr uns so weit
entgegenzukommen, als es nur irgendwie mög
lich ist. Wir wlIe aber, die diese Dinge Ikennen,
kennen auch den Standpunkt der Sozialver
sicherungsträger lund wissen nur zu gut, daß
wir dort keine großen Erfolge werden er
reichen können. Kostendeokende Verpflegssätze,
die wir in dieser Formuliel1ung grundsätzlich
nicht gutheißen,können von Seite der Sozial
versicherung nicht gezaihlt werden. Aus diesem
Grunde bleibt also die ganze frage 'wieder un
gelöst. Herr Koillege .fehringer war der Mei
nung, daß es die Aufgabe der Landesregierung
sein muß, schon zu Beginn des Jahres 1951
Vorkehr,ungen z.u treffen, damit es .möglich sein .
wird, da in irgendeiner form zu einem Aus
weg zu kommen. Ich möchte diese Auffassung
nachdrückliehst unterstützen. Wenn man in
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österreioh vielfach davon redet, daß Provi
sorien ein ende haben müssen, weil man mit
dem fortwursteln nicht sehr lange durchhalten
kann, so glaube ich, daß es gerade auf diesem
Gebiete nicht mögEeh ist, mit diesen alten
österreichischen Methoden das Auslangen zu
findel1, Xrankenhäuser sind ja sehr lebendige
Betriebe und die Patienten, die dort anfal1en,
erwarten mit Rec'ht, daß sie immer mit den
besten und zlum sichersten ['dolg fühfienden
Methoden und Mitteln behandelt werden.
Diese Mittel müssen über auch aufgebracht
werden! Es wird auch das schönste Gesicht
eines Spitalsverwalters oder Spitalsdirektors
auf die Dauer Inicht Ihimeic'hen, lauch nicht di,e
rührendsten Worte und Billten, seinen Betrieb
weilterhin mit einem !Defizit ,fÜhren z'u dürfen.
Es muß v1ielme'hr ,dafür gesongt WEnden, daß
er es in ,abs,ehba'mr Zeit bez1ahlcn kann.

Nach unserer Auffassung - wie wir die
Dinge kennen - geht es nicht an, Ihier einfach
fortzuwursteln. Es muß versucht werden, in
irgendeiner form zu einem Ausgleich zu kom
men. Ich weiß ganz gut, daß es unendlich
schwierig ist, hier eine Lösung zu finden. Wenn
wir einmal einen Schritt vorwärts machen und
es entfal1en dann Alusgaben au'f den Bund, das
Land oder die Gemeinden, dann gibt es ein
.,IiakeIziehen", denn jeder glaubt, der andere
wäre in der Lage, die unbedingt notwendigen
Lasten allein zu trage1, Es ist hier genau so
wie in dem bekannten Beispiel, wo die Decke
zu kurz ist. Zieht der Bund die Decke ein biß
ehen zu sich hinüber, damit er besser zuge
deckt ist, da'nn liegen Gebiete der Gemeinden
oder des Landes bloß. Umgekehrt ist es dann
genau so, dann schreit der Bund, daß man ihm
mehr von der Decke wegzieht, als er unter
Umständen noch vertragen kann.

Ich glaube, die Abgänge der niederöster
reichischen Krankenhä'user - für das ganze
Land betragen sie rund 7 ,Millionen Sohilling

können letzten Endes doch nicht so eine
unlösbare Frage sein. Wir sind überzeugt, daß
es bei gutem Will,enund bei gegenseitigem
Einvernehmen möglich sein wird, eine Lösung
zu findel1. Gewiß, auch die Gemeinden, in denen
sich Krankenhäuser befinden, werden bereit
sein, 'ein Opfer zu br,i'll'gen - ich will nicht
sagen, ein kleines Opfer zu bringen -, weil
es unbestritten ist, daß ein Krankenhaus im
Ort ,eine wirtschaftliche Belebung darstel:lt.
A,us dieser Erwägung hera,us könnte man es
ohne weiteres rechtfertigen, daß die Gemeinden
einen Teil dieser Abgänge übernehmen.

Man kann es den Gemeinden auf die Dauer
nicht zumuten, daß sie die Opfer von Verhält
nissen sind, die sie nicht herbeigeführt haben;
weil es Verwirrungen und Unklarheiten in der
Gesetzgebung gibt, wird auf ihre Kosten

herumjongliert. Es muß hier für die Gemeinden
und die Gebietskörperschaften ein Ausweg ge
f,und:en werden. Man muß nlur den guten Wil·
len dazu haben, diese unwürdilgen Zustände
zu beseitigen.

Seit ungefä,hr Juli wird fast ununterbrochen
verhandelt. Aber alles, was bis jetzt herausge
kommen ist, waren nur -halhe Lösungen. Diese
Halbheiten können uns aber nicht :befriedigen.
Wir sind der Meinung, daß auf diesem Gebiete
eine restlose Klärung herbeigeführt werden
muß. Noch kürzer gesagt: die Krankenhaus
frage muß gelöst werden! Man kann die
Lösung dieser frage nicht weiter hinausschie
ben, weil wir der Meinung sind, daß dias ein
fach niöht mehr möglich ist.

Ich war daher unangenehm überrascht, als
am Eingang der Budgetberatungen der Herr
Landesrat Müllner eine - wie ich glaube 
doch zu wenig üibedegteErklämng abgegeben
hat, als er erklärte: "Zinsen und Annuitäten
können wir nicht mehr übernehmen. Wir geben
daher nur mehr Beiträge. Was sonst der
Spitalserihalter macht, dalfür trage ich keine
VerantwoTtunlg." So ist es aber nicht, denn es
geht hier nicht um eine mechanische figur.
Hier geht es um das Schicksal von 'vielen Tau
senden und Tausenden von Venpflegten in den
Kra'l1'kenhä'usern, von kr:a'll!ken Menschen, die
der Hilfe hedlüden. Hier darf man keine kauf
männischen GJ1uudisätze anwenden, auch wenn
s'ie 'i'n der ,nüchtNnen Pr:ofi!'W:irtschaH noch so
berechtigt wären. In ,diesen Bdangen k'ann man
di'ese Grundsätze nichtanwendien. Man darf
hier nicht Hur die Bilanz des Kmnkenhauses
auf Grund ei:ner Betriebsprüfung sehen, sondern
man muß sich auch immer den Menschen vor
stellen, der das Krankenhaus aufsucht und dem
man wir:klich nicht zumuten kann, daß man
wegen einiger tausend Schilling die Qual seines
Leidens verlängert, oder daß man es ihm
überhaupt unmöglich macht, wieder Gesun
dung zu finden.

Wenn heute dlie Tendenz dahin ,geht, die ,in
vIiieie Einzel~ebiete auf,g'espaHete S:ozialver
sichel'Ung und SoziaHül'sorge zusal1Tlmenz'u
fassen, und wenn ,unser Kollege Or. Steingötter
gesagt hat, daß der W'eg zur aillgemeinen
Volksversicherullig ganz einfach 'i'n der Un'ie
der Eiüwicklung 'liegt, die 'Iliichtau:fg,ehallten
werden kann, so ist das ricMi,g. Dals bedingt
aberauoh, daß schon jetzt bis zur Errek'hung
dieses erstreibenswerten beIes alles gebn wird,
11m eine Teil'llösung der Dinge durchzUlfülhren.
Diese Teitlösung ibe:sklht aber darin, daß man
die aug,enbhckli'chelli IBetl.'i:(~bsabgänge :zm decken
vers,ucht. DaIbCii,wä~l'ee:s natürlich 'Ungerecht,
zu betonen, daß v'ieHeicht nur eine !kluge Re
organisation ,in 'einzelnein Krantkenhä,usern dazu
beitragen würde, einen Teil der Aibgänge
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hereinzubringen. Einer vemünftigen, selbstver
stiändlich :k1lug geführten 'Reorganisation der
Lin:ze1ncn Kranlkenlüuser ist sicherlich das
Wort zu reden,aber man hört da von den Ein
schau:kommi,ssionen oft Ä,ußenmgen, die mit
den tatsäGMichen Gegebenheiten schon gar
nicht Ül Einklang zu bringen sind. Ichkünn!e
mir aber schon 'vorstellen, daß manohes geän
dert werden kann. kh denke da vor aHem an
die sehr hohen Medikamentenkosten. Hiier be
steht leider der Grundsatz, daß die Medika
mente unlbedingt über den Apotheker bezogen
werden müssen. Der Vorgang ist nämhch sehr
einf'ach: Der Spit1alsdirektor hestel1t, der Apo
theker übernimmt den Auftrag. giht iihn weiter,
übernimmt die Ki,ste mit der Ware, macht sie
auf, gibt die Ware ins Krankenhaus, die Rech
nurng macht Tausende und Tausende SchiJ;]:ing
aus, und die Prozente, die vom Apothciker ver
dient werden, sind wirklich ein arbeitsloses
Einlkol1nmen, Leider kann man nicht durch
setzen, daß dieser Zustand ge~indert wird.I-lier
schalten sich Leute ein, die nicht notwendig
wären und die ganz große Gewinne abschöp
fen, Jeder Spitalserhalter Isoli\t,· 'C"inmal durch
rechnen, welche Provis'ionssätz,e die Apotheker
bekommen, die sicher nicht zu den Ärmst,[~n

gehören. Da k,ann k,einer aufstehen unds,agell,
das sei ein Stand, dem es besonders schIecht
gehe. Sie kennen die Apothekerwaage und die
Apothekerpreise. Auf dem Gcbid müßte man
doch zu einem Übereinilwmmen gelangen kön
11m, das sowohl der Gemeinde, als auch den
Apothekern dient. Man braucht nicht die
Apot,heker zur Oämze ausschaHen, aber die
Apotheker müssen anerkennen und einsehen,
daß es nütwendig wäre, für die 23 Kra]]lh~n

häuser in Nieder>österreicheine Vereinbarung
zu schließen, mit der sie sich wirklich nur mit
einer Großhandelsspanne zufriedenge'ben und
auf die Apothe'kergewinl1'e verzichten. Es
könnte viC'llei,clht jemand sa,gen, die 10 oder 15
Prozent ,sind nur ein ganz bescheidener Ge
winn. Ich bin der Meinung, daß man sic'h in
de'lll Fall mi tnlOch viel weniger bügnÜigen
müßte, weil hier ein Notstand vorliegt, der be
hoben werdCll muß. Ändern sich di,e Zeiten,
kommt ,es wieder so weit, daß die einzelnen
Krankcnhäuser nicht mehr (hese großen Ver
luste haben. dann kann man ahne weiteres
wieder über diese Di1nge reden und solche
Übereinkommen einer Revision unterzi'ehen.
Auf diesem Gebiete könnte man manche Erspa
rungen machen, die den einzelnen Anstalten
sehr zugute käimen, denn es g'C'11t wirkhch nicht
an, daß der S;JiialserhaHer auf der einen Seit,e
das Defizit mit schwerer Mühe drckt, während
il'ufder anderen Seik mühelos Gewil1lne ·erzlidt
werden.

Es 'gibt noch andere, z'iel1l'lich 'llO'he Gebüh ren,

die aus ,der Betriehsführung eines K'ranken
hauses erwachsen. Ich weiß nicht, ob es
nicht 'viel1eicht auch mö'glich wäre, wenn
zum Heispi'CI bei den Ärzten Einsicht Ibestehen
würde, nach einer bestimmten Richtung 'gewisse
GI1enzen zu sdzen.

Me<iil1e Ausführung,en gipfeln nur in dem
einen W'unsch, daß der Hohe Landtag ver
stehen mö~e, daß die 'kleinen Gem5inden, die
Träger eines Krankenhauses sind, alle in :große
Not ger:aten sind und daß es wit'klich nicht
mehr angeht, nur Init hilligen Trostworten di,e
Sache unerledigt zu lassen. Was ich mit
meinen Ausführungen erreiahen wiltl, ist das,
die Aufmerksamkeit des Hohen Hauses darauf
zu richt<en, daß hier ein Notstand hestleht, der
siüh durch die Umstiände tbesonder,s, ungiünlsüg
auswi11kt und der auch deswegen besonders
schwer wiegt, weiiler sich in fOl1Jn 'von Aus
nahmsbestimmungen nur gegen jene Gemeinden
auswirkt, die ein Spital haben. Das kann nicht
gut sein, denn wenn Opfer 'vel'lcmgt werden,
dann müssen 'sie alle tra,gen, 'und nicht nur jene
Gemeinden, die 'ein Krankenhaus führen, Wenn
mir die Beweisfühmng hierfür gelungen ist,
so hoffe ich, daß di,e ,MögJ,ichkeiten für Ver
handlungen günstiger sind, als si'e es Ibisher
gewesen sind.

Ich möchtle noch z'u den Ausführungen des
Kollegen Tesar sprechen. Er ist der ,Meinung
gewosen, daß man bei der Bewiilligung VOll

Beitr1ägen an Spüdvcl1bände auch den Sk'i'Slport
nioht voergessen soll. Er meinte, daß man vor
allem den einzelnen Wettkämpfern, die aus den
Dörfern 'kommen, in irgendeiner fOl1m
wahrsche>iJüich denkt er da an die Schi'aus
rüstlungen oder die Ermögl:ichung Ider kosten
losen BeteiJi,gung 'an Wettkämpfen - helfen:
sollte, Inwieweit man das verwli'Dkllichen kann,
weiß ich nicht,aber jedenfalls wäre ,dagegen
grundsätzlich niclhts einzuwenden. Ich glaube
aber, daß man diese Angelegen!heitin erster
Linie von lokalen Gesk'htspunktenaus aufziehen
müßte, Wir in Stockerau halben bereits Iseit
Ja'hren den HalliptschÜlJ.ern, die im Winter auf
Schiurlaub gehen - natürlich nu~: jenen, di,e es
siüh nicht leisten 'könnien, denn die Bessersitu
ierten halben ja ,e'ine Unterstützung nicht not
wel1'dig und würden sie ,auch nicht wollen 
nicht nur die fahrtkosten, sonldern auch die
Schiausrüstung bezahlt, 'So daß keiner zurück
bleibenmußte. Es wäre ja für die Jugencl
fürchterlich, wenn in ei'l1'er Klasse, wo dreiGig
Schüler sind, vieHeicht nur fünhehn Schüler
fortbhren könnten, 'während die anderlen Ifünf
zehn nur deswegen, weil sie das Unglück
haben, von armen Eltern abzmstammen, zurück
bleiben müßten. Da wird also geholfen, was
nach jeder Richtung hin 'erfreulich ist. Durch
diese SaC'he wird ja auch die GesundheH der
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Kinder gdör,dert. Daz1u kommt nooh weiters,
daß die 311men Kinder zum Bewußtsein kom
men, daß :man sie nicht vergessen hat und auch
ihnen di'e MögJ,ichikeit der Teilnahme g~bt, so
wie es hei den anderen Kindern der Fad'l ist,
die ·aus besser,en Verhältniissen kommen. Hier
kann man winkli,oh sehr viel >tun und der Herr
Abg. Tesar hat recht, wenn ,er sagt, daß man
auf dem Gebiet der Fö'rderunrg des Schisportes
auch öHentHche Mittel iVerwenden san, damit
der J'ugend dlie Möglichtke1it Igegletben ist, diesen
Sport auszuüben. W,enn wir d.amit 'Schon bei
dren Kindern ibeginlnen, so habe ich di,e Über
neug,ung, daß sich auch ,eine gute sportliidle
Auslese ergeben wird :und daß dadur,ch das
erreicht werden w,ird, was Herr Abg. Teslar
wünscht, nämlich, daß 'sich a,uch di,e Jugend
auf dem Lande draußen an gl1ößeren sport
lichen Konkurrenzlen beteilhgen 'kann.W,enn
wir mit gutausgetbiildeten, wohltrainierten
Kräften antn~ten, dann wird das Land auch in
der Lage sein, auf diesem Gebiete Erfol',ge zu
erziden.

Das Kapitel Gesundheitspf,llege ist sehr um
fassend lund wir wissen, daß gerade der Sport
und die körperJi;che ErtiÜchti!gung der Jugend
seit ,dem ersten Weltkrieg zu einer ungeheuren
Bedeutung ,g,eik'ommen ,i,st. 'Wir müss,en fest
stellen, daß sich oft das ,ganze Inter,esse der
Menschen in den Städten und lauf dem Lande
tagelang nur um sportliche Ereignisse dreht.
Die Menschen in den Dör,fern und Städten, die
sonst mit dem Sport niehts zu tun haiben, ver
folg,en oft mit Spannung große i:ntlernationale
fußball-Länderspiele, ebenso auch di,e Rad
rennen, die Ru.ndbhrt'en um Österre'Ü~h 'U!SM'.

Die Menschen wenden ofttage1'an,g in Span
nung ~geha1ten und das zeigt eben, daß der
Sport :heu~e 'eine ,ganz iglewaltiige Großmacht ist.

W'as hier das Land Niedrer'Österrekh !beitra
gen kann, ist eine f'ö'rderl1'ng, &'e dahin geht,
daß hei aller Bprücksiohtigung der Förderung
des Spitzensports, vor a'lilem der IMass,ensport
gefördert werden soll. Uns ist es ,ethen lieber,
daß statt 60.000 Zuschauern bei 22 'Flußball
spielern uiIIlglekehrt 60.000 Menschen 's,elbst in
,irgendieiner Form Spor,t 'betreiben, denn der
Sport macht d)en Köl'p'er stank und 'elin sta1rker
Körper ist auch gesund. Ich :gll'au1be, dieses
Kapitel ist lauch daraurf ei'lligestellt, dieses Ziel
zu efrleichen. (Beifall bei den Sozialisten.)

PRÄSIDENT: A!ls nächstem Redner erteile
ich dem Herrn Aibg. S '0 d iO m k adas Wort.

Aibg. SODOMKA: Hohes l[-Ialus! In der
Gruppe 5 des ordentlichen Voransc:hJ,ages Hn
den wir in der Gesamtau1fsteUmlig eine Aus
gabensumme von 27,472.700 S und eine Ein
nahmensumme von 17,673.300 S. Das tbedeutet
a,lso, daß nur rund 10 MilHiüuen S Nettoauf-

wand vom 'Lande~U! leiskn sind, der aus den
aHgemei'nen Steuereingän;gen gedeckt winl,.

Unter den Ausgaben der ülluljJlpe 5 ,finden wir
bei Post 510-61 untier dem THel "Fa,chhcher
Bedar,f der Oesundlheitsämter" den Betrag iVon
400.000 Seingesetzt, der im Ver,g,J,eich zum
Jahre 1950 verdiOiPpelt ,ist. Im Jahl'e 1950 waren
näm'llk'h nur 200.000 S ,vürglesehen. Diese Aus
gaiben sind für den rein fachEchen Bedarf der
Ges,undheitsämter wie für den Bedal1f an Me
dikamenten, Impfstoffen usw. bestimmt.

Die OesundheitsäJmt,er in Niedel1östemeich
sind hei ,den Bezirikshauptmanntsch:aftenl leinge
richtetund der Bezil1ksamtsarzt untersteht dem
ßezirkshauptmann.Nun :hört man oft die
Frage, amti'ertder Amtsarzt ,in 'erster Li'nie ;~ls

Arzt und dann alls Beamter oder ist dias umg'e
kehrt der Fall. Es ist J,eidler so, daß Idie Each
Eche Au:sbildung und die :f,achlichen :Kenntni,sse
bei einigen dieser beamteten. Ärzte auf dem
Status stehengeblie:hen sind, als sierhrRi,go
rosum gemacht halben. Sie könnlen sich nkht
viel mit ihrem ei:genHichen Wissensgebiet be
schäft>i:gel1, weil sie vielfach. ,in Angelegenheiten
zu arbeiten halben, die oft mit ihrem :f,achHc'hen
Wissen niohts oder nkht viel zu ~li'lli haben.
Gibt es hi,er nun 'eine Unterscheidung: !Hat der
beamtete Arzt als Beamter V,erwaltun!gsal1beit
zu leisten oder ;hat er seinen ,ärztlkhen ßenuf
'auszuüben? !B,eide AnheHen :greifen :ineinander
unld es muß hier ,auSigespr!oohen werden, daß
:gerade bei diesem Ber:uf eine doppelte Qua'UR
kation erfÜ'rd1ef'1,ich ist. Die A'uf'gabell' des Amts
arztes sind sehr vi;els'eitilg, so ,daß er oft mehr
zu leisten hat,als er nach dier Dienst'P'ra~mat<ik,

:und wenn er Vertralgsbediensteter ist, nach dem
Vertmgsbed!iensteteng'esetz zu leisten hätte.

In unseremge~ul1'dheitsamtli:chenDienst und
in den Gesundheitsämtern halben wir insge
samt 23 pragmatische Bedienstete ,des Ärzte
standes, diiein der Verwendungsgruppe A
sind. Di,e Au,fteüung di,eser Di'eristposten selibst
ist sehr ,interessant. Wir findenl in der Di,enst
postengrUippeI :keinen Posten, ,in der Dienst
postengmppe tJiIeinen Dienstposten 'und ,in der
Di1enstpostengrllip:penI 'v,ier IDienstposten; in
den Dienstpostengnuppen :IV, V und VI sind
zusammen 18 Dilen:stlpostenangesetzt. :Es be
steht dii,e tMögIichllveit, durch V:omückung oder
Beförderung tjed:enzeit einen tDi'enstposten der
Dienstlpo:st'engruiPpe V zu einem wIchen der
Dienstp'Osten,gl'uppe IV zu machen. Darüber
hinaus gibt es nlOoh z,ehn Vertnagsbedi'enstet'en
posten, die alls Posten der Verwendungs
gnuppe a angesetzt sind.

Vielleicht wi,ro es doch möglioh sein, ,diiesen
vertra'glichangestellt,en Ärzten eine Sicherheit
ihrer SteHung zu geben, indem man sie für
die Pragmatisierungin Vorschlag bringt Ich
glaube, bei einer der nächsten A'ktionen sollte
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man auf diese Pragmatisierungcn Rücksicht
nehmen.

Die Aufgaben, ,die den Bezi'rksärzten e1"
wac'hsen, sind mannigfaltig. Im Reichs
sanitätsgesetz sind die· einschlägigen Bestim
mungen hierfür aufgezählt. Ich will I'hnen
jetzt in Kürze die iln § S genannten Vcr
pfliohtungen ,d~r Bezirksärzte bekanntgeben,
damit Sie sich hier ei'11lnal ein Bild über den
Umfang i,h-rer Aufgaben machen können. Ihm
ist zunächsteiI1'mal vom Bezirkshauptmanll
uie fÜ'hrung der Aufsicht über den sanitäts
polizeilichen Wirkungskreis ,der Gemeinden
übertragen. N aehder niederösterreichischen
Gemeindeordnung hat er einige sanitäts
pol,izeiliche Agenden übertragen erhalten, die
er im selbstä'ndigen, oder j,etzt, ,da die Dureh
führungsgesetze erlassen worden sind, im
übertragenen Wirkungskreis zu versehen hat.
Hierher gehören die Lebensmittelpolizeiund
des weiteren die Gesundheitspolizei. Darüber
hinaus hat er das Sanitätspersonal seines
Bezirkes zu überwachen, weiter über die
Handhabung der Vorschriftengegell Kur
pfuscherei und unbefugte Ausübung der
ärztlichen Praxis sowie in betreff des Ver
kehres mit Giften und Medikamenten, ferner
über die Heil-, Humanitäts-und sonstige in
sanitätspolizeilichf'r Beziehung zu iiber
wachende Anstalten, über Bäder und G'5und
brunnen, über öffentliche une! Hau~;apotheken,

uudendlich über die Ausübung ge"uIldheits
gdährdender Gewerbe ,die Aufsicht zu führen.
Dureh das N ationalsozialistrngesetz sind dem
Amtsarzt auch Agenden übertragen worden,
und zwar hat er das durch § IS des Verbots
gesetzes festgelegte Berufsausübungsverbot zu
überwachen. Der Bezirksarzt hatdaneb::l1
nach § S lit. b des Reichssanitätsgesetzes bei
der 'unmittelbaren Besorgung des Sanitäts
wesens durch die Bezirksihauptmannschaften
mitz'uwirken, und zwar ·hat er über clie
Leitung dcs Sanitätswesens cles Bezirkes
überhaupt, insbesondere aber hei Epidemien
und in Ermanglu'ng eines Tierarztes auch bei
Epizootien Vorschläge zu erstatten 'Und bei
Gefahr im Verzuge hat er unmittelbar unter
eigener Verantwortlichkeit einzuschreiten. Bei
der Errichtung und Verleihung VOll Medizinal
gewerben und zur Regelung der bezüglidlcn
Verhältnisse 'hat' er Vorschläge zu machen,
die ihm aufgetragenen saniUitspolizeilichen
Untersuchungen zu pflegen und 'darübn Gut
achten abzugeben. Von dem all'gemeinen
Gesundheitszustande der Menschen des Be
zirkes sowie von den nachteilig darauf wir
kenden Einflüssen, hat er sich Kenntnis zu
verschaffen und Vorschläge zur Abhilfe zu
machen. Endlich hat er periodisch eillen aus
uen bezüglichen Berichten und aus eigenen

Wahrnehmungcn geschöpften, wissenschaftlich
gehaltenen H,auptbericht über alles, was in
sa ni tätspo1izei1icher Beziehung in seinem Be
zirke bemerkenswert erscheint, vorzulegen. Ich
habe schon erwähnt, daß nebenbei noch die
seuchenpolizeiliche Überwachung und die
Überwachung d·er Gcschlechtskra11kheitcll usw.
in ,das Auf,gabellgebid der Bezirksärzte fällt.

[in B,ezirksarzt hat also mannigfache Auf
gaben zu lösen, Sie erkennen a,us meinen Aus
führungen, wie wichtig es ist, gerade diese
Stellen mit besonders tüchtigen Ärzten zu
besctzen, um nieh t nur einen tüc'h ligen Arzt,
sondern darüber hinaus auch den gewissen
haften Beamten im Amt zu haben. Daß es
sehr schwer ist, jeweils {!fn richtigen Mann
an diesen Platz zu bringen, ist wohl klar.
Die bestellende Verw,altungshehörde, in diesem
Falle di,e Landesregierung, muß sich daher
darüber klar sein, welchen Mann sie dafür
auswählt.

Wir haben unter Ansatzpost 511-01 einen
Betrag von 270.S00 S für den ß,eitrag des
Landes zum Pensionsfonds ,der Gemeindeärzte
in Niederöskrrcich veranschlagt. Im Vergleich
zum Vorjahr, wo 154.S00 S angesetzt waren,
ist sohin eine Erhöhung um 116.000 S vor
gesehen.

Die Arbeit der Gemeindeärzte ist wichtig.
Sie haben die Geeminde in den ihnen über
tragenen sanitätspolizeilichen Aufgaben zu
unterstützenl1lld diese Aufgabe auch zu voll
ziehel!. Ihre Pflichten sind jm L\'l1desgcsetz
vom :.n. März 1932, LGB1. Nr. 87,genau
umschrieben. lncli~sem Ge~:etz, {las in der
Z wischenz,eit zweimal novelliert worden ist,
ist ausgesprochen, daß das Amt des Ge
meindüarztes ein öffentliches Amt ist. Er
genießt dcmentsprecl1end bei Ausübung dieses
öffentlichen Amtes auch elen SC'1ll1tz des § oll
Strafgesetz. Er ist also als obrigkeitliche Per
son geschützt und dementsprechend fallen
auch liandlungen, die seinen behördlichen
Aufgaben und seinem Charakter wider
spr,echen. unter die Bestimmungen des § 101
Strafgesetz. Sie werden also als Amtsmiß
brauch bestnaft. Der Gemeindearzt i,;t in
Ausübung seiner Auf,gaben Amtsperson der
Gemeinde und ,darüber hinaus fachorgan der
SanitätsgemeinclcgruPIY_' bei der Erfüllung
der den Onneinden in Sanitütsilngelegel1'heiten
mit dem Gesetze vom 30. April lS70, RGB).
Nr. fJS,auferlegten Verpflichtungen. Er c1,uf
in ,di,eser Eigenschaft von den Parteien keincr
lei Vergütung ansprechen oder annehmcn.
Jeder btstellte Gemeindearzt übernimmt ins
besondere elie Verpflichtung zur unentg,elt
1ichen Vornahme der Totenbeschau, der öffent
lichen Impfung in seinem Amtssprengel gegen
BeisteIlung des Impfstoffes uad zur unent-
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gelt lichen Behandlung der Ziehkinder, ferner
die VerpflicMung zur unentgeHNC'11en Unt,er
suchung der Schüblinge und unentgeltlichen
Ausstellung von Infektionsfreischeinen für die
Schüler, schließlich zur unentgeltlichen Unter
suchung der aus der Schule austretenden
Kinder zum Zwecke der Berufsberatung, alles
dies innerhalb seines Amtssprengels. Dem
Gemeindearzt obliegt auch die Behandlung
der in oHener Armenpnege stehenden Per
sonen seines Amtssprengels gegien Vergütung
durch die zuständigen Armenbehörden.

Es handelt sich hier natürlich um keine er
schöpfende Aufzählung, sondern diese Auf
zählung gibt nur einzelne Aufgaben an, die
jederzeit durch gesetzliche Dienstanweisungen
erweitert werden können.

Unter ,der Voranschlagspost 512-61 sind
220.000 S für das Hebamrnenwesen aus
gewies·en. Es ist mir nicht möglich, auf das
Hebammenwesen näher einzugehen, weil ich
auf diesem Gebiet kein fachmann bin. Ich
überlasse es jenen, zu dieser Gruppe zu
s'\)rechen, ,die darüber fachkenntnisse haben.
Vielleicht wird es einmal innerhalb des Klubs
möglich sein, darüber einen Fachmann zu
hören.

Unkr Voranschlagssatz 513--61 finden wir
für die Sachbeihilfen für die Mutterberatungen
50.000 S ausgewiesen. Darüber wurde schon
ausgeführt, daß dadurch,diaß d'ie Mutter
beratung auch auf das Land hinausgetragen
wurde, die Möglichkeit geschaHen worden ist,
auch der Gesundheit der Kleinstkinder zu
dienen. Denn gerade im Säuglingsalter kann
durch eine unsachgemäße Behandlung später
ein Schaden an der Gesundheit entstehen.

Über die Krankenanstalten sowie über die
Tuberkulosefürsorge wmde bereits eingehend
gesprochen, und ich brauche mich daher mit
ihnen nicht mehr näher zu beschä>ftigen.

Unter Vorans~hlagsansatz 54-61 ist als
letzte Post des Voranschlages für die körper
lich,e Ertüchtigung der Betrag von 120.00Q S
in Form von Beihii'fen an Sportverbände vor
gesehen. Gegenüber ,dem Vorjahre ergibt sich
hier eine Erhöhung tun 40.0()O S. Hierzu
wuI1de bereits von Herrn Abg. Wondrak und
auch von Rednern der anderen fraktion 'dar
auf hingewiesen, wie wertvoll und wichtig es
ist, den Sport für die Gesunderhaltung der
breiten Massen unserer Bevölkerung zu
för,dern. Dadurch werden uns Auslagen für
die Fürsorge von Krank'en erspart bleiben.

Meine Fraktion wird dieser Gruppe des
Voranschlages ihre Zustimmung geben. (Bei
fall bei den Sozialisten.)

PRÄSIDENT: Die Rednerliste ist erschöpft.
Der Herr Berichterstatter hat das Schlußwort.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL: Hohes
Haus! Die Gruppe 5 wurde sachlich und
fachlich ,erschöpfend behandelt. Zu dieser
Gruppe wurden ein Abänderungsal1'trag und
drei Resolutionsanträge gestellt.

Ich bitte den Herrn Präsi,denten, die Ab
stimmung vorzunehmen.

PRÄSIDENT: Ich lasse zuerst über den
Abänderungsantrag, dann über die Gruppe 5
als solche und schließlich über die zu dieser
Gruppe vorliegenden dr·ei Resolutionsanträge
abstimmen.

Den Herrn BerichterstaHerersuehe ich um
die Verlesung des Abänderul1'gsantrages.

Berich~erstatter Abg. SCHÖBIERL (nach
Verlesung des Abänderungsantrages des Ab
r~eordneten Dubovsky, betrettend Edzölzun,g
der Beihilfen an Sportverbände): Ich bitte um
die Abstimmung.

PRÄSIDENT (Abstimmung über den Ab
änderwz,gsantrag: des Abg. Dubovsky): A b
gelehnt.

Ich ersuche den Herrn Berichterstatter um
das Schlußwort zur Gruppe 5.

Berichterstatter Abg. tSGHÖBER'L: Ic'h be
antrage die Annahme ,der Gruppe 5, Gesund
heitswesen und körperliche Ertüchtigung in.
Erfordernis und Bedeckung.

PRÄSIDENT (AbstimmZlfzg über Gruppe 5,
Gesundheitswesen und körperliche Ertüchti
zung, in Erfordernis und Bedeckung): A n
gen 0 m me n.

Ich ersuche den Herrn Berichterstatter um
die Verlesung des Resolutions3ntrages .des
Herrn Abg. Dr. Haberzettl.

Berichterstatter Abg. SGHöBEiRL (nach
Verlesun,g' des Resolutionsantrages des Abge
ordneten Haberzettl, betrettend die Kinderheil
stätte in Krems): Ich bitte um d~e Ahstim
mUl1rg.

PRÄSIDENT (Abstimmung über den Re
solutionsantrag des Abg. Dr. Haberzettl) :
A n gen 0 m me n.

Ich bitte den Herrn Berichterstatte'r nun
mehr um die Verlesung des erstlcn Antrages
des Herrn Abg. Dubovsky.

Berichterstatter SCf-IöBEHL (nach Ver
lesung des Antrages, betrettend die Erriclz
tung von Heimen für unheilbar an Tuberku
lose Erkrankte): Ich bitte ,um die Abstimmung.

PRÄSIDENT (Abstimmung): A hge-
lehnt.

Ich bitte den Herm BeriC'hterstatter, nun
mehr den nächsten Antrag des Herrn Abge
ordneten Dubo1vsky zu ,verlesen.

Berichterstatter SCHÖBERL (nach Ver
lesun,[J: des Antrages, betrettend die Errichtung
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an Alterstuberkulose Er
um die Albstimmung.

(Abstimmung): Ab g e-

von Heimen tür
krankte): leh bitte

PRÄSIDENT
lehnt.

leh ersuche nun den Herrn Referenten, Ab
geordneten S c h ö be r I, über die Gruppe 6,
Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen, zu
berichten.

Berichterstatter Abg. SCHöBERiL: Hohes
Haus! Die Gruppe 6, Bau-, Wohnungs- und
Siedlungswesen, unterteilt sich in die Ab
schnitte 60, Allgemeine Verwaltung, Ab
sC'hnitt 62, Wohnungswesen, Abschnitt 66,
Straßen, Plätze und Brücken, Abschnitt 67,
Wasser,bau, und Abschnitt 68, Wasserleitungs
bauten.

Die Ausgaben bei Gruppe 6, Bau-,
Wohnungs- und Siedlungswesen, betragen
95,362.300 S, die Einnahmen 2,516.200 S.
Das Nettoerforidernis ergibt daher 92,846.100 S.

Die A'usgaben dieser Gruppe haben sich
gegenüber dem Vorjahr um 10 Pwzent er
höht. Die Gruppe 6 ist die höchst dotierte des
Voransühlages. Erstmalig wurde hier auch für
Zwecke der Planung ein Betrag vo'n 250.000 S
ausgeworfen.

loh lersudhe, die Aussprache über diese
Gruppe zu eröffnen.

PRÄSIDENT: Ich eröffne die o.ehatte über
die Gruppe 6. Ich erteile als ,erstem Redner
dem Herrn Abg. Ur. Ha be r z e t t I das
Wort.

Ahg. Dr. HABE RZIETTiL : Hohes Haus! Es
ist hier schon verschi,edentltich wieder behaup
tet worden, daß ehe Landesregi,erung Ikeine
nennenswerten Anstreng,ungen macht, um
wenigstens die wichti:gsten StraßenzrÜige in
Ordnung zu br,ingern. Diese Ansiüht fordert uns
zu ,einer Skllungna1hme hemus. Ni'edenöster
reich ist das durch den Krieg am me'isten in
MitleidenschaH gezogene Land; besonders
trHft dies auf unsere Sttaßen und Bnücken zu.
Es wurde hereits 1946 darangegangen, die
ärgsten Schäden zu beheben, ,und ,es wlurden
in den Jahren 1946 bis 1949 hier.f<ür
209 MiUionen SchiiIing aufg,ewendet. Wenn
man die ,Einnahmen :aus den E'f'vragsanveilen in
diesem Zeitmum zum Vetglekh Iheranzieht,
sieht man, daß fast die Hällft'e dieser Einnahmen
für diesen Zweclk verwendet wurden.

,Im ordenltlichen iHudget des Jahres 1950
wurden 76.4 MilrI.ionen Schilhng für diesen
Zweck zur Verfüg,ung gestellt, im ordentlichen
Hudget 1951 sind datür 82,3 Millionen SchiIIing
einges'etzt und im außerordenthchen Budget
sind von 44 1~1iIHionen SC1hililing aHein
24 Mi1lionen SchiIlingfür di,esen Zweck 'Vor
gesehen. Da wird doch kein Mensch behaupten

können, daß auf diesem Gebiete nichts ge
schieht, wenn ,f,ast ein V,iertel des gesamten
Budg,e;ts für die Herrichtung der Straßen ver
wendet wiTid.

Es ist richti<g, daß Ni,ederösterrei,ch das
größte Straßennetz hat, und zwar 13.176 km.
Hievon sind llund 1600 km Bundesstraßen und
4100 ~m Landesstraßen;etwasülber 7000kim
sind Bezi,rik:sstmßen. Durch die J,etzte Etappe
der Eingliedemmg von Lantdesstraßen ,in das
Bundesstraßennetz und mit der ueuen ,Eintei
lung des L:andes- und Bezinksstraß'ennetzes er
gilbt sich mit 1. Jänner 19'51fol,gende AU1tgllie- .
dremng: A'n B'llnde~ltraßen haben wir 1873 km,t
an LandJstraßen 4046 km und an Bezirks
straßen 7299 'km. Mit 1. Jänner 1951 wurden
283 km Landesstraßen vom Bund :übernommen,
woduroh das L:and entlastet wird, weil es nicht
mehr für die Erhailt,ung dies·erStraßenzüge auf
kommen muß. lDas übriglbleilbende Netz ist
aber noch derart groß, daß natürlich nicht das
ganze Netz auf einmal hergeriichtd werden
kann. Da nützt es 'gar nkhts, wenn man sagt,
da und' dort geschieht ni'chts! lEs müssen ,viel
mehr neue WIege gegangen werden. Und ,unser
Straßenrderlent, Herr Landeshauptmannstell
vertreter Kargl,ist 'wirklich neue Wege ge
gangen, denn er ,ist einiM:ann: mi<t ,einem un
bändigen WiHen zur Arbeit und zur Tat und
seine Beamten leist,en ihm da treues Gefolge.

Während wir in den vergangenen Jahren,
unbekümmert um ,den Zustand der Straßen,
für die lnstanidlsetzunlg ,einen Einheitskirlometer
satz festgelegt halben, hat Herr Km,gl mit
diesem System ;gebrochen und die vorhandenen
Mittel nach ,genauer Erheibung der V:erhältnisse
vert<eitlt. 'Er hat sich gesagt, es müsse einmal
f,estgestellt werden, welche Straßen Ibesonders
widht,i,g, 'ul1ld welche weniger wiohti'g sind.
Dadurch ist es zu einer [int1eirlung in zwei
GI'Ulppen ,gekommen, wobei di,e Bundesstmßen
wegjgelassen sind. In di,eerste Gruppe fallen
die Straßen, di,e die Veribindiul1Igsz'Üge zwischen
den einzelnen ißezirlkel1l sind und die neben den
10ka<Ien :auch allgemeinen Verkehrsbediürfnissen
dienen, die a,lso eine hohe Frequenz haben und
für die daher mehr a:Ulfgewenrdet werden muß,
In die zweite Gruppe faUen die Straßen, die
eine niedrigere frequenz ,au~wei:s,en als die
erstgenannten, und die man daher niedri'g;er
doHel1en k,ann. ,oi,e DoNoemngsqurote wurde
l1a,ch rdies,em System 'l1Ieufestgesetzt, sie beträgt
pro Kilomet,er 790 bis 2800 S.

Eine rgroßle Sor,ge des 'Landes bilden die
vielen rBrücken, besondlers die provi,sods1chen
Holz:brtÜdken, di'e im Jahre 1945 zum T,ei,1 aus
schlechtem Holz hergesteiJtIt 'Wiurden und die
jetzt natürlich umgebaut wel1den müssen.
f'erner sind die ,viden Brüoken zu benüclksich
ligen, die seinerzeit alle l1Iurfür drei Tonnen
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Tragfä,higkeit gebaut wurden, j'edoch mit
20 Tonnen bearnspfucht werden.

,Beim Aushau alUs den Mitteln des außer
ordentlichen Budgds wel1den in erster Linie
die Landesstraßenllberüoksichhgt, und ich kann
hier sagen, daß im Jahre 1950 eine Million
QUladratmeter Straße 'oder 222 km oder
5,6 Prozent des Lanidesstmßennetzes in ,fester
Bauweise, also mit Klleinschlag oder mit Beton
decke, mit MakadamasphaH oder mit Ober
{,]iädhenüberzügen hergestellt 'wurden. Das ist
eine gewaltige Leistung. Das Land hat dafür
einen Betrag von rund 18,7 MHlionen Schilling
aufgewendet. V:om Bundesstraßenndz wurden
103 ,km ausg1ebaut, mit einem Kostenau'fwand
von 16,7 Mi\llionen Schii\1ing.

Wie schon der Herr AJbg. Zach in der De
batte erwähnt hat, 'hat dias LIa'lKI' auf dem Ge
biete des Ausbaues der BrüClken ganz beson
deres ,gd,eistet, denn ,es wurden 49 massi've
Brücken, zwe,i Dauerprovisorien und drei Be
heUshrücken mit einem Kostena'ufwand von
12 MHlionen Schilling hergestellt. 13 Brücken
sind noch im Ba'u. Die Tu,JJner Brücke wurde
hil'lbseitig :befahrbar gemacht. Dafür wurden
4,7 Mi1J.ionen Schillin!g aufgewendet. Leider
Oott'es müs!sen wir feststellen, daß noch eine
ung'eheu're Zahl von Brücken zu bauen ist, und
zwar 363 im Zuge von lLandesstraßen und 37
im Zug'e von Bundesstraßen.

,An den Hochibauten 'für den Straßendienst
wurdenaiuch v'erschi,edene iAusbesserungen und
Änderun~en vorgenommen. Ich erwähne hier
nur, daß "!bei 53Straßenw1ärterhäusern, die
noch kein Licht, ,k,ein Waser und keine sanitären
Anlagen gehabt ihaben,aliles der iNeuz'eit ange
paßt wurde.

Wenn hier behaiuptet wurde, daß die Mittel,
die aus dem Stmßenlbaufonds hi'er in di,eWirt
schaft hineingepumpt werden, unbedeut,end
sind, so muß ich sagen, daß aus Landes- und
Bundesmitte'ln ein Betrag 'von rund 68,6 Mil
lionen SchiHing ,in produkhve Arbeit umge
setzt wurde. Vor ,ungeEähr 14 Tagen halbe kh
jedoch in der "Vol'ksstimme" geJ,es'en, daß der
Bund 'für" die Straß'en des :Landes Niederöster
r,eich keinen luc:kerten Oroschen 'her1gibt. Nun,
meine Henren, ich 'k,ann Ihnen mit Ziffern auf
warten. Der "luckert'e Grosohen", den der Bund
für sei,ne Straßen in Niederösterreich her,g'ibt,
beträgt 22,5 Millionen Schilling. Wenn Sie das
Straßenbauprogramm, das Ihnen Herr Landes
hauptmannsten'vertreter lng. Kargl zugeschic:kt
hat, durchgeJ,esen halben, werden Sie finden,
daß im ,alUßemricLenUichen Budget d~s Bundes
des Jaihres 1951 für den Ausbau der Bundes
straßen in Niederösterr,eich 38,2 Milhonen
SC1hiIHng vorgesehen sind.

Es ist schon vielfach die frage der Straßen
konferenzen angeschnitten worden. Ich stimme

da mit jenen ,Rednern 'Üiberein, di,e erklärt
halben, daß mit Straß'enikonferehz'en aHein noch
k'eine Straßen ,gebaut werden. Auf diesem Ge
biete wurde aber hier 'ein neuer ·Weg beschrit
ten, denn diese StraßenlküllIf.erenzen haben in
erster Linie einen i'll'fül1matilven Charakter, sie
bilden gleichsam eine neue Art der Erstellung
des Straßenbauprogramms. Während früher
der technische Beamte bei den einzelnen Ge
bietskörperschaften aNein, sicherlich ganz
objekt'iv,das Straßen'bauprogramm ,aufig:e:s:t'C1lt
hat, wirken jdztauch ,die Aibgeordneten mit.
Bei diesen Stnaßenkonfer,enzen können a,lso
auch die 'einzelnen Aibgeordneten ihreWiünsche
vorlbringen, die dann nach rMaßgabe der Ver
häHnisse berüClksichtigt werden können. Wenn
dann a!'les dl'irchibesprochen und je nach der
Dri'lliglichk,eit ,abgestimmt ist, können die ,ein
zelnen ~ünsühe in diesem Straßenlbaupro
gramm niedergekgt werden. Dabei bleibt noch
immer die MÖglJi,chkeit offen, daß von diesem
Straßenbauprogramm abgewichen werden
kann, denn man muß bei der Durchführung
der Stmßenibauaribeiten nach ,gewissen Richt
linien vorgehen. So muß hierbei tbeispieI:sweise
die Intensität des Verkehres, die Wi'chtiglkeit
der Straße ifür die Industrie, :für die Land
wirtschaft undEür den Fremdel1'verkehr be
rüoksichtigt werden. Bei glei>ohgearfekn
Straßenzügen muß oH auch iberüökskhhgt
werden, daß ,vieUei,chf dort ein Notstandsg'ebiet
ist und daher diear!beitslosen Leut,e wieder in
Arbeit geibmcht werden müss,en. Ich. kann
nat'ür!lichAribeitslose nicht etwa aus dem Vier
tel 'unter dem Wienerwald 'hinauf in das Wald
viertel b6ngen" weit! 'man dort die Leute nicht
einmal unterbringen 'könnte.

Bezlülgllich der Schneeräumung weiß ich, daß
sie ,3Iuf dem Lande große Schwieri!glkeit,en be
reitet. Mit den' 'V'OIrhandenen IMitteln und mit
Hil1fe dier Gemeinden wird ,es ,aber gewiß mög
lien sein, die Schneeräumung wenigstens für
di,e wichtigsten Straßenzüge sicherzuste,Hen.
Ich halbe an das Straßenreferat nur den
WUflls,ch, daß ,für das Wa:ldtviert:el, das sehr
stark unter Schneeverwehung,en leidet, einige
Straßenschneer,äumgeräte zlur V,edügung ge
st'eIH 'werden mögen.

'Wenn wir wirklich ganz olbjeküv denken
und urteiJ,en, dann müssen will' sagen, daß auf
dem Gebiet'e des Str.aßenwes'ens ,im heurigen
Jahre schon sehr v,ieI geschehen ist. Wenn
also manche Zeituug'en über die Arlbeiten des
Straßenbaureferates der Landesregierung glanz
eins,e,itig !berichten, so könnte sich der luninfor
miede Leser manchmal denken, daß die Beam
ten des Str,aßenibaureferates 3iuf der f,a,urlen
Haut hegen und schlafen. Ich muß hier isag,en,
daß die Herren des Straß'enlbaureferates sehr
zeitli'ch auf sind und spät ins Bett kommen,
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dafür sorgt schon ihr Chef, der mit Liebe an
der Arlheit ist und der schon ina'Uer fl'ü'he
den Bleistift in der Hand hat und Projekte
ausrechnet.

Das Straßenbautpro,gramm für das j,alu 1951
ist s,ehr r1eichhaltilg. ImaußerordenHiohen
Biudlget ist eine Auflgliedienung nach Stmßen
und Brüoken wohl nicht enthalten, doch finden
Sie diese in ,d,em Ihnen z'ugeschickten Bau
pro'gramm. DO'rtSiind für die Bundesbrücken
11,6 Mi,jlJionen Schilling, für Landesbrücken
11,7 MiHionen Schillling und für Straßenibauten
45 Millionen SchiHing vOl'g,esehen.

Zusammenfassend möchte i,ch noch ,einmal
festste]l]en, daß auf diesem Geibiete ,heuer schon
viel geschehen ist und noch viel geschehen
wird. Es ist daher uns~re Pfilicht, daß wir dem
viel gelästeden Straßenmferenten, unserem
LandeshaUiptmannsteHv,ertreter Ing. KargI, und
den Beamten des Straßenlbameferates mit Hof
rat lug. Wudy an der Spitze uns,eren herzlich
sten Dank aussprechen. (Beifall rechts.)

Wir haben das Gefühl, daß das Referat in
guten Händen ist. Wenn Sie diese Herren so
weiter al1beiten ,lassen und wenn wir ihnen
natürlich auch die notwendigen Mittel zur
Verf,ügung stelilen, dann wird unser Straßen
netz in einilgen jahren schon besser auss,ehen
und überhaupt in Ordnung sein. (Neuerlicher
Beifall bei der Volkspartei.)

2. PRÄSIDENT: Zum WOf't 'gelangt Herr
Abg. feh r'i n ger.

Abg. fEHRINGER: Hohes Haus! Ich
möchte bei dieser Gruppe speziel1 über den
Wasserbau sprechen. Der Wasserbau mag
viel1eicht manches mit dem 6traßenbau
gemeinsam haben, worüber Herr Kollege
Dr. HaberzettJ schon gesprochen hat. Unsere
flüsse und Bäche sind unsere Wasserstraßen.
Wir 'haben eine Wasserstraße in unserem
Lande, die leider Gottes derzeit 'Hoch nicht
befahren werden kann, es ist die Donau.
Davon möchte ich aber jetzt nicht sprechen,
sondern ich möchte nur von ,den Wass,er
bauten, die derzeit an unseren flüssen und
Bächen durchgeführt werden, sprechen. Ich
möchte mir erlauben, hier im besonderen auf
die Ybbs hinzuweisen. Es ist nun einmal Tat
sache, daß der Automobilist die Straßen, die
er befährt, genau kennt, und daß sie daher
ent'sprechenid>e Beachtung finden. Demgegen
über sind unsere Wasserläufe im Nachteil,
weil sie nicht die Beachtung finden, wie ,es bei
den Straßen der f'all ist. Daraus erklärt sich
auc'h, warum der Wasserbau bisher auch
finanziell etwas stiefmütterlich behandelt
wurde. An den Wasser,bau selbst erinnert man
sich meistens erst ,dann, wenn schon unbedingt
etwas geschehen muß, weil bereits eine Kata-

strophe in form einer Überschwemmung ein
getreten ist. An ,den Wassel"'bau erinnert man
sich weiter auch erst dann, wenn in einem
Gebiet, in dem an und 'für sich schon längst
eine Verbauung hätte durchgeführt werden
sollen, eine A,rbeitslosigkeit herrscht und man
dann augenblicklich diesen Leuten Arbeit ver
schaUen will. Hier möchte ich sagen, daß bei
der Regulierung ,der Ybbs, wiEwohl si·e nicht
im erforderlichen Ausmaße gemacht werden
kann, eine schöne Summe Geldes ins Rollen
kommt und die Arbeit angekurbelt wird. Bei
diesem Bauvorhaben wirken mehrere Institu
tionen zusammen, nämlich der Bund, das
Land, die Gemeinden und die Konkurrenzen;
weiter kommen noch dazu die Bahnen und
Stralknverwaltung,en. Daraus ergibt sich, daß
auch eine große Vorbereitungsarbeit not
wendig ist, um alle zu überzeugen, daß dieser
oder jener Ufenbruch oder Uferriß instand
gesetzt werden muß, ,damit ein weiterer
Schaden vermieden wird. Bedenken wir doch:
während wir hier reden und uns für den
Wasserbau interessieren, arbeiten die Kräfte
des Wassers drauß,en weiter, wälzen sie
Steine um Steine und bewegen sie Erdreich
um Erdreich. Wenn man zum Beispiel 'heute
einen Antrag einbringt, ,daß irgendwoein
fluß reguliert werden soll, weil Schäden
bereits entstanden sind, dann wir'd zunächst
einmal vermessen und der Kostenvoranschlag
erstellt. Dann ist vieHeicht augenblickhc'h zur
Durchführung das Geld nicht vorhanden, 'Ulld
es vergehen wieder einige Monate, vielleicht
sogar ein halbes nder ein ganzes jahr, bis die
finanziellen Mittel vorhanden sind. Inzwischen
hat sich aber draußen die Situation so. ver
ändert, daß abermals neue Aufnahmen ge
macht und neue Planungen und Berechnungen
angestellt werden müssen. Es wäre daher un
bedingt notwendig, daß schneller gearbeitet
wird und daß die Mittel rascher und mit mehr
fachkenntnis zur Verfügung gestellt werden.
Soweit mir bekannt ist, liegen hunderte von
Ansuchen vor, und ich möchte gar nicht an
fangen, sie alle anzuführen und ihre Dring
lichkeit zu begründen. Es ist aber eine Tat
sache, daB wir dadurch, daß wir diese Bauten
fördern, Arbeitern die Möglichkeit geben, ihr
Brot zu verdienen. Ich stehe nicht an, gerade
als Vertreter der Partei, die man so gern als
die Partei der Geschäftstreibenden und Profit
ge'ier bezeichnet, hier zu fordern, daß wir hier
rasch arbeiten, denn die Arbeiten bei den
WasiSerbauten werfen ja keinen Gewinn ab,
weil sie vorwiegend lohnintensive Arbeiten
sind.

Ich muß darauf hinwe,isell, daß es in Zu
kunft wahrscheinlich äuß.erst sc,hwer sein
wird -- vielleicht sogar unmöglich sein wird
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-, den bisherigen Stand von Arbeitern weiter
hin zu beschäftigen, weil im heurigen Jahr
nur - ungefä'hr - dieselbe Summe festgelegt
wurde, wie es im letzten jahr der F,all war.
Da hierbei die Erhöhungen der Materialpreise
und die Lohnerhöhungen 'nach dem letzten
Lohn-und Preisabkommen nicht berücksichtigt
sind, muß es uns klar &ein, daß das, 'was im
letztlen jahr - also im Jahre 1950 -auf
dem Gebiete des Wass,erlbaues geleistet wurde,
im kommenden jahr nicht mehr zu leisten sein
wird. Wer ,die Materie kennt, kann ,hier nur
feststellen, daß dies äußerst bedauerlich ist.

Oft besteht die Meinung, daß d,ie Fluß
regulierungen letzten Endes nur ,der ILanid
wirtschaft irgendwie dienlich sind und daß
niemand anderer daran interessiert ist. Nun
muß ich Sie auch aufmerksam machen, daß
es nicht so ist, sündern daß auch Siedlungs
grund, Industriegelände usw. sehr arg be
troHen werden können, wenn hier nicht recht
zeiüg vorgesorgt wird. Ich weiß, daß die
finanzi,elle Lage unseres 'Landes sehr ange
spannt ist, doch will ich mich der Ho;f'frnung
hingeben, daß das zuftändige Ministerium
hi'er rettend eingreifen wird.

Ich möchte mir noch erlauben, bei dieser
Gelegenheit Ihre Aufmerksamkeit ·auf das
BauvO'rhaben der Ybbs-Unt,erlauf-Konkurrenz
zu lenken, deren Obmann ich bin. Ich muß
sagen, die Art und Weise, wie diese Bautlen
durchgeführt werden, spricht unseren Techni
kern und Beamten im Baureferat wirklich das
beste Zeugnis aus. Vor allem gefällt mir
immer wieder die Ausnützung der Kraft des
Wassers selbst. Man baut hier um eine Sand
bank oder Schotterbank, durch die der Fluß
einmal hindurchrinnen soll, eine IBuhne, auf
der 1gegenüberliegenden Seite sticht man hier
einigermaß,en an und überläßt es dann dem
Wasser, das weit,ere Material 'wegzuräumen.
Dies ist nicht mit einfachen Worten ZIU er
klären, und auch der AnschauungSiunterricht
selbst zeigt oft nicht die r,ichtige Methode,
denn es bestehen ,hier o'ft Umstände, wie das
Vorlkommen von Konglomerat'en, ,die allzu
leicht das ,ganze gute Vorhaben zunichte
machen können. Meine Beobachtungen bei der
Ybbs gehen dahin, daß hier wirklich nicht nur
um der Billigkeit wiHen, sondern auch um das
Wasser nutzbar zu machen, wi'rklich großartig
gebaut wird. Ich möchte die Gelegenheit nicht
versäumen, ,den Leuten, die daran beteiligt
sind, off,en den Dank für ihre vorbildliche
Arbeit auszusprechen.

Ich möchte nochmals das Hohe Haus bitten,
in Zukunft dem Wasserbau mehr Aufmerk
samkeit und Inter,esse entgegenzubf!ingen. Die
Folge soll sein, daß wir im kommenden jahr
mehr als bisher zum Nutzen unserer Bevölke-

rung für den Wasserbau an Mitteln hereit
stellen.

Wenn in einem Lande Ordnung sein soll,
und Ordnung muß sein, dann muß sie auch
auf dem Gebiete ,der .flußregulierung sein.
(Beifall bei der Voikspartei.)

2. PRÄSIDENT: Als nächster Redner hat
der HErr Abg. S ta f f a das Wort.

Abg. STAFFA: HOlher Landtag! Der Herr
Abg. :Dr. Haberzettl hat schon zu einem Pro
blem des Straßenhaues Stelliung genommen,
lund 'ich habe aus den AIU's.führungen ,dies Herrn
KoHegen Dr. HaberzettI entnommen, daß
Hoffnung best'eht, daß der Straßenbau in Zu
kunft doch anders durchgeführt 'werden soll
als 'bisher.

Schon der Herr Landesrat Müllner hat, als
er das Budget eingeleHet hat, hier ,erklärt, daß
für das Kapitel Straßenbauwesen diemeish:n
Geldmittd aufgewendet werden, und ich werde
mir erlauben, Ihnen einige Zahlen zu nennen,
damit das Hohe Haus einen BegriH davon
bekommt, welche unermeßlichen Summen
gemde auf diesem Gebiet aufgewendet werden.
Ich werde mir aber auc'h erlau'ben, dem Hohen
Hause kurz vor Augen zu führen, wie diese
Mittel bisher. veraus'ga.bt wurden.

Im Budget für 1947 'waren für denStraßten
hau 26,882.000 S bei einem Gesamthudget von
60,718.700 S vorgesehen. Im Jahre 1948 sah
das Budget für den St'mßenhau 58,462.600 S
bei einem Gesamtbudget von 220,150.800 S
vor. 1949 waren die entsprechenden Ziffern
für den Straßenbau 93,239.900 S bei einem
Gesamtbudget von 297,952.050; 1950 waren
für den Straßenbau hei einem Gesamtbudget
von 368,221.400 S schon 99,108.600 S ein
gesetzt; insgesamt wur,denalso lin dies'en
jahren für den Straßenhau 277,693.100 Saus
Landesmitteln ausgegeben. Dazu kommen noch
di,e 'Beiträge aus Bundesmitteln, die sich durch
schnittliC'h auf 30 Millionen Schilling jährlich
bel'3ufen, .dias heißlt, daß dazu noch weitere
120 Millionen Schilling gekommen sind, so
daß im Laufe der letzten vier Jahre rund
400 Millionen Schilling für den Straßenbau
in Niederösterreich ausgegeben wurden.

Zu diesen Budgetziffern gestatten Sie mir
noch einige Zahlen zu bringen. Das nieder
österreichische Straßennetz hat nach dem
Bundesstraßengesetz _00 ich möchte hier gIeich
die Ziffern für 1949 nennen - rund 2000 km
Bundes'straßen und rund 13.000 ,km iLandes
und Bezirksstraßen. Die Zustände dieses
ziemlich ausgedehnten niederösteneichischen
Straßennetzes sind dem Hohen Hause nur zu
gut bekal1nt.Ich kann es mir daher ersparen,
Ihnendi:ese Zustände näher zu schildern. Es
hat sich zwar seit dem jahre 1945 auch auf



~-~----------------------~

dem Gebiete des Straßenwesens schon manches
gebessert; im allgemeinen müssen wir aber
sa!gen, daß sich das niederösterreichi,sche
Straßennetz noch in einem sehr desolaten Zu
stand befindet. Die Gründe für diesen schlech
ten Straßenzustand sind ebenfalls hekannt und
ich darf vielleicht nur andeuten, daß gerade
Nie,derösterreich ~s auf diesem Gebi'ete sehr
schwer hatte, weil ja schon in den Jahren von
1938 bis 1945 nur ein ganz geringer Teil der
Straßen ausgebaut und instandg,ehalten wurde.
Dies war aus dem Grunde der fa'lI, weil da
mals nur diej'enigen Straßen, die 'vom militä
rischen Gesichtspunkt aus als Aufmarsch
straßen wiehNg erschienen,in Ordnung ge
haHen wurden, während dias g,anze übrige weit
aus größere Straßennetz ,in weitlgehendem Maße
vernachlässigt worden ist. <Dazu kamen dann
noch die Schäden, die im Zusammenhang mit
den Kriegserei'gnissen durch das Zurückfluten
und den Vormarsch der Armeen mit den ver
heerenden Auswirkungen für das Straßennetz
entstanden sind, so daß Sie sich also ungefähr
einen Begriff ,davon machen können, in wel
chem Zustande unsere Straßen im Jahre 1945
waren. Man sollte nun annehmen, daß diesN
überaus schlechte Zustand unserer Straßen
Grund genug gewesen wäre, um die immerhin
nicht kleine Summe von 400 M'illionen Schi'!
ling, die wir in den letzten vier Jahren für
diese Zwecwe ausgegeben ,haben, zweck- und
planmäßi:g :auSlz1ug:ehen, das he'ißt, daß man
darangegangen wäre, in ,den ersten Nach
kriegsja'hren jene Straßen 'wieder instandzu
setzen, die vom Verkehrsstandpunkt aus ge
sehen Vorrangsstraßen sind. Da muß ich nun
leider feststellen, daß das nicht oder nicht
immer der Fall gewesen ist. Auch heute noch
sind 'unsere wichügsten Verkehrsstraßen nicht
,im ,entferntesteIlI den Anfol1derungen eiines mo
dernen Verkehrs ientsprechend aus<geha:ut. Ich
verweise hier nur auf di,e Wiener Bundesstmße
und auf die Triester Bundesstraße. Beide
Straß,enzüge haben noch eine Rei'he 'von
scharfen, unübersichtlichen Kurven, eine Reihe
von sehr gefährlichen Ecken, und sind über
dies defekt. Diese beiden Straßen kreuzen
sehr oft auch die 'Bahnkörper, und außerdem
sind sie für den großen Verkehr auch zu
schmal, und zwar die Triester 'Bundesstraße
z:umindest im Bereich von Wien bis Neun
kirchen und die Wiener Bundesstraße ,im
Bereich von Wien bis St. pölten. Es wäre also
hier notwendig, daß das Möglichste auf
geboten werden wür,de, um wenigstens unsere
wiohhgsten Verkehrsadern in einen Z,ustand zu
versetzen, der den modernen VerkehTisanforde
rung·en entspricht. Die übrigen Bundesstraß,en
sind in einem noch weitaus schlechterem Zu
stand. Ich will hier nur auf die Hainfelder.

die Wachauer und die Mariazeller Bundes
straße hinweisen, um nur einige zu nennen.
Von den 2000 'km Bundesstraßen sind bis jetzt
nur 400 km, das sind 20 Prozent, mit einem
mittelschweren oder schweren Fahrbelag ver
sehen. Noch .schlechter steht es mit den
Landes- und Bezirksstraßen. Bei ihnen sind
von 13.000 km Landes- und Bezüksslraß,en
nur riund 1200 km, also nicht ,einmal ganze
10 Prozent mit einem mittelschweren fahr
belag 'versehen, und die restlichen 90 Prozent
sind in einem solchen Zustand, den man nur
schwer als Straße bezeichnen kann. Bei
Regenwetter ist auf diesen Straßen derart v,iel
Kot, daß sie'h mancher fahrer 'darüber im
Zweifel ist, ob es nicht zweckmäßiger wäre,
auf dieser Straße statt ,eines Kraftlfahrzeuges
heber ein Unterseebot zu verwenden, damit
man diese Straß·en überhaupt pass,ieren kann.
Bei trockenem Wetter entwickeln die Kraft
fahrzeuge auf diesen Straßen wieder eine
hundert und mehr Meter lange Staubwolke, so
daß überhaupt jede Sicht auf diesen Straßen
unmöglich wird.

Auch der größte Teil unserer Brücken 
darauf 'hat bereits Herr Abg. Haberzettl hin
gew,iesen - mtspricht nicht den AnfOllde
rungen eines modernen Verkehrs. 'Sie sind Zli
schmal und vor allem zu wonig tragfähig.
Warnungstafeln, die da mitten im Straßenzug
vor einem Kraftfahrer auftauchen, tragen die
Aufschrift: Das Passieren von Lastkraft
wagen, die eine Tmglast von 3000 oder
6000 Tonnen haben, ist verboten!

In solchen fällen hat dann der fahrer die
Wahl, entweder trotz ,der Warnung die Brücke
mit seinem sC'hweren Kraftwagen zu pas
sieren - wodurc'h ,die Brücke voUständi'gun
brauchbar wird - oder einen Umweg von
20 und mehr Kilometer zu machen. In den
meisten fällen w<ird er ,den Weg über die
Brücke wählen, und da ist es nicht erst einmal
vorgekommen, daß bei einer solchen Belastung
die Brücke entzweig,egangen ist. Dabei ist
noch zu bedenken, daß über diese Straß,en lind
Brücken der gesamte Verkehr von und nach
Wien, ,der BUJ1'deshauptstadt, geht, und zwar
sowohl der Inländer- als auch der Fremden
verkehr. Es dürfte allen Herren bekannt sein,
daß letzten Endes schlechte Straßen für den
fremdenverkehr und somit für ,die gesamte
VIYlkswirtschaft einen schweren Nachteil ihe
deuten.f ür die Kraftfahr,zeugbesitzer bed~lIten

sie einen größeren Verschleiß des Wagens, sie
bedleuten einen erhöhten Benz,jnver'br:auch 'Und
eine erhöhte R~ifenabITützung,was aher wieder
eine verringerte Lebensfähigkeit ,der Kraft·
fahrzeuge und eine erhöhte Zahl der Verkehrs
unfälle bedeutet. Dadurch tritt weiter eine
Herabminderung des fremdenverkehrs und
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schließlich und endlich eine Umgehung des
Landes durch den ,internahonalen F'wmdenver
kehr ein. Es haben schon bedeutende Fach
kräfte nachgewiesen, daß ein Land, das
schlechte Durchzugsstraßen besitzt, vom int'er
nationalen fremdenverkehr umfahren wi'fd.
Niederösterreich g,ehört leider zu einem solchen
Land, und daher wäre es schon im Interesse
des F.remdenv,erkehrs notwendig, daß ein plan
mäßiger Aushau der Straßen in Österreich
und Niederösterreioh vorg,enommen werden
würde. Speziell der Autotouristenverkehr, der
von Wien und den größeren Städten durch
Niederösteneich geht und der immer mehr an
Boden igewinnt, wind früher oder 'Später zu
eiruer solchen Maßnahme zwingen.

Niederösterreich ist ja auch selbst ein Frem
clenverkehrsland, ich erwähne nur den Semme
ring, die Rax, die Wachau, den Schneeberg, es
sind das alles Gebiete, die den sogenannten
Wochenendiverkehr an sich ziehen. A,uch da
durC:h werden unsere Straßen belastet. Wir
müssen also .früher oder später daz.u kommen,
schon im Interesse unseres Fremdenvel1kehrs
ordentliche Straßen ZiU haben. Schlechte
Straßen bedeuten auch für den Wochenend
fremdenverkehr einen unermeßlich großen
Schaden.

Wie wurden nun die von mir zu Eingang
meiner Rede genannten 400 Millionen Schil
ling, die in den letzten vier Jahren ,für den
Stnaßenbau :ausgegehen wunden, verhaut? A'uch
im Straßenbau gibt es so etwas ähnliches wie
die Notwendigkeit einen Produkti'vität. Auch
ein so armes Land wie Österreich ,und Nieder
österreich - ich glaube kaumj dem Hohen
Hause nachweisen zu müssen, daß Nieder
österreich im besonderen und Österreicih im
allgemeinen z.u den armen Ländern z.u zähIen
sind - hat im Straßenbau Pflichten zu erfül
len, nämlich die Mittel, die ihnen für diesen
Zweck ZiUr Verfügung stehen, am zweokmäßig
sten anzuwenden und ausz,ugeben. Aber schein
bar legen sich diese Verpflichtungen nur
reichere Länder, wie Amerika, En:gl'and und
eine Reihe von :anderen St:a,aten lauf. Österreich
hat es scheinbar nicht notwendig, obwohl wir
immer wieder hören, daß wi'r sparsamst wirt
scha'ften müssen. Gerade auf diesem Gebiet
aber scheint auf die Sparsamkeit nicht ,allzu
viel Wert gelegt zu werden. Die Art, wie beim
Straß·enba·u gearbeitet wird, muß als ,unproduk
tiv bezeichnet werden. Ich kann es dem Hohen
Hause und speziell der rechten Seite dieses
Höhen Hauses nicht ersparen,es neuerlich zu
sagen, daß Sie beim Straßenbau den von uns
vorgeschlagenen Weg beschreiten wer,den müs
sen. Die genannten 400 Millionen Schilling
wurden ohne größeren Plan, ohne gr'Ößeres
Konzept, verausgabt und verbaut. Die Mehr-

heit dieses Hauses wird immer sofort nervös,
wenn in diesem Hause von einer planmäßigen
Arbeit gesprochen wird. Sie sehen dahinter
immer das Schreckgespenst des Sozialismus,
obwohl gerade auf diesem Gebiete plan
mäßiger Eins'-\tz der Mittel mit Sozialismus
überhaupt nichts zu tun hat. Der planmäßige
Einsatz der Mittel wurde nur eine vernünHige
Wirtschaft und einen vernünftigen Einsatz der
vo'rha:ndienen finanz!iellen MiHel bedeuten.
Straßen wurden ausgebessert, umgebaut, ohne
die Straßen nach der Verkehrsbedeutung, nach
der Dringlidhk:eit, nach der Verkehrsdichte zu
überprüfen. Hier wurde rÜCiksichtlos vorge
gangen. Böse Zungen behaupten, daß· im
Lande Niederösterreich, ;also in unserem
Bundesland die Straßenhauten nac;h dem Ge
sichtspunkt' durchgeführt 'werden, wo der je
weilige Lande:shauptmann seinen Wohnsitz hat.
Da wäre es doch vielleicht praktisch und
zweckmäßig, zu erwägen, wenn man schon
nicht jähr!lich den Landeshauptmann wechseln
kann, ob es nicht wenigstens g.ut wäre, wenn
der LandeshaUiptmann jährlich seinen Wohnort
wechseln wlürde. Auf diese Art und Weis'e
könnt'e vieHeioht jauch einmal die ,edne oder
andere Bundesstraße dem Ausbau zugeführt
werden.

Daß es so etwas wie einen Produküvitäts
faktor für den Ausbau der Straßen gibt, der
vom oberösterreichischen Baludirektor Sighart
ner stammt und der genau angibt, wie ver
fahren werden soll, ist anscheinend in Nieder
österreich unbekannt geblieben. loh möchte
aber feststellen, die Beamten des niederöster
reichischen Straßenbaureferates wüßten schon,
wie und wo :gebaut werden muß. Es ist nur
leider oH ein Unglüok, daß der Beamt'e den
Wünschen und Befehlen des politischen Refe
renten nachgeben muß und dahet nicht immer
das zweokmäßige, das' der Beamte' Ivor sich
sieht, durchgeführt wird, sondern manchmal
getan werden muß, was der politische Re'f,erent
befiehlt.

Ich will aber dabei zugeben, daß der IHerr Lan
deshauptmannsteHvertreter Kargl in der letzten
Zeit den Versiuch gemacht hiat, !ne:ueWege zu
gehen, und ioh hofte, daß dieser Weg nich t wieder
verlassen werden wird, sondern, daß er konse
quent besohritten werden kann, um endlich auch
in Niederösterreich lJU einer zweakmäß,igen
Verwendung der vorhandenen Mittel zu
gelangen.

Wie wirklich gearbeitet wird, sollen einige
ganz kleine Beispiele zeigen. Es werden
Straßenbauten ausgeschrieben, vergeben und
durchgeführt in ei!uer Länge von 400, 500 und
600 m; in den seltensten fällen beträgt die
Länge, die gebaut wird, 1 km oder mehr. Die
Straßenbauten werden in unzählige kleine Bau-
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vorhaben zerrissen, die auf 'ganz Niederöster
reich verteilt sind. Es ist klar, daß niemand
mehr in der Lage ist, und amallerwenig
sten die Beamten ,der 'niederösterreicihischen
Straßenverwaltung, ,hier noch eine rigorose
Kontrolle der verschiedenen Firmen, die da auf
hunderten von Baustellen einge&etzt werden,
durchzurühren; dias ist den Beamten ganz ein
fach nicht möglich, lund auch die Vergebungs
art der Arbeiten beim Straßenbau entspricht
nicht immer dem, was zweckmäßig wäre.

Herr Lundeshauptmannstellivertreter Kargl ist
bis 'Vor kurzem aU'[ dem Standpunkt gestanden
ich betone ausdrücklich, bis vor kurzem' -, daß
der billigste Bewerber die Arbeit bekommen
muß. Wissen Sie, welohe folgen das oft ge
habt hat? Da hat sich eine Reihe von Firmen
um eine bestimmte Arbeit auf Grund einer
Ausscihrif.ibung beworben, der bilhgste hiat sie
bekommen, sie wurdei'hm z'ugeschlagen, und
wenn !dlann ,die A'f'beit begonnen werden sol1t:~,

dann ist betreffende Firma zum Straßenbau
referat gekommen und hat erklärt, es tue ihr
leid, aber sie habe sich in der KalNulation ge
irrt und könne z,u deJ1l Anbotpmisen die Arbeit
unmöglioh! übernehmen. Die Folge war eine
Neuausschreibung. Neuerlich sind zwei bis drei
Monate vergangen, bis die Arbeiten neu ver
geben wurden; die Folge davon war ein ver
späteter Beginn der Arbeit, die Fo],ge war
weiter eine andauernde Arbeitslosigkeit und
schließlich war die folge ein nutzloses Ver
streichen der Zeit.

Ich habe Ihnen da nur ein einziges Beispiel
gegeben, was das für folgen haben muß, Ich
möchte noch sagen, daß durch die Vergebung
von Arbeiten als Gmßbaulos auf längere Sicht
eine mindestens 3Oprozentige Ersparnis bei
den Baukosten eintreten würde, wozu noch
käme, daß die Straße nesser und dauerhafter
ausgebaut werden könnte.

Es sind aber nicht nur diese, sondern noch
größere Unzukömmlichkeiten vorgekommen.
Was soll man zu folgendem Beispiel sagen: Es
wird ein Straßenbau ausgeschrieben, die Decke
soll in Kl:einsteinpfl,astcI1Ung ausgeführt wer
den. Die Arbei,t wind vel'geben, sämtliche Vor
arbeiten werden dmclhge1führt, der Grundbau
ist ferNlg undI1lun saH mit der Pflasterung be
gonnen werden. Plötzlich kommt ,der Aluftrag,
dlie S,traßendecke wird nicht in Kl,e!insteinpfla
sterung ausgeführt, 'So'ndern sie soll C"ine Bdon
decke erhalten. Man braucht hier absolut kein
Fachmann zu sein, um zu verstehen, daß hier
das Geld unnötig ausgegeben wurde, weil ja
eine Betondecke ganz andere Vorbereitungs
arbeiten erfordert als die Kleinsteinpflasterung,
Es wurden also hier Mittel ganz zwecklos
ausgegeben und auf diese Art dem Straßenbahn
entzogen.

Es wäre zu verführerisch, noch einiges über
die Durchz'ugsstraßen durch Wiener Neust'adt
und Traiskirchen zu sagen. In der General
debatte ist darüber schon kurz gesprochen
worden. Iöh will daher jetzt nur noch felgen
des sagen. Wir haben gehört, daß der Herr
Landeshauptmannstellvertreter Ing. Kargl an
geblich die Absicht haben soll, die Erhaltung
der Bezirksstraßen den Gemeinden zu über
lassen. Die Bezirksstraßen interessieren ihn
scheinbar nicht mehr. Die Bundesstraßen soll
also der Bund übernehmen, die Landesstraßen
wird der Herr Landeshauptmannstellvertreter
Ing. Kargl übernehmen und um die Bezirks
straßen möchte sich dann in Z'ukunft - so
hören wir, s(;ic:er Plan des HCr'fn Landleshaupt
mannstdlviertreters Ing. Ka1"gl --dlie Gemein
den kümmern, Wir möchten davor warnen und
<hi'erzueinmal folgendes feststellen: Man kann
nicht auf d:e Dauer 'Von den Geme'inden ein Not
opfer, ein ,ß<undespräzipuum oder wi'e die Dinge
sonst heißen mögen, fordern, also den Gemein
den z:u[ der einen Seite eine Last nach der
anderen auferlegen, und ihnen auf der anderen
S'eite die Erträgnisse we:g,nehmen. Lassen Sie
den Gemeiden die Steueranteile, auf die sie ein
Recht haben, erst dann werden die Gemeinden
Lasten übernohmen können. Aber Lasten auf
hürden und zugleich Steuern wegnehmen, da
vor möchte ich ausdrück'lich warnen. Diese
Maßnahmen würden wahrscheinlich nur dazu
führen, daß weder das Land, noch die Gemein
den, die ja dazu überhaupt gar nicht in der
Lage sein werden, die Bezirksstraßen ausbauen
werden.

Ich glaube Ihnen also mit meinen kurzen Aus
führungen gezeigt zu haben, daß in Zukunft
auf dem Gebiete des Straßenbaues ein neuer
Weg beschritten werden muß. Ich hoHe, daß
der vor kurzer Zeit eingeleitete Versuch tort
gesetzt wird, und daß bei der Beschreitung eies
neuen Weges wir - wie ,schon Herr Abge
ordneter Dr,Haberzettl gesagt hat - wenig
stens in einigen Jahren zu einem guten und
den modernen Verhältnissen entsprechenden
Straßennetz in Niederösterreich gelangen
werdcn, (Beifall bei den Sozialisten.)

Zweiter PRÄSIDENT: Zum Worte gelangt
Herr Abg. Te s a r :

Abg. TESAR : Hohes Haus! Gestatten Sie
mir, zu dieser Gruppe schlagwortartig einiges
vorzubringen. Wenn der Herr Abg. Sta,Ha
glaubt, d«ß wir vor der Planung Angst haben,
so straft ihn schon der erste Absatz in der
Gruppe () L'ügen, weil hier erstmals 250.000 S
für den F achbedari[ des Planungsamtes vorge
sehen sind. Wir begrüßen dieses Planungsamt
deswegen, weil vOl'gesorgt wird, im Straßen
bauwesen eine einheitliche Linie zu erreichen,
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Ich möchte weiter hervorheben, daß die Er
höhung der Dotation für die Güterwege sicher
lich dringend notwendig war, denn wir alle
wissen, -daß die Güterwege, die in früheren
Jahren mehr als stiefmütterlich behandelt wur
den, unbedingt notwendig sind. Im Laufe der
Zeit wird sich ergeben, daß speziell für die
Agrarbezirksbehörden sehr viel Nützliches zu
tun sein wird. Durch die Beistellung von Inter
essentenbeiträgen wird es auch möglich sein,
diese Güterwegbauten möglichst bald in An
griff Zl1 nehmen.

Bezüglich des Wasserbaues möchte ich drin'
gend die Göl~enregulierllng urgieren. Dieses
Bauvorhaben 'ist sehr !dringend, -denn es tut
einem 'dasH'erz weh, we\1ln man sieht, wie viel
G11ünde durch diese noch immer nicht durch·
gC'führte Regulierung der Nutzung entzogen
we11dell.

Weiter sind die Lawinenverbauungen unel
<luch die Sicherungsbauten auf eler Märi<lzeller
Strecke notwendig, damit die Wiener und die
Niederösterreicher in die Berge fahren können.

Bei dieser Gruppe muß weiter dringend ge
fordert werden, daß die früher von den Ge
bietsbauämtern durchgeführten Schneesäube
rungen und Olatteisbekämpfungen jetzt durch
die Straßcnaufsichten vorgenommen werden.
Früher war für diese Arbeiten eine Bestim·
mung vor,handen, ,die <,uigehoben wurde. [s
können aber jene Gemeinden, die über ein
eigenes Arbeitspersonal nicht verfügen, diese
Aufhebung unmöglich hinnehmen, weil es in
der Praxis doch so ist, daß bei der Schn,ee
sä-uberungund Glatteisbekämpfung die Motori
sierung unbedingt notwendig list. Es sollte also
der frühere Zustand wieder hergestellt werden,
d<lß gegen Ersatz der auflaufenden Kosten
die Sclmecsäubem111'g 'und Glatteisbekämpfung
innerhalb der Ortschaften durch die Straßen
aufsiohten durchgeJührt wird.

Ich gestatte mir daher JolgendenResolutions
antrag mit der Bitte um Annahme vorzulegen.
Er lautet (liest):

"Die niederösterreich ische Landesregierung
wird aufgefordert, die Sträßenaufsichten zu be
auftragen, die Schneefreimachung und Glatteis
bekämpfung innerhalb der Orts tafeln inden
Ortschaften jener Gemeinden, die über kein
selbständiges Arbeitspersonal verfügen, gegen
entsprechende Ersatzleistl1.ngdurc'hzuführen."
(Beitall bei der Volkspartei.)

Zweiter PRÄSIDENT: Zum Worte gelangt
lIen Abg. S i gm und.

Abg. SIOMUND: lioher Landtag' Die
Gruppe 6 nimmt für denWiederaufhau unseres
Landes die ,größten Beiträge in Ans'pruch. In
dieser Gruppe sind nämlich di,e Ausgaben für
Straßen- und Brücken'bau, für flußregulierun·

gen, Güterwegbauten sowie für Wohn- und
Siedlungszweoke ent-halten. Wir alle wissen,
daß das Land Niederösterretich durch den
Kri':gam schwersten :getrüHen wurde und daß
auch unser Straßennetz in den Kriegs- und
~achkri,egsjahren s~hr großen Schaden er
litten hat. Heute wurde schon von mehreren
Rednern unterstrichen, -daß wir in Niederöster
reich 'fast 13.000 km Landes- und Bezirks
straßenund nur 2000 Il\,m Bundesstraßen h1ben.
Ich möchte !hi,er auf die Äusführung,endes
Herrn Fil1ianzrefüenten bei der Generaldebatte
hinweisen, wo er selibsterkllärt hat, daß wir
bis heute auf dem Gebiete des Straßenwesens
vom Bunde sehr stark benachteihgt wurden.
Wenn auch Herr A!bg. Or. Haberzettle1rklärt
hat, daß der Bund in diesem Jahre in Nieder
österreich 22,5 Mi\llionen Schilling verba,ut hat,
so komme ich doch nicht dariÜlber hinweg, auf
zuzeigen, daß wir trotzdem stiefmütterhch be
handelt werden, weil die anderen Bundes
länder 1m Verhä:ltnis zu Niederösterreich 'Viel
mehr Bundesstraßen habem Vom Gesamt
straßennetz in den einzelnen Bund'esländern
entfallen in Niederösterreich 13,5 Prozent, in
Oberösterrei-ch 58 iPmzent, in Salzburg
67 Prozent, in der Steiermal'k 31 Proz1ent, in
Kärnten 43 Prozent, in TircJl 86 Prozent, in
Vorarlberg 58 Prozent und im Bur1genland
42 Prozent auf Bundesstraßen. Daraus er-

! sehen wir also, daß Nlederösterreich, welches
durch die Kri1egshandlungen am schwersten
betToHen wurde, -in hezug 'auf die Bundes
straßen nicht '90 Iberücksichtigt erscheint, wie
rlie anderen Bundeslänlder.

I-Ierr Landeshauptmannstell:v-ertreter Kargl
hat jetzt eine gewisse Planung beim Straßen
hauwesen. Wir hoffen. daß diese Planung ,auch
FI1üchte tragen wipd. Das ganze Bauprogramm
für d1s Jahr 1951 wiUfde wah~kreis.mäßig

bespmchen.'Wir wissen, daß die iWül1schc sehr
groß sind. Die Nationalräte, die Bundesräte,
die Beziflkshauptleute der einzelnen Wahlkreise
sind zusi3ll11lmengelkümmen und habün ihre
Wünsche vorgetrag,en.

'\'Vir nehmen an, daß das Pl'ogramm, das
uns vorg,el,egt würden ist, rechtzeitig in An
griff genommen wird, denn im heurig,en Jahre
--- das !muß ich oMen gestehen - hat -es nicht
so richtig Iuniktioni,ert, weil manche Bal1'Vor
llilbell so s!;Jät ,angesetzt wlurden, daß sie nur
einige Monate in Bau gestanden sind 'unel: daß
daher wegen des Einbruohes der sCillJlechten
Witteriung die Arbeiten an manchen IBaust-eHen
vorzeitig ei'ngestellt werden mußten.

Der Straßeniba,u 1lI1uß 'auch planmäßig durch
geführt werden, in erster Linie müssen die v,er
kehrsreichen Straßen, und in ,z!weiter Linie
jene Straßenaus:gebaut werden, ,di,e vom Frem
denvel'kehrsstandpun'kt aus unbedingt notwen-
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I.ande bereitgestcUt wurden, sondern auch aus
Bundes- ,und Interiess'entenbeiträgen stamme!1,
Das Land selbst hat fast 9 IMillionen SchiIlin'g
für den Wasserbau hereitgestellt. Wiie bereits
el'wähnt worden ist, sind 70 Bauvorhaben
durchgeführt worden, 40 werden in ein bis
drei Monaten 'ferhg sein. Wir ihahen 'I1och~ ,eiI12
große Anzahl von Bauten, die aber auch im
Winter durchgeführt werden Ikönnen.

Nun möchte ich nodl auf ,die Elementar
schäden und ,im Z'usammenhang damit !beson
ders auf zwei IDringlichrkeitsanträgre hinweisen,
wei,l ioh dies ,ails meine Pflioht ,erachte.

Wir wissen, daß im jahre 1949, also vor
zwei jahren, im IMai große rHoohwasserschäden
entstanden sind. ,In der Sitzung des Landtag'es
vom 2. juni 1949 haben zwei Abgeordnete
aus dem Bezirk Scheilblbs', und zwar Herr Arbg.
Etlinger von der ÖV:P und meine Wenigkeit,
zwei gleichlautende IDring'lichkeitsanträge,
gleichsam in einem Konkurrenzkamplf,einge
bracht. Wir haiben diese Anträge eingebracht,
weil wir g,eglaubt haben, doppelt genäht, hä>1t
besser. >Damals hat der Abg. Et\linger laut
sten:o,gna.phischen Protokoll folgendes erklärt
(liest):

"Zum Beispiel in Scheilbbs selbst, im soge
nannten Lue,ggraiben, sind mehrere Häuser zer
stört 'worden, sie mußt,en evakuiert werden, das
Hußbett wurde vermurt und dadurch sind
auch die Wege, die durch di,eses Tal führen,
zerstört ... Ich muß hier in diesem Hause der
,Hohen Landesregi'elung und ,gan.z besonders
dem Herrn Landeshauptrmann namens der be
tro'Henen Bevölkerung Dank ,und Anerkennung
aussprechen, der sofort 3m ersten Tag nach
dem Beikanntwerden ,der Unwetterkatastmphe
angeor'dnet hat, daß hier rasch Hilfe geiJcistet
wird"

Nun, Hoher Landtag, trotz dieser zwei
Dring1lichkeitsantriäge zittert und 'bangt die
Bevöl'kerung in diesem Ge:bide noch heute. Es
sind 25 Kleinhäusler, deren Häuser, wenn wir
noch ein zwC'ih~s 'Solche'S Hochwasser durch den
Lue1'graben bekommen, gäTlzhch zerstört wer
den.Hüher Landtag, die beiden Anträ,ge wur
den damals n'icht ,aus optischen Gründen ge
steIlt, 'So'l1dierna'us ,der tiefen ÜherzeuguJ1Ig
heraus, daß wir dien Menschen, ,die dort zittem
und hangen, es könnte noch ,ein zweites Hoch
wasser kommen, ,Hme angedeihen ,lassen
müssen. Der ursprüngliche Schaden ist größer
geworden. Es müssen 25 Kleinhäusler noch
heute täglich zittern, daß sie gänzlich um i,hr
Hab und Out kommen. loh möchte betonen, daß
die O('lmeinde Sc1heilIJbs das Mrög,J!jchste getan
hat; sie hat sofort 'Sichrerheitsmaßnahmen er
griHenund auch die nötigen Mittel bereitge
steIlt. Essi'nd dorlauch die zm Arbeit ,geeig
neten Kräfte vorhanden gewesen. Man kann

dig sind und die ,auch mein freund Staffa er
wähnt hat. Di,esibezüglich möchte ich auf die
Biundesstraße hinweisen, die durch das grüße
und ,kleine ErlauHal zieht, ein Gebiet, dasv:om
fremdenverkehrsstandpunkt aus in gam Nie
derösterreic1h an hesonderer Stelll'e steht. An
erster SteHe st,eht das Semmeringgehiet und an
zweiter Stelle das Gebi,et um den ätscher mit
den Ötschergräben und dem sehiönen ErIaulftaI.
Die Straße ist 'liun dort wirklich sehr schleaht.
Es sind Z!war a,uf kleineren Strecken A,usbe3
S'erungsarbeit,en durchgetührt worden und im
heurigen Jahre ist ein neuer Deckeniiherzug
gelkommen. Diese Arheiten sind aber keines
wegs hinreichend. Ich möchte da,her einen An
trag stellen, der lautet (liest):

"Die Landesmgierung wird ,aufgefordert, bei
der Bundesregienung dahin ZIU wirken, daß die
für den Fremdenverkehr !bedeutsame Bundes
straße Wieselhurg~Scheiblbs~Lunz~Gösmn'g

im jahre 1951 mit einem neuen OberHächen
belag versehen wird."

Ich ihabe diesen ,Antrag deshal'b gestellt, um
unseren Straßenbaureferenten, den Landcs
lrauptmannsteHvertreter Karg!, daraiuf aufmerk
sam zu machen, daß er bei ,der Bundesregie
rung dahin winkt, daß dieses vom fremden:ver
kehrsst3'l1Idlpun~kt so wichtige Gebiet nicht
übersehen! 'wird.

,Wir trden selbstverständlich auch für den
Bau der Güterwege eifi. 1m Voramchlag sind
zwar nur drei Millionen SC'hill1ing vor,gesehen
~ drei Millionen Schilling sind für diesen
Zweck ein kleiner Betrag - aber wir müssen
bedenken. d'aß hierzu noch die Interessenten
beiträge und die ßundesibeiträge kommen. So
viel ich erfahren habe,soHen auch noch im
Rahmen der produktiven Arheitslosenfür,;örge
Oüterwegebauten in Angriff genommen wer
den. Wir möchten aber nur bitten, daß vor
alilem jene Bauten, die bereits in AngriH ge
nommen 'Wurden, 'weitergeführt und ferhgge
stellt werden. Es würclen 'Wohl genügend An
träge für neue Heuten vorliegen, wir könnten
aa das Referat reichlich beschäftigen. Bei einer
planmäßigen Durdlf:ührung müssen aber vor
erst die Ba'uten, die bereits bcgonmn wurden,
fortgesetzt werden. Erst wenll! diese Bauten
voUendet sind, solI sich ,das Heferat mit den
vorJi,egenden neuen Anträgen beschäHiigen.

loh wilI noch einige 'Wmte über denW,asser
bau sprechen. Der Wasselibau ist für uns 'Von
ganz großer Bedeutung, weil durch die Nicht
reguliel'ung von flüßen vie,le wedvoHe Nutz
gründe vedor,en gehe'l1, Baruilichkeiten bei Hoch
wasser beschädigt oder felder ,bei Hochwasser
überschwemmt werden. Dadurch wird sehr
viel Sohaden angerichtet. Wir wissen, daß in
diesem Jahr i!lsgesamt 22 Millionen Schilling
venba~tt wurden, die alUerdings nicht allein vom
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bauten ein ibesonderes lAugenmerk :zluzuwenden.
loh wiiJIhier nicht e~wa dem !HerrnAbg. Sig
mund 'eine Konlkurrenz machen, aiber im Inter
ess'e der Dringlichkeit der Sache muß ich hier
Ihre Au'Emertksamkeit auf den Sahöll- und tueg
graben lenken. Wir 'haben im Jahre 1949 'einen
Dril11lglich'keitsantrag zwecks ehester Instand
sletzlung dieser Gräben eingebmcht. Wi'r wissen,
daß in diesen Gräben schon mehrere Anbeiter
woh11lungen Z'l'rstört und auch die Zufahrts
wege bereits vemicht,et wurden, so daß die
dortigen Bewohner vom Vcrke~hr voHikommen
abgeschnitten sind. kh mtöohte daiher bitten,
daß die Durchführ'ung des bereits ferti<ggest1ell
teo P'mjeMes raschestens in Angr,jiff Igenommen
wird. Ich gestatte mir daher, foIgenden
Reso.1utionsantrag zu stellen (liest):

,,Die niederösterfleichische Landelsregierung
wird aufgefordert, den ber,eits prolj<eiktierten
Ausbau des im Ja'hre 1949 dl1rch Hocihwasser
zerstörten SchöN- und Lueggrabens in der
Stadtgemeinde Schei,]jbs raschest durchw
führen."

11m Vorjahre habe ich auf die ,großen Sc:hä
den am Kleinen Erlaufidal1lllm Ihingewiesen. Die
Kleine Erlauf durchHieBt dort einenfruchtb:aren
Boden und ich muß leider 'feststeJ,]'en~, daß
durch die viden Ufer- und :Dammtbrüche bereits
viele Hektar Gr1unrd zepstört 'wurden. iDie K!j,eine
Erlauf hat bereits ein neues Flußbett gebildet
und es besteh~ di,e Gefahr, daß der IMeierhof
Ernegg schwd Ibed1'O'ht, wenn nioht schon bei
der näohsten Hochwa'Sserkatastrophe 'Über
haupt untergehen 'wird.

,In den Ik,leinen Gemeinden WoUpassing und
Zar,nsdorf 'Sind mehr als 30 ,ß'äuern nicht in
der Lage, diurch Eigenhilfe die dirOlhendie Ge
fahr, dlaß die von ilhnen diurch,gef'Ü'hrtlen Not
bauten vom nächsten HochwassIel' wlieder ~g
gitschwemmt wer;delll, 'aibzluwenden. 'Das Land
Ni,edcrösterreich muß daher dort alles damn
setzen, um die UfenbnüC'he sOIbald als mögHch
z;u heheben, damit die :Bevölikerung 'vor wei
teren großen Schäden bewahrt !bleibt.

Ich erlaube mir, einen diesbezüglichen
Resolutionsantrag zu stenen, welcher lautet
(liest):

"Die niederösterreichische Landesre.gi:epuug
wird a'ufgefordert, rasehest die dring;end not
wendigen UfersC'hutzbauten ,an der Kleinen
Erlauf durohz'Uführen. :Die Hochwasserikata
strophe VOll' 1949 'v,ernichtete i,nfoj,ge Ufer- und
Dammbrüche fnuohtbare KultunHächen, wo
durch die Exist'enz der anliegenden !landwirt.
schaften schwersten:s bedroht ist."

Ähnliöhe Fälle ibestehen a'uch im \Bezirk
Melk Durch den MelkHuß sind di,e Baluern von
Oberndorf ibis St. Leonhal'<d bedroht.

Ich erlaube mir" auch diesibez1üg1hdh einen

auch nicM sagen, daß di,esbezüglich vom finan
zieHen Standpunkt beim Llande ein ,Hindernis
vorhanden giewesen wäre.

kh möchte daher neuerdings im Inter,e:sse
der gesamten Bmllölkerung des iBezil'kes und
der Gemeinde Schei:bibs 'einen Antrag einbrin
gen, der folgendermaßen lautet (liest):

"Die Landesr'egierung wird aufgef,ordert,
zum Zwecke der Behebung der durch die ,Hoch
wasserkatastrophe im Mai 1949 am Lueg
gl~abenbachger,inne 'entstandenen Sohäden un
verzüglich das Erlforderliche zu veran1lassen."

Ich bitte das Hohe Haus, dem Antra,ge die
Zustimmu'ng zu erteilen. (Beifall bei den
Sozialisten.)

2. PRÄSIDENT: Zum Worte gelangt Herr
Abg. E t:1 il n .g e T.

Abg. ETUNOBR: 'Wenn ich zur Gruppe 6
das Wort nehme, so wi'l,l ich di,e Aufmenksam
keit des Hohen Haulses .auf einen BerU'fsstand
in unserem Lande lenken, von dem sehr rweni'g
g,esprochen wurde, nämliC'h auf uns'ere anmen
Gebingsibauern. Diese Leute ,sind von aUen
Verlkehrsweg1en abgeschnitten, so daß wir !ihre
Existenz unter ander,emauch mit ,öffentlichen
Mi<ttleln sichern müssen. IH'ilCfz'U Iglehörf nac:h
meiner Meil1iung3luch der Ausbau der Güter
weg,e.

Ich miÖc'hte 'f'eststel1en, daß im Bezirk
Scheibbs für unsere Gebirgsibauern durch den
Bau VOlT Güterwegen sc'hon Großres geleistet
wurde. B~i dieser Geleg,enheit muß iüh der
Landesregierung und dem zuständi:gen Referat
meinen IDank ,zlum AiUsd11uak bringen. An
diesen Dank möchte ich aber zugleich die Bitte
ank.nüp~fen, daß im 'kOimmenden Jaihre mit der
gleichen Intensität wie bisher die Oüterwege
ausg,ebaut wenden, denn nur dadurch können
wir di,e Existenz unser,er Oeibirgsbauern skher
steIlen.

Herr Abg. Sigmund hat das Straßenwes~n

des Bezh'kes SC'heilbbs beleuchtet. leh kann hier
feststeHen iundmit !Freude Ibegrüßen, daß auf
der BU11Idesstraße durch das Große Erlauftal
dank des !aUfigestelUen Bau:progI1ummes der
Bau der :Kurve 'am Ra'bel1Jschulerthefig in An
griff genommen wurde. Diese KiuI1ve bedeutet
für Autos und sonsNge Fiuhrwerke eine Ig'roße

I Gefahr. Sie wissen, daß diese Bundesstraße
eine der vel1kehrsreichsten Straßen ist und daß
sie gerade für den Fremdel1Jverikehr im Großen
Erlauftail 'unbedingt notwendig ist. Sie wissen
aber auch, daß di'e'se Straße auch die ZlIIfahrt
straße nach ,Mariazell,alsü in die Steiermark,
ist. Ich ibitte daher die Landesregierung,aUes
vorzusorg,en, damit endlioh der Bau dieser
wichtilgen VeI1kehrsstraß·e durch ,das Grüße
EPlauftal durchgeführt wir,d.

Weiter möcht,e ich bitten, auch den Wasser-
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Resolutionsantrag einzubringen. Er lautet
(liest):

"Die niederösterreichische Landesregierung
wird auIgefordert, im Z'uge der fl,ußregulierun
gen den schon seit nahezu zweieinhalb jahr
zehnten bestehellden ,Melkfluß-Konkurrenzaus
schuß im Interesse der g,esamten Landwirt
schaft mit größeren ,Mitteln zu dotieren."

Ich hoffe, daß die Landesregierung den von
mir aufgezlählten fä,I'len die notwendige A,uf
metksamkeit zuwenden und a]Jes daransetzen
wird, um die in ,ihrer Existenz gcfährdeteBe
völk'emng vor weiteren Schäden zu bewahren.
(Beifall bei der Volkspartei.)

2. PRÄSIDENT: Z'llIm Worte gelangt aerr
Albg. H I' e b a c k a.

Abg. HREBACKA: Bei der Besprechung
der Gruppe flußregulierungen und Wasser
bauten darf die Notwendigkeit der flußrlegu
herung hei Hennersdorf, Geme'inde Obergr1afen
dorf, nicht übergangen werden. Im jahre 1940
wurde bei einer Hochwasserkatastrophe der
Werkkanal der Hennersdorfer Papier'fabrik
zerstört. Die Pa:pierfabrik hat selbst kein Be
triehswlasser, si,emuß das Betriebswasser mit
Pumpen heranholen. Die Kraftwel;ke müssen
mit Kohle betrieben werden, die wir aus dem
Ausland zu beziehen gezwungen sind. Die
Papierfabrik könnte um eine Maschine mehr
einstellen und damit ganzjährig 00 Arbeiter
mehr beschäftigen, die noch dazu Exportware
erzeugen wür,den, wenn es dort cinen Werk
kanal gäbe.

Nachdem der St. Pöltner Bezirk hWlderte
lind -tatl'scn:d~ arbeitslos'e B,aua.rheiter 'hat, wä-re
es vielleicht doch im nächsten jahre möglich,
daß die Landesregierung mithilft, die Pielac'h zu
verbauen, damit der Werkkanal für die firma
Piatnik errichtet werden könnte. Wir sprechen
gerne davon, was wir in den letzten jahpcn
geleistet 'haben. Wir dürfen daheiaber nicht
vergessen, daß auch in Zukunft noch manches
zu regeln ist. Ich muß da vor allem au'f die
große Brücke in der Gemeinde St. Andrä hin
weisen, die Ül SI. Andrä bei Einöd über die
Traisen führt. Obwohl die Brücke zerfallen
ist, zum Großteil iUnlhrauchbar und mit Sperr
zeichen versehen ist, benützen sie die Grund
besitzer dennoch unter Lebensgefahr, um zu
ihrcn üher der Traisen 'liegendcn Gründen zu
kommen. Es wäre zu erwägen, ob die Inter
essenten nicht wenigstens vom Lane! soweit
unterstützt werden ,könnten, daß sie daran
gehen könnten, mit Hilfe des Landes die
Brücke zu erbauen.

Des weiteren haben wir in der Gruppe 6
eincn Betrag eingesetzt, der den Landeshaupt
mann in die Lage versetzen soll, den Siedlern
zu helfen. Ich habe schon in der General-

debatte daraouf hingewiesen, daß unsere Ge
meinden ,im St.-Pöltner Bezirk dem Lande dank
bar sind, dlaß es ül den vepgangenen Mona,ten
namhafte Beträge für unsere Siedler bereitge
stellt hat. Diese Beträge waren jedoch noch
immer zu niedrig. nie Wohnungsnot ist zu
groß. Ich möchte daher ersuchen, daß auch im
nächsten jahr unseren Siedlern draußen in den
Landgemeinden und Industriegemeinden die
MÖgilichkeit gegeben wird, Siedlungsbauten zu
errichten, denn die Gemeinden sind nicht in
der Lage, für diesen Zweck allein Beträge auf
zubringen. Wenn aber der Siedler - wie es
im Verlauf der Budgetdebatten wiederholt er
wähnt wurde - seine Ersparnisse, also sein
Eigenkapital und seine Arbeitskraft zur Ver
fügung stellt und etwa 40 Prozent der Bau
summe dazu bekommt, ist er wohl in der Lage,
sich ein Haus zu schaHen. Dadurch haben wir
auch Aussicht, in den nächsten jahren die
Wo'hnurugsnot 'Wenigstens zu lindern.

Wir werden bei uns im Laufe ,des nächsten
Jahres mit Hilfe des 'Landes ungefähr 28 bis
30 Wohnungen f'reiibekommen, weil di'l::: Sied
ler in ihre Häuser ziehen, die sie mit den zur
Verfügung gestellten Geldbeträgen fertigstel
Ien können.

Ich muß aber auch darauf hinweisen, daß
durch das Fehlen der §§ 7 und 8 des Woh
nungsan:forderungsgesetzes nicht alle diese
fneiwerdenidenWühnungen zur Gänze für die
\X1ohnungssuchenden ZiUr Verfügung gestellt
werden können, wie wir ursprünglich ange
nommen !haben, weil schon ein Te'il der HaitIs
besitzer darauf hinweist, daß er dann, wenn
der Siedler mit ,HiHedes Landes sein S:ed
lungshaus fertiggestellt hat, er seinen Eigen
bedarf -anmelden wird. Der Antrag dies Ahge
ordneten S'baHa, die §§ 7 und 8 des Wohnungs
anforderungsgesetzes durch Verordnung des
Landeshauptmannesin Kraft zu setzen, wurde
bisher ahgelehnt. Ich muß nur die Abgeord
neten Stal1'gler, Tesqr, Hilgarth und Zach
fragen, wie sie ,sich das vorgestellt haben. Auf
der einen Seite ist der Herr Abg. Stangler als
Lehrerver.freter aufglCtreten und! auf der
anderen Seite warten viele Lehrer vergeblich
auf ein Wohnung. Sie werden noch weiter
warten müssen, weil das Wohnungsanforde
rungsgesetz bei uns nicht zur Gänze in Kraft
ist.

Ich muß mich über die Ausführungen des
Abg. Tesar wundern, der der Exekutiwe für
ihre Arbeit den Dank ausgesprochen hat. Es
wäre aber der Exek,utive und ihren Ot'ganen
besser gedient, wenn der Abg. Tesar für die
Annahme des Antrages des Abg. StaUa ge
stimmt hätte, weil damit mancher Bürgermei
ster in die Lage versetzt würde, einzelnen
Gendarmeriebeamten rasch zu einer Wohnung
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zu verhelfen. Bekanntlich gehören die Genpar
men nicht ZiU den gutbezahlten Leuten. Sie
werden daher, wenn der Hausbesitzer über die
freiwerdende Wohnung verfügen kann, kaum
in der Lage sein, eine Wohnung zu bekommen.
Ich spreche da als Praktiker. .Ich bin aus einer
Gemeinde, wo wir bei 1854 Haushalten
150 sanitätswidrige Wohnungen haben. Dazu
kommen über 100 wohnungssuchende Gendar
meriebeamte, Postbeamte, Eisenbahner und
Lehrer. Ich will nur diese Leute erwähnen, die
besonders schwer getroffen sind, weil sie sich
ihren Arbeitsplatz nicht aussuchen können,
sondern durch Bestimmung ihrer Vorgesetzten
an ingerudeinem Ort Dienst machen müssen
und sie daher ,angewiesen slind, zu warten, bis
der Bürgermeister in der Lage ist, ihnen am
Dienstort eine Wohnung zuzuweisen.

Besonders habe ich mich über den Herrn
Landtalgsabgeordneten Zach gewundert, der

.uns wiederholt erklärt hat, daß er als Vertre
ter des Arbeiter- und Angestelltenbundes be
sonders viel für die Arbeiter und Angestellten
übrig hat. Wenn er für den Antrag des Abge
ondneten Staffa gestimmt hätte, hätten wir
manchem Arbeiter und Angestellten schnell
eine Wohnung 'verschaffen können. Auf der
einen Seite geben wir öffentliche Geleier aus,
um Wohnungen schnell ,f,erN'gzlUstellen, iauf
der anderen Seite lassen wir Wohnungen, die
auf diese Weise, ohne daß der Hausbesitzer
etwas dazu beiträ'gt, frrei werden, dem Woh
nungsschacher verfallen. Ich möchte daher
darauf hinweisen, daß die sozialistische Frak
tion im Laufe des nächsten Jahres neuerlich
mit Anträgen, betreffend die Inkraftsetzung
der §§ 7 und 8 des Wohnungsanfo'rdef<Ungs
gesetzes, kommen wird. .(B:!itall bei den Sozia
listen.)

PHÄSIIDENT: Zum Wort gelangt der Herr
Abg. Dubov sk y.

Abg. DUBOVSKY: Hoher Landtag! Die
Gruppe 6, Bau-, Wohnungs- und Siedlungs
wesen, ist im ordentlichen und außerordent
lichen Budget die ziMernmäßijg am besten
dotierte Gr,uppe. Die Gruppe führt zwar den
Titel Bau, Wohnungs- und Siedlungswesen,
wenn lllan sich aber die Ansätze dieses Voran
schlages genauer ansieht, dann bemerkt man
sofort, daß für das Wohn- und Siedlungswesen
der relativ kleinste Betrag der Gesamtsumme
dieser Gf'ltppe aufgewendet wird, während der
größte Tei:l für andere Zwecke, wie Wasser
bauten, Straßenbauten, Brückenbauten usw.
aufgewendet wird.

Das niederösterreichische Straß,ennetz ist das
schlechteste Straßennetzaiier B,undesländer,
und es ist ein alte Tatsache, das gerade in Nie
derösterreich der Anteil der Bundresstl1aßen, ge-

/

messen an jenem der Lanrdlesst:raßeri" am ,ge
rin'gst'en ist In den letzten Jahrlen hat sioh hi,er
aiierdings einiges geändert, da der Bund eine
Reihe von 'Straßen in seine Hoheit und damit
in seine Betreuung übernommen hat. Ich glaube
aber, daß es notwendig ist,hier noch mehr
als bisher zu vef'langen, nämlich, daß noch
mehr Straßen vom Brund übernommen werden,
wei~ ja Wien, di,e Ha:upt'st1ad:t unsel'es Staates,
sozusagen in der Mitte Niederösterreichs liegt
und aiie Zufahrten aus den anderen Bundes
ländern daher auch über die niederösterreichi
schen Straßen erfolgen. Die niederösterreichi
schen Straßen haben aber ganz besonders
durch' den Krieg Schaden gelitten, Es wurde
schon darauf hingewiesen, daß nicht nur die
unmittelbaren Kriegsschäden, sondern auch die
unerhörte Beanspruchung durch die Kriegs
fahrzeuge diesen St'faßen schwere Schäden zu
gefügt haben. Ein Teil dieser Kriegsschäden
wunde IlIunau:f Kosten des L'anrdes wi'eder
instandgesetzt. Diese Kosten gehören mit zu
den iBeträgen, auf die das iLand bei Bund
Rückerstattungsanspr:üche aus dem Titel des
Wiieder:aufhaufünds er/heben ,,"'anno Wir halten
es firn I Interesse des niederösterreichisclhien
StTaßenwesens .für notwenidi,g, daß hlier ,ein sehr
energischer Kampf um die Rückerstattung jener
Geld~r geIührt wird, die ~ur Wiederinstand-

I setzmng der durch den Krieg beschädigten
Straßen 'vom Lande aufgewendet wurden, da
mit 'diese Gelder für den Ausbau der anderen
Straßen zur Verfügung gestellt werden können.
Um die niederösterreichischen Straßen ist es
nicht überall am besten bestellt. Wir :können
hier lange :Listen von Straßen aufzählen, deren
Zustand sehr im argen liegt. Nun hat sich in
der ,lleht'en Zeit leine neue Methode in der
Pilanung des Straßenbaues herausgebildet. Der
Herr LandeshauptmannsteIlvertreter Kargl be
ruH sogenannte Viertelkoniferenzen ein, die
über den Straßenrbau beraten. Zu diesen Vier
telkonferenzen werden die Landtagsabgeord
neten eingeladen, um z'u besprechen, welche
Straßen am drin,gendsten reparaturibredürf1hg
sind. Man müßte annehmen, daß den Ablgie
ordneten klan,gelelgt wilfCl, 'auf Grund weloher
Planung das Srt:mßennetz v:errhessrert und :a,us
gehaut werden muß. W'ir wiss1en schon, wie
di,ese Vier:telkouferenzeIlJ verlaufen. Bei diesen
Viertelkolliferenzen Wil1d nämIich den Ahgeord
neten diese Pianluilignidht bek:aI1lntlgJegeben. Die
Ahgeordneten können zwar ihre Wünsche
äußem,aibrer die ;ganze Gewalt der Person des
Herrn Landresha:uptmannstellv,ertretens Kargl
setzlt letz,t'en Endes' doch wieder Idas durch, was
er für richtig hält. Diese Konferenzen sind an
und :für sich Z'U begrüßen, weil sie eine Ver
breiterung der Demokratie darstellen, aber ich
kann mir nicht recht vorstellen, daß ausgerech-
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net der Herr landeshauptmannstellvertreter
Kargt auf einmal eine demokratische Denk
weise hat und ausgerechnet das Straßenwesen
in demokflatischer form aiusgebaut wissen wiU.
Ich h:abe vielmehr den Eindruck, daß er
diese iKonIerenzen nur abhält, damit er, wenn
sich die Straßen noch weiter ,verschlechtern
soHten, dann sagen kann: "Was wollt ihr denn
von mir, wir haben doch Viertelkonferenzen
ahgehalten, !in denen die Abgeordneten sagen
konnten, diese und jene Straße muB gemacht
werden. Ich habe mich ja nur an das gehalten."
Wir haben auf diesem Gebiete schon einige
Erfahrung und es ist zu hoHen, daß der Aus
bau des Straßennetzes 'irl der kommenden Ent
wicklung etwas 'besser vor sich gehen wird.

Ein besonders heikles Kapitel, nicht nur eies
Straßenwesens, sondern dieser Gmppe über
haupt, ist die sogenannte Vergebung der
Arbeiten. Diese Vergebung er'folgt immer in
form von Ausschreibungen mld man müßte
daher :annehmen, daß diejenilgen Anbotsteller
öie A!rbeit 'bekommen - natürlich müssen das
Unternehmen sein, die die Arbeit auch tech
nisch zu leisten imstande sil1ld -, die am
bi!1ligsten anbieten, denn z,u diesem Zweck er
folgt ja überhaupt die Ausschreibung eines
Straßenbauprojektes. Es handelt sich hier ja
nicht aHein um Straßenbauten, sondern über
haupt um alle Bauvorhaben, die zu vergeben
sind. Bei diesen Vergebungenmüssen wir aber
feststellen, daß die Grundtendenz, auf :Billig
keit z!u sehen, überhaupt nicht beachtet wird.
Immer wieder ist feststelilbar, daß nicht eier
Bestbietende den Auftrag erhält, sondern
irgendeine andere firma, die ihre Angebote
oft bedeutend hQher erstellt hat. ,Es ist elen
Anbietenden daher völlig rätselhaft, nach wel
chen Gesichtspunkten der ausgeschriebene Auf
trag überhaupt einer firma zugeschlagen
wird. Ich rmöchk hieraluf dem Gebiebe des
Straßenbaues nur einige kleine Beispiele an
führen, um zu zeigen, daß hier bedeutende
Einspar:ungen gemacht werden könnten, wenn
man sich an die bestbietenden firmen haHen
würde. Mit den ersparten Mitteln könnte man
den Zustand anderer Straßen wesentlich ver
bessern. Da ist beispielsweise die Beton
straßendecke in Ternitz ausgeschrieben wor
den. Unter den vielen Bewerbern war auch die
firma Calisso Pusiol und die firma Schle
pitzka. Obwo:hl nun die f,irma PUSliol um
8000 S billi,ger war, hat nicht diese firma,
sondern die Firma Schlepitzka diesen Auft!rag
erhalten und .Ihn auch hölher hezlahH erhalten.
Es soll dooh 'so 'sein, daß eben jene Flirma, die
den Durchschnittspreis nicht haUen kann, von
vornherein ausscheiden muß. Wie ist es aber
bei Vergehung von Umlbau- und Instand
set~ungsarbeit'enan den ,Häusern der Shaßen-

baulaufsicht? Ein Bau !istum 6000 S temer
vergehen worden, als ,dias Offe!'t des Best
bietenden war, 'und noch dazu war der Best
hietende igwau so weit von der Baustelle ent
ferntals der, dem die Arbeit ühert1mgen
wur1de. Ich 'könnte noch eine Reihe von
fällen anführen. Was war elenn zum Beispiel
l~ei der Straße Edl'ach--,Preiin? Dort hat die
arbeitende firma den Asphalt, dies,sen Ver
brauch sie sorgfälti,gst verrechnet hat, 'So dick
aufgetragen, daß man noch .Im Sommer 1950
40 Kubikm:cter Rieselschotter hat aufschütten
müssen, um das Kleben diieser Shaßendecke
überhaupt zu vermindern (Zwischenrufe
rechts). Hier sehen Sie also, wie es möglich
wäre, bei einer planvolleren Vergebung der
Arbeiten wesentliche Mittel dem lande zu er
sparen, mit welchen wieder weitere Straßen
verbessert und ausgebaut werden könnten.

Wenn wir uns hier schon mit dem Straßen
bau beschäftigen, d'an'l1 müssen wir uns auch
mit dem Personal, das diese Straßen beauf
sichhgt und instandhält, mit den sogenannten
Straßenwärtern, beschäftigen. Diese warten
seit Jahren darauf, daß sie pragmatisiert wer
den. Jetzt endlich soll jener Teil der Straßen
wärter, die vor dem Jahre 1938 bereits prag
matisiert waren, und die bisher noch nicht
übernommen wurden, pragmatisiert werden.
Da die Straßenwärter ja eine ,gegebene Not
wendigkeit sind, auf die man nicht 'verzichten
kann, habe 'ich 'im finanzausschuß den An
trag eingebracht, daß man den Dienstposten
plan so erstellen soll, daß er auch pragmatische
Straßenwärterposten enthält. früher hat man
immer erklärt, wir brauchen die Straßenwärter
nicht pragmatisieren, weil wir die Absicht
haben, überall Betonstraßen herzustellen. Wie
lange das dauern wird, bis wir so weit sind,
weiß jeder Abgeordnete selbst und jeder weiß
auch, daß selbstverständlich auch für Straßen
mit Betondecken Straßenwärter notwendig
sind. Das zweite Argument, das Sie gegen die
Pragmatisierung der Straßenwärter vorge
bracht haben, war, daß eine Reihe von landes
straßen vom Bund übernommen werden und
daher auch die Straßenwärter dieser Straßen
vom Bund mit übernommen würden. Das mag
aUes zll,tref'fen,hindert uns aber doch nicht
claran, heute schon die Straßenwärter zu
pragmatisieren,die ja noch viel zu wenig
sind, um das weite niederösterreichische
Straßennetz instandzuhalten. Die Straßenwär
ter verlangen ja nicht mehr, als daß sie end
lich di,c S'ichemng ihres Dienstplatzes erhalten,
indem siie wieder das Recht 'auf Pnagmatlisie
ruag haben, wi!e sie es schon vor 1938 besessen
hatten.

Bei der Gruppe 6 ist auch das Wohnbau
und Siedlungswesen untergebracht. Wir al:le

I
I

~



LandtaJg von Ni,ederöst'errei'dh. JI. SeslS,j,on der V. Wa'h'lper-iode. 9. Sitzung am 22. Dewmber 1950. 279

wissen, daß gerade dem Wühnungswesen in
der heutigen Zeit eine besondere Bedeutung
zukommt, ,eine Bedeutung, die darin 'liegt, daß
es eine sehr igroß,e Zahl von Menscihen 'gibt,
die heute 'kein eigenes Dadh 'Über dem Kopf
hahen, und die seit Jahren :a'ufden Wohnungs
ämtern vorgemerkt sind, aber auch seit Jahren
vergeblich auf die Zuweisung einer Wohnung
warten. Das ist die eine Seite. Auf der anderen
Seite sehen wir die Tatsache, daß ,gerade in
Niederösterreioh die Zahl der AllbeitsIosen
gegenüber den anderen ,ßundesl!ändern am
stärksten zugenommen Ihat, so daß wir in
Niederösterreich schonau'f 14 in Anbeit
stehende Beschäftigte einen Arbeitslos,en zählen.
Und die Bauar'beiter nehmen darunt,er einen
ganz erheblichen Antei,l ein. Hier wäre es
unsere Aufgaibe, diese beiden Komponenten zu
verbinden, weil gerade der Wohnu'l1lgsba:u
eines ,der arbeitsintensi'vsten Gebiete über
haupt ist. Wenn manliür die WO'hnungssuohen
den Wohnungen haiut, so führt man damit die
Arbeitslosen einer !ß,eschäfhgung zu. Das ist
eine der :Aufga1ben, die vor uns stehen und von
uns gelöst werden müssen.

In Niederösterreich ,gibt es jetzt rund
20.000 bei denWühnungsämt.ern vor,gemel1kte
Menschen, die damit rechnen, daß sie früher
oder später doch durch die Wohnungsämter
zu einer Wohnung kommen werden. Zu diesen
geseHen sich aber die vielen Zehntausende
familien in Niedel1österreich, die in Wohnun
gen Jeben, di'e eigentlich ,gar nicht als solche
bezeichnet werden können, sondern die Ibesten
faills als Höhlen oder LiÖoher angesprochen
werden kcönnen. Wir halben 'schon bei dem
Titel Gesundheitswesen darauf hi!l1igewiesen,
daß es zwecklos ist, für die Tuberkulose
bekämpfung grüß,e Betl1ä:geauszugeben, wenn
man nicht g'leichzeiNg an die 'Wurzeln dieser
Seuchen geht, die in den schJ,eohten Wohnull1gs
vel1hältni'ssen in Niedel1österreichgeIegen sind.

Wir wissen aber a:uch, daß schon vor dem
zweiten Weltkri\~g der Wohnungsbedarf in
Niederösterreich ziemlich groß war. Der
zweite Weltkrie,g, der Niederösterreich sehr i,n
Mitleidenschaft gezogen hat, hat noch das
übni'ge dazu get'an. Wir können feststellen,
daß mehr als 8000 Häuser mit mehr 3,ls
20.000 Wehnungien aIl6n durch den Krieg zer
stört oder sdlwerst beschädigt wurden. :Erst
ein Teil davon ist 'wiederauIgebaut, die anderen
Häuser stehen noch immer als !Ruinen.' Die
Stadt Wiener Neustladt oder etwa Wilhelms
burg sind heut,e noch Zeugen daf1ür, wie wenig
weit die BeseiNgung d!cr Kriegsschäden auf
dem Gebiet des Wohnul1!gswesens fortgesohrit
ten ist Es läßt s!ich da sehr g,ut n:achweisen,
daß Niederöst'eneich gegenüber den anderen
Bundesländern au'f diesem Gelbiete henach-

teiligt 'wurde. Während nämlich NiederiÖster
reich 25 Prozent aner Kriegsschädenin Öster
reich aufzuweisen hat, erhielt dieses 'Land bis
her a'us dem Woh'nhaus-'Wi'ederaufbaufond:s nur
11 Prozent, also lum mehr als die Hälifte weni
ger, als ,ihm 'auf Gmrdder Kriegsschäden
zustehen würde. Das heißt aber mit anderen
Worten, daß in Niederösterreich weni,ger
Wohnungen gebaut und auch mehr Menschen
aribeitslos sein werden. Hier muß die Landes
regierung und der Landtag einsetzen, damit
diese offensichtliche Benacihteilig'ung unseres
Bundeslandes beseitigt wird. Der Bund soll
die den Kriegss10häden Niederösterreichs ent
sprechenden ,Mitteln aus dem Wohnhaus
'Wiederau'tbaufonds di,esem Lande zur Ver
fügung stel1'len.

Wir haben im außerordentlichen Budget den
Betnag von 14,8 Millionen Sch'inin,g für den
Wohnungs- und Siedlungsbau vorgesehen.
Wenn wir die verschiedenen Titel zusammen
rechnen, kommen wir aiUif diese Summe. Ich
halbe schon bei der Behandlung der Nachtrags
kredite liür den iWohnungs- und Siedlungsbau
dara'uf hingewiesen, daß wir mit der Methode
der Vergebung di,eser Gelder nicht einver
standen sind. Ich halbe dama'ls darauf hinge
wiesen, daß ich feststeillen werde, ob die Ver
gebung der Wohnungskredite ,auoh tah;lächlich
zur Linderung der Wohnungsnot in Nieder
österreich beiträigt. Das, was ich vermutet
habe, ist durch meine Festst,ellungen bekrä'fügt
wOl'den, nämlich, daß di,ese form des Woh
nungsibaues die Zahl der WiohnungsS'uchenden
in Niederösterreioh nicht vel1mindern wird.

Was sagen !Si,e zum Beispiel dazu, daß die
Residemstadt unseres 'Landeshauptmannstell-
vertreters Karigl, Lal1'genlois, Idas Wohnungs
anforderungsrcdht milt dier :Begründung zurück
legt, dort seien 43 Wohnungen leer, da kann
jeder einziehen, der 'eine Wohnung will. Es wer
den aber B'ewerber, die ein ,Haus bauen wollen,
aus dem WohnbauJc.redit dotiert (Landeshaupt
mannstellvertreter Kargl: Das ist ein Blöd
sinn, das ist eine Lüge!), und zwar Bewerber,
die l1Iichtvielleicht einen Wohnungsibedlarf haben
und in irgenwelchen lfinanzie1'len Nöten sind,
sondern man ,hat hier auch schwerreiche Men
5c,hen aus den' MittellrL des WOlhnlbaufonds
dotiert, so daß sie also vom Lande ein zinsen
loses Darlehen bekommen, um sich eigene
Häuser errichten zu können. Wenn man die
Wohnungsnot bekämpfen will,dmm muß mall
systemat'isch ,und planmäßig vorgehen, dann
muß man zunächst einmal die Bewirtschaftung
des vorhanden,en Wohnraumes durehführen,
das heißt, die §§ 7 'll'l1Id 8 des Wohnungsanfor
denungsgesetzes in Kraft setzen.

Dies ist keine übertriebene forderung. Das
zeigen die Verhä,ltnisse in den ,anderen Bundes-



diurchgeführt wird, 'um PfO'fiteaus den Woh
nunigen :herauszu1holen, der richhg'e \Veg sein,
denn dias Recht auf Wohnung hat jeder
Mensch, und um ,dli'eses Recht 1geht es. Es ist
unmöghch, davon z'u spr1echen, daß die InkraH
:oebung des Wohl1'ungsanforderung'S,~esetzes der
Willkür Tür une! Tor öHnen würde, wel1'n man
gleichzeihg bei der Behandlung di'c:o'cr ohdach
losen Menschen der Willkür Tür und Tor öff
net. Wir brauc:hen den Wohnungsbau und wir
bnauchen das Wahn ungsanforderungsgeseiz,
wenn wir hei der ßeikäl11lpful1lg der Wohl1'ung's
not wirkhch ,vorwärts kommen wollen. WÜ
brauchen bei,die IEinrichtul1'gen, die, wCl1ln sie
mif,ein:ander liaufen,auc'h tatsäch1'ich ,die drin
gend n'(J;twendi'genWQlhnul1'g,en ,in Niederöst'cr
reich sc'htaHen ul1Id 'gleichzeihg einen Beitmg
zur Bekämpfung dm- Seuchen, allen voran aber
der Tutberkullose, leisten werden.

2. PRÄSIDENT: Die Rednerliste ist er
schöpft, der Herr Berichterstatter hat das
Schlußwort.

Berichterstatter Abg. SCHÖBER'L (Schluß
wort): Wiea'us dem Inhalt der DebaHen so
wie aus den eingangs vorgetragenen Voran
sch'lagsziffern hervof'g,eiht, steHt der Ausgiaben
kredit dieser Gruppe die größte finanzielle Be
anspruchung des Landes dar. Zu dieser Gruppe
sind sechs Resolui'ions'anträ'ge 1gestellt worden.

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die Ab
stimmung einzul~iten.

2. PRÄSIDENT: Zur Abstimmung liegt
vor die Gruppe fJ, Bau-, Wohnungs- und
Siedlungswesen, ferner zwei ResÜ'lutions
ant'räge des Abg. Siigmund, ein Resülutiom
antrag des Abg. Tesar und drei Resolutions
anträge des Abg. Etlinger.

Ich lasse zunächst über die Gruppe 6 als
solche abstimmen und anschließend über di'e
Resülutionsanträge. Den Herrn Bericht
erstatter ersuche ich um das Schlußwort zur
Gruppe 6.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL: Ich er
suche das Hohe f-IaUS, die Gruppe fJ, "Bau-,
Wohnungs- und Siedlungswesen", wie sie
im Voranschlag aufgezeichnet ist, anzu
nehmen.

2. PRÄSIDENT (Abstillll/lung über
GrufJfJe 6, Bau-, Wofznungs- und Siedlungs
wesen): Angenommen.

Ich bitte nun den Herrn Berichterstatter,
die Resolutionsanträge zu verlesen.

Berichterstatter Abg. SCHÖB'EHL (nach
Verlesung des Resolutionsantrag:es des Abge
ordneten Tesar, betrettend Schneeräulllung
und GlatteisbekälllfJtung): Ich bitte ,den Herrn
Präsidenten um die Abstimmung hierüber.

2. PRÄSIDENT (Abstimmung über den
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ländern. Z,um Beispi'el halben die BU11'desJänder
Wien, Kärnten, Oberösterreich, Salzburig, Ste'ier
mark und TirÜlI den Gemei!nden die Anwendung
der §§ 7 und 8 desWohnungsanfo'11d:erungs
gesetzes zuerkannt, nur die Biundes'länder Vor
arlberg, iBurgenoland und: Niederösterreich
halben diese heiden Paragrap1he des Wohnungs
a'11lforderungsgesetzes nicht in Kraft gesetzt.
Unser Bundesland hat es trotz der großen
Schäden, die es gerade ,auf dem Gebiet des
Wohnungsmarktes zu verzeichnen hat, nicht
getan. Diese Zuenkennung des Wohnun:gsan
forderul1lgsreohtes 'findet ,aber auch ihren
Niederschlag in der Zahl derWühnungen, die
vergeben wurden. In :Wien war,en 'es zum Bei
spiel 71.045, in Kärnten 15.fJ22, in Oberöster
reich 25.668,n Salzburg 20.fJ07, ,in Tirol fJfJ56,
in der Steiermarlk 15.862, in: Niederösterreich
waren es nur 14.229, dbwoh'l gerade hier in
Niederöst'erreich die Wohnungsnot mindestens
ebensogroß ist wie in der Bundeshauptstadt
Wien. 'Hier müßte man einmal :beginnen, eine
Bewirtsohaftung des vorhandenen Wohnrau
mes einzuführen. Wir streben es nioht als
Idealz,ustand ,an, daß hier eine Bewirtschaftung
eingeführt wird, aher in einer Zeit, in der es
Zehntausende Menschen ,gibt, die keine ei'glene
Wohnung besitzen und Zeihntausende Men
schen, die in Löchern hausen müssen, in denen
man normalerweis,e nioht einma'l Vieh einsteHt,
in einer Isolchen Zeit muß von jeder Mö;g
lich/keit der Wohnungsbe1s,ehalffung GeJbrauch
gemacht werden. Die §§ 7 und 8 des Woh
tliungsanforderungsgesetzJes müssen daher ,im
Interesse ,dieser 'Menschen und auch im Inter
esse der ßelkämph.mg der Tuberkulose in Kraft
,gesetzt werden. I

Das ist ,aiber nur derei'11!e Weg. Der zweite
Weg ist der, üiber den ich bereits gesprochen
halbe, nämlich der W,eg des Wohnungsbaues.
Hier halben wir sc:honeinige Debatten darüber
gehört, welcher W:eg der richtige und der
zweckmäßigs,te ist. WÜ- sollten uns alle, jeder
einz.elne Abgeordnete, di,e Listen derjenigen
hernehmen, die aus dem Wohnungsbauikredit
DarleihenerhaHen haben, um sich Wohnungen
zu bauen. Jeder Abgeordnete soll selbst f,est
stellen, wie'Vi,ele 'von di,esen Danlehenswerbern
einen wiorklklhen Wohnungsbedarf besessen
haben, und wieviele ~on ihnen dem Wolmungs
amt ihre frei werdende Wohnung zur Verfügung
stellten. Dabei werden und müssen wir die
Entdeckung ma.chen, daß diese Art der finan
zierun'g des Wo!hnungsbaues, diese Art der
Lösung der Wohnungsnot nicht die richtige ist
Es kann also lauiSschließhch der soziale Woh
nungsbau, der Wohnungsbau, der von denO:e
meinden durchge,führt wird, der Wohnungsbau,
der nach ,gesundheiHichen Prinzipien durch
geführt wird, der Wohnungsbau, der nicht
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Resolutionsantraf{ Tesar): Einstimmig a n g e
no mmen.

Ich biHe ,den Herrn Berichterstatter, den
nächsten Resolutionsantrag zu 'vedesen.

Ber,ichterstatter Abg. SCHÖBERL (nach
Verlesun[{ des Resolutionsantrages des Abge
ordneten Sigmund, betreffend Bundesstra(Je
Wieselburg-Scheibbs): Ich bitte um Abstim
mung über diesen Resolutionsantrag.

2. PHÄSIDENT (Abstimmung über den
Resolutionsantrag Si[{mund): Einstimmig a n
g,en ommen.

Ich biHe den Herrn Berichterstatter, ,den
zweiten Resolutionsantrag des Abg. Sigmund
zu verlesen.

Berichterstatter Abg. SOHÖBERL (nach
Verlesung des Resolutionsantrages Si[{mund,
betreffend B:!hebang der H:Jchwasserschäden
am Lue[{g:raben): Ich biHe um Abst,immung
über diesen Hesoluüonsantrag.

2. PRÄSIDENT (Abstimmung über den
Resolutionsantraf{ Sigmund): Einstimmig a n
ge nommen.

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, den
ersten Resolutionsantrag des Abg. Etlinger zu
ver.]esen.

Berichterstatter Ahg. SCHÖBERL (nach
Verlesung des Resolutionsantrages des Abge
ordneten· Etlinger, betreffend den bereits pro
jektierten Ausbau d:!s Schöll- und Lueg
r;rabens): Ich ersuche den Herrn Präsidenten
um Abstimmung über diesen Resolutions
antra.g.

2. P,RÄSIDENT (Abstimmung über den
- Resolutionsantrag Etlinger): Einstimmig a n

gen 0 mme n.
Ich ersuche den Herm Berichterstatter, den

zweiten Resolutionsantrag des Abg. Etlinger
zu verl<es,en.

Berichterstatter Abg. SCHÖB,ERL (nach
Verlesung des Resollltionsantrages des Abge
ordneten Etlinger, betreffend die rascheste
Durchführun[{ der dringend notwendigen
Uferschlltzbauten an der Kleinen Erlauf): Ich
bitte den Herrn Präsidenten um die Abstirn
mung über diesen Resolutionsantrag.

2. PRÄS,IiDENT (Abstimmung über den
Resollltionsantrag Etlinger): Einst,immig a n
genom m en.

Ich ersuche den Herrn Berichterstatter um
Verlesung des dritten Resolutionsantrages des
Ahg. Etlinger.

BeriohterstaHer Abg. SCHÖBER'L (verliest
den Resolutionsantrag des Abg. Etlinger, be
treffend größere Unterstützunrr- des Melk
flu(J-Konkurrenzausschusses): Ich bitte den
Herrn Präsidenten um Abstimmung über
diesen Resolutionsantrag.

2. PRÄSIDENT (Abstimmung über den
Resolutionsantrag Etlinger): Einstimmig a 11

ge n omme n.
Bevor wir zur Gruppe 7, Öffentliche Ein

richtungen und Wirtschaftsförderung, schrei
ten, untubor,eche ich die Sitzung. Die Sitzung
wird um 19 Uhr 15 Min. wieder aufgenommen,

(Unterbrechung der Sitzung um 18 Uhr
30 Min.)

3. PRÄSIDENT (nach Wiederaufnahme der
Sitzung: um 19 Uhr 15 Min.): Ich nehme die
Sitzung wieder auf; wir fahren in unseren
Beratungen über den Voranschlag 1951 fort.

Ich ersuche den Herrn Referenten Ahge
onlneten Sc h ö b er I, zu Gruppe 7, Öffent
liche Einrichtung'en und Wirtschaftsförderung,
zu beriohten.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL: Hohes
Haus! Die Gruppe 7, Öffentliche Einrich
tungen und Wirtschaftsfoöpderung, besteht 'aus
den Abschnitten 70, Allgemeine Verwaltung,
71/72, Öffentliche Einrichtungen, 73, förde
rung der Land- 'und fOTst'wi-rtschaft, 74, Ein
richtungen zur förderung der Land- und
forstwirtschaft, 75, förderung der gewerb
lichen Wirtschaft, 77, f remdenverk'ehrsförde
rung,und 79, Sonstiges.

In der Gruppe 7, Öffentliche Einrichtungen
und Wiptschaftsförderullg, betragen die Aus
g-aben . 32,773.800 . S, und die entsprechenden
Einnahmen 3,307.400 S, so daß das Netto
erfordernis 29,466.400 S beträgt.

Gegenüber dem Vorjahr ist -eine Erhöhung
von 14 Prozent zu verzeichnen.

Ich bitte, die Debatte über diese Gruppe zu
eröffnen.

3. PiRÄSIDENT: Zum Worte gelangt der
Hnr Abg. Gen ne r.

Abg. G1ENNER: Hoher Landtag! Der
WeihnacMshiede ist heTgestellt, der zer
münbende, lang dauernde Bruderzwist ist bei
gelegt, zum Wohle der Arbeiter und Bauern;
die Debatte über die Gruppe Wirtschaft wann
nunmehr beginnen. Ich werde mir erlauben,
am Schl'uß meiner Ausführungennooh einiges
dazu zu sagen, um auch meinen Beitrag zum
Weihnachtsfri'eden zu liefern.

In den letzten MO'naten ;ist im Zusammen
hang mit den BrotgetreideliefeTung'en sehr
viel über die Landwirtschaft gesprochen und
geschriehen worden, sowohl im Parlament, als
auch in den Kammern und in der ,p,r-esse,aber
a'uch in verschiedenen Körperschaften, die
sich sonst nicht -gerade mit wirtschaftlichen
f rag,en befassen. Auf der einen Seite ist in
wenig saohlicher Weise festgesteHt 'worden,
<daß die Brot'getreidelief,erun:gen heuer weit
hinter jenen des Vorjahres zU'fückMeihen, und
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daß die Bauern Brotg,etreide an die Schweine
verfüttern. Es ist aber auc~ gesagt worlden,
daß die Bauern Klaviere, Teppiche, und ich
weiß nicht was sonst noch alles aufgestapelt
haben. Auf der anderen Seite ist gesagt
worden, daß die Brotgetreideablieferungen,
besonders in Niederösterreich, schon die Hühe
des vorigen Jahres erreicht haben, und' es ist
gefor,dert worden, daß man den Bauern end
Iich kos~endeckende Preise geben soll.

Wie ist nun die Lage in der Landwirtschaft
wirklich? Gibt es einen Aufschwung oder
einen Abstieg, und welche Entwicklung hat die
österreichische Landwirtschaft seit 1945 ge
nommen? Wir müssen vor allem auch hier
feststellen, daß, wie auf allen anderen Ge
biden, Niederösterreichauch auf dem Gebiete
der Landwirtschaft durch den Bund benach
teiligt wOlrden ist. Diese Grundtatsache kann
man nicht aus der W,elt leugnen, auch mit
keinem Ablenkungsmanöver und mit keiner
Hetze, lund wir haben vom Anfang an ,gesagt,
auf diese Tatsache kommt es an.

Wir alle wissen, aus Niederösterreich sind
die meisten Getreidekontingente gekommen,
aber nach Niederösterreich sind die weni'gsten
Lebensmittelsendungen zurückgekommen. Auch
bei allen ander'en Zuteilungen, ob es sich nun
um Rohs,toffe, Werkzeuge usw. gehandelt hat,
hat sich eine Benachteiligung der Landwirt-

. schaH ergeben. Wir müss,en dabei wohl flest
steHen, daß nach dem Jahre 1945 sich eine
gewisse Gruppe von Großbauern und Groß
grundbesitzern saniErt hat, indem sie Iden
Schwarzen und Grauen Markt beliefert hat.
Wenn nun die Bauern in ihrer Gesamtheit
beschuldigt werden, daß sie damals Klaviere,
Teppiche usw. gehamstert hahen, so muß man
dazu sagen: Die großle Zah I der kleinen
Bauern, die durch den Krieg sehr gelitten
haben, deren Gebäude vielfach zerstört worden
sind, deren felder jahrelang zu wenig Düng1er
haUen, die sehr schwer zu kämpfen hatten und
heute noch zu kämpfen haben, weil sie am
wenigsten berüoksichtigt werden, hat wohl
auch manchmal Lehensmittel für etwas ein
getauscht, aber nur für Artikel, die sie für
ihren Betrieb gebraucht haben, und auch nur
deswegen, weil für die Bauern, die abgeliefert
haben, nichts getan wurde, damit sie diese
Artikel z'u erschwinglichen Preisen eJ.1halten.
Die kleinen Bauern haben sich keine Teppiche
une! KlaV'ilereeingetlauscht, sondew Geräte und
Werkzeuge, die sie tatsächlich ,in ,der Wirt
schaft gebraucht hahen und die sie eben auf
offiziellem Wege nicht erhalten konnten. Diese
Unterscheidlung muß manunhedingt machen.
Wir hab-en weiter gesehen, daß in der folge
vornehmlich die Großgrundbesitzier und Groß
bauern Subventionen erhielten, und sich ein
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Grundstück nach dem andern gekauft haben.
Darüber gibt es keinen Zweifel. Wie aber ist
die wirtschaftliche Lage der groBen Masse der
kleinen und mittleren Bauern in den Dörfern?
Vor einigen Monaten sind auch über die
Bauern die Auswirkungen des letzten Lohn
und Preispaktes buchstäblich als ein Unglück
hereingebrochen. Ich erinnere mich noch gut,
daß nach dem Abschluß des 2. und auch dei
3. Lohn- und Preispaktes deren Auswirkungen
vom "Bauewbündler" 'als ein E'l,folg für die
Bauern hingestellt wurde, nämlich daß es
gelungen wäre, die Pfleise für' das Brotget'rei'Cl'e
zu erhöhen. Hierzu muß ich aber ausdrücklich
hetonen, daß beim letzten Lohn-und Preis
pakt wohl dergrotpreis, nicht aber der Pre'l's
für das Brotgetreide erhüht wur-de. Hier ist
also der Bauer sowohl auf der einen als auch
auf der anderen Seite gehoUen wOflden. Dies
mal ,aber haben sich die Bauern 'nicht mehr
täuschen lassen. Überall hat man gehört, ,daß
unter den Bauern eine Empörung über den
Lohn- und Preispakt herrscht, und jeder, mit
dem man gesprochen hat, hat sofort gesagt,
sie hätten das nicht gebraucht, sie hätten
ohnedies nicht so viel Kömdl zum Abli'efern,
das falle bei ihnen also nicht ins Gewicht,
aber alles, was sie kaufen müßten, werde jetzt
wieder teurer. Jeder Bauer hat die gleiche
Antwort gegeben, wenn man vori diesem Pakt
gesprochen hat. Das war eine Wirkung, -die
die fü'hTer des Bauernbundes üf'fenbar hicht
erwartet haben.

Es wird wahrscheinlich von den bäner
lichen Kollegen der Volkspartei auch heute
wieder, wie ich es schon im Wirtschaftsaus
schuß erlebt habe, die forderung auf Gewäh
rung von kostendeckenden Preisen gestellt
werden. Nun, die Bauern haben diesbezüglich
schon ,Erfahrung, denn wenn die Preise für
Brotgetreide erhöht wmden, sind die Preise
für aUe anderen Waren, die die Bauern
brauchen, in einem noch viel höheren Maße
gestiegen. Wenn die Preise für Brotgetreide
erhöht werden, dann kann man Gift darauf
nehmen, daß das Wettrennen weitergeht und
die Preise für futtermittel und für andere
Waren weitersteigen. Hier kommen wir nach
meiner Meinung -ic'h habe das schon vor
einigen Jahren gesagt - zu einer Lebens
frage der österreichischen Landwirtschaft.
Bei der österreichischen St'J1uktur ist die Ein
fuhr einer genügenden Menge futtermittel zu
erschwinglichen Preisen notwendig. Vor 1938
sind meistens 'aus den Oststaaten futtermittel
eingeführt worden, auch Brotgetn~ide, das
gefehlt hat, und zwar vor aIlem Weizen. Auch
beim Roggen war dies der fall. Als Kompen
sation 'wurden überschüssige Produkte der In
dustrie in diese Länder ausgdührt, das heißt,
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es war eine natürliche Wirtschafrtsverteilung
vorhanden, die jretzt 'völlig zerrissen ist. Der
Bedarf an futtermittel ist nicht geringer ge
worden. Die Anbauflächen an Futtergetreide
sind wohl gestiegen, aber die Anbauflächen an
Brotgetreide, und zwar brei den Großbauern
und Großgr:undbesi'tzern, sind zurückgegangen.
Ich ,brauche Ihnen nicht zu sagen, daß ein
kleiner oder mittlerrer bäuerlicher Betrieb ,gmße
Veränderungen in seiner Wirtschaft auflveinen
f all vornehmen kann. Größeren Besitzern
aber ist es möglich, den Anbau von Brot
getrei,de zugunsten ,des Anbaues von f utter
getreide einzuschränken. iDas geschieht auch
tatsächlich, aber mit welchem Erfolrg? Mi,t
dem Erfolg, daß nicht nur kostendeckendie,
sondern Wucherpreise für die futtermittel ver
langt werden. Wie wir gehört haben, gibt es
auch reine Einfuhr von futtermitteln im Rah
men des Marshall-Planes. Diese futtermittel
werden subventioniert, sie sind also biUiger
als die inländischen futtermittel. Ich glaube,
der Preis beträgt für amerikanischen futkr
mais 85 oder 86 Groschen oder 'aruch etwas
mehr. Aher wer hat schon diese bilhg,en
futtermittel bekommen? Ich will nur daran
erinnern, daß der Herr finanzminister in
seiner Brandrede gegen die Bauern in ihrer
Gesamtheit gesagt hat, daß niemand mehr
diese billigen futtermittel erhalten wlird, der
nicht nachweisen kann, daß er heuer genau
soviel Brot,getreide abgeliefert 'hat als im
vorigren Jahr. Es war das nach den Zeitungs
berichtren nur eine Drohung an die kleinen
Bauern, aber keine Drohung an jene Bauern,
die selbst genug futtermittel haben, nämlich
an die Großbauern.

Wie steht es nun mit der Ablieferung bei
den Klein- und Mittelbauern? Es wird gesagt,
daß sie Brotgetreide an die Schweine verfüt
tern. Das mag da und dort vOl1kommen, diese
Gefahr besteht tatsächlich vor allem dann,
wenn sehr viel if,uttergetreide 'vorhanden ist,
das 2JU höheren Preisen verkauft wird als jene
Preise sind, die der Bauer ,für sein Brotgetreide
bekommt,vorausge:setzt, daß diese Bauern
überhaupt Brotgetreide zu verkau'fen hätten.
Es gibt auch viele tausende Bauern, bei denen
das nicht der faI:1 ist, wo es vielmehr aus der
Brotlade schwarz herausschaut. Diese Baluern
kommen ,für eine Ablieferung überhaupt nicht
in Betracht und trotzdem wurden solchen
Bauern AbHeferungskontingente vorgeschrie
ben. Aus den Kreisen der /Klein. und Mittel
bauernhört man immer wieder die feststel
lung, daß si,e abliefern, sobald sire -gedroschen
halben. Die meisten konnten erst spät aus
dreschen, was davon kommt, daß es da immer
große Schwierigkeiten gibt, weil es keine
Drruschgenossen.schaften gibt. Wenn man die

Bauern. fragt, was sie mit dem Getreide
maohen, so 'antworten ,sie, sie verkaufen es, weil
sie das Geld brauchen. Das ist auch die Wahr
heit. Man kann daher nicht ganz aUgemein
sagen, die Bauern verfüttern ihr Brotgetreide.
Wer das noch behauptet, wer das sagt und
schreibt, der tut es aus bestimmten Gründen,
nämlich um von bestimmten, unangenehmen
Tatsachen abzulenken, oder er trutes - was
noch reherentschulrdbar wäre -aus Unkennt
nis der Sachla!g,e. Es ist aber jedenf,aUs schäd
hch und :gefährIich,eine solc:hre Behauptimg
aufz'ust'ellen. So darf man es ,auf keinen Fall
'machen. .

Wir haben in der letzten Zeit gehört - und
das ist feierlich vel1kündet worden -, daß ein
sogenannter Getreideplan aufgestelH worden
ist, in welchem ,auch die Einfuhr von au:sländi
selien Futtermitteln vorgesehen ist. Diese soU,
glaube ich, rund 400.000 Tonnen betragen,
also kaum die Hälfte dessen, was wir brauchen
würden. Hierzu wird aber wieder festgestellt,
daß ungefähr 116.000 Tonnen futtermittel aus
Amerika eingeführt werden sollen und der Rest
aus irgendrwelchen :anderen Ländern. Vor
einiger Zeit konnte man im "Bauernbündler"
les,en, daß der Bundeskanzler figl etklärt hat, .
der versprochene F~ttermais werde schon
kommen, aber jetzt gäbe es zu wenig Fnacht·
raum, und zwar wegen der Ereignisse im
fernen OsJren. Glaubt er denn wirklich, daß die
Amerikaner wegen der Ereignisse im femen
Osten nicht genügend Schiffsraum haben, um
diese 116.000 Tonnen rfuHermaris nach Öster
reich schicken zukJÖnnen? Ich glaube vielmehr,
daß ,die Amerikaner wegen der Kriegs1vorber'ei
tungen nicht ,geneigt s'ein weI1den, lauch nur
eine solche kleine Menge von futtermitteln
n2ch Österreich zu liefern. Nun habe ich ,\'or
einiger Zeit im "Bauern!bündler", aber auch in
anderen Aussendungen gelesen, daß es leider
nicht mQgIich wäre, 'aus der Sowjetunion und
den Ostländern Futtergetreide zu beziehen,
weil dort eine Mißernte gewesen sei. Von dort
kann man aber nichts holen, weil infolge des
MarshaJI~Planesdie Einfuhr <:'us den Oststaaten
gesperrt ist. Das ist die Tatsache, und wenn
man davon spricht, dann gibt es einige unter
Ihnen, die nervös und erregt aufschreien.

In der jüngsten Zeit hat die internationale
Agrarorganisation mitgeteilt, daß Amerika in
diesem Wirtschafts!jrahr -etwas weniger futter
mittel und die Sowjetunion und die Donau
staaten, wie es dort heißt, rUm 2 Miillionen
Tonnen mehr futtergetreide ausgreführt haben.
Wir haben auch darvon geles,en, daß andere
Staaten, darunter auch England rund frank
reich, sich darum bemüht haben, aus der
Sowjetunion Brotgetreide und f'uttermittel zu
erhalten. So schauen die Dinge in Wirklichkeit
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aus. Wir wissen alle, was dieser kdastrophale
Mall!gel an futtermitteln bedeutet und in der
nächsten Zukunft bedeuten wird. Bei einer
Landwirtschaftsdebatte in diesem Hohen Land
tag vor einigen Monaten - ich glaube, es war
an:läßlichder Beschlußfassung über das Tier
zuchtförder,ungsgesetz -, bei der ich gesagt
habe, man müsse noch etwas anderes machen,
um die Tierzucht zu fördern, hatten Abge·
ordnete der Volkspartei unter anderem gesagt,
es sei besser, futtermittel im Inland' zu brauen
als aus dem Ausland einzufü'hren, außerdem be
komme man in jedem Lagerh!aus futtermittel,
soviel man .wolle. Ich 'habe einen Ihrer (zur
Seite der Volkspartei ,{i,ewendet) Herrn Kollegen
vor ei!nigcn Ta'g'en lin einem freu.ndschafHichen,
per:sönlichen GespräC!hdaran :erinnert, wOr3'uf
er, gesagt hat, das sei damals so gewesen,
Dieser f'uUermittclmangel ibest'ehtaber schon
lange, er wird nur immer fÜhlbarer, und es be
steht angesichts der Tatsachen kein Zweifel,
daß er in den nächsten Monaten noch viel ,fühl
barer werden wird. Was bedeutet das aber für
die kleineren und mittleren Bauern? Wir sehen
heute, daß überaH die Sorge ist, daß die Ein
nahmen nicht hinreichen, um die Ausgaben für
die notwendigen Anschaffungen zu decken
und um die Steuern z~ahlen. Jetzt überlegt
jeder, wie er mehr Geld hereinbringen kann,
Ich habe vor kurzem mit einem Bauern aus
dem Waldviertel gesprochen, der auch diese
Überlegung ang!estellt hat. Er eTzählte mir,
wie die Landwirtschaft darniederliegt, wie er
seinen W,ald abholzen mußte, um zu Geld zu
kommen, daß er ihn aber nicht ganz abholzen
kann, weil man etwas stehen lassen muß, wenn
er selbst ,Holz braucht. Er hat gesagt, Holz
hätte 'cr genug, aber keine futtermittel. Er hat
versucht, billigen futtermais zu bekommen.
Man hat ihm gesagt, jetzt sei keiner da, aber
er könne Kolbcnmais bekommen, und zwar
zum Preise vün 1.20 S das Kilogramm. Da
ist er wieder heimgegangen 'und hat nichts
gekauft, und er hat recht daran getan, denn
ich glaube, die Bäuerin hätte sehr mit ihm ge
schimpft, wenn er die Futtermittel um ,diesen
Preis gekauft hätte. Ich habe auch mit ihr ge
sprochen und sie hat .~esagt, das könne sie
sich auf keinen Fall leisten. für die kIeinen
Bauern ist die Schweinezucht, die für sie eine
wichtige Einnahmsquelle ist und sein soll,
kaum mehr rentabel. Nur mehr für den großen
Bauern, der 20 und mehr Schweine halten
kann und zu den Erdäpfeln selbst zusätzliche
f,uttermittel hat, ist sie 'llOCh einträglich. Wenn
aber der Bauer die zusätzlichen futtermittel
kaufen muß, dann rentiert sich die Sache nicht
mehr.

Im Wirtschaftsausschuß ist ein Antrag der
sozi,alistischen Abgeordneten über die Errioh-

tung von LandmaschinenhHfen zur Debatte ge
standen und es ist sehr interessant, daß sich
dabei überhaupt keine Debatte über die Sorgen
in der Landwirtscha'ft entwickelt hat, wiewohl
man bei diesem :Gegenstanda'uf viele 'andere
Dinge zu spr1cchen !gekommen 'ist. Der Ant'rag
hat bezweckt, den Bauern, di'enioht die Mö,g
lichkeit haben, sich zu den heutigen Pre'isen
Maschinen zu kaufen, in der form 'HiHe zu ge
währen, daß ihnen leihweise Masohinen zlur Ver
fügung gestellt werden.H'ierzu ,haben wir aller
dings gesagt - in diesem f!all waren wir aus
nahmsweise mit der Volkspartei ei'ni,g -, daß
die. VOT'aussetzlUngfür diese L'anld'lll'aschinen
hilf!e die Kommass,ierulngen 'sind, denn der
Zweck dieser Landmlascihinel1lhiiHe so],] ja sein,
den Baum-n zu helfen, in ihrer Wirtschaft eine
größere Prodluktivität Z'U erreicihen,als das
heUlte 'lllö1glich ist. Man 'hiat zWlar di'ese Notwcn
digke'it festgest'ellt, dal11n ist man ,aber,wie es
hei 'allen 'anderen fra1gen 'dier fall ist, auf etwas
anderes, wi'e Bodenreform usw., ziU sprechen ge
kommen. Der Antrag ist ...- das will ich nUT
nebenbei !bemerken - von der Volkspartei ab
igelehl]t worden. Davon :verstehen die hohen
Herren nichts. S'ie reden ja überhaupt nicht über
die Bauern, über dlie ,Landwirtschaft 'und über
dlie Not des Volk,es, sie reden immer nur von
ganz anderen Dingen. Was bedeutet es schon
für sie, daß buchstäbil'ich ta!usendeBaucrn heute
in ihrer ,Existenz bedroht sind? Es besteht die
unmittelbare Gefahr, daß tausende bäuerliche
Existenzen zugrunde gehen, und zwar infolge
Ihrer galllzen Agrmpolitik, der Marshall-Plan
PoliNk IUnd der wirtschaftlichen Vorherei
tungen für einen Krieg,

Nun, meine Herren, zu einem anderen sehr
wichti.gen Kapitel. Die, Gruppe "Landwili
schaft" ist an sich interessant, aber es gibt in
ihr noch andere interessante Einzelheiten, Da
ist zum Beispiel der :Iandwirtschaftliche Wie
deraufbau in Niederösterreich. Ich glaube, wir
haben schon in einer ,der letzten Sitzungen an
läßlich einer landwirtschaftlichen Debatte dar
über gesprochen, Es war im Juni, als die Ernte
vor der Tür stand. Ich habe heute 'einen Abge
ordneten der Volkspartei gefragt, wie das
wäre. wenn die Budgetdebattevor der Ernte
wäre, Daraufhin hat er gesagt, da müßte man
die Ernte verschieben. (Zwischenrufe rechts.)
Die Ernte kann man aber nicht 'verschieben,
da müßte der Herr Landesrat MüHner ein Bud
getprovisorium machen, wozu natürlich eine
Ermächtigung notwendig wäre, (Zwischenruf
rechts: Die Retter Österreichs.') Also damals
ist über den landwirtschaftlichen Wiederaufbau
gesprochen worden und es hat einer Ihrer
Abgeordneten erklärt, daß 'auf diesem Gebiete
schon sehr viel geschehen ist. Ja, es gibt viele
kleine Bauern, die wmigstens zum Teil ihre
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zerstörten Wirtschaftsgebäude wieder .aufge
baut haben, zum Tei,l mit Beihilfen, zum
gI'öß'eren Teil aberaUis eilgener Kraft, und da
durch, daß sie Schulden gemacht haben. Ein
großer T,eil von ihnen, hat aber überhaupt noch
nichts erhalten. Auch der Herr Abgeordnete
Tatzber hat im Laufe dieser Debatte unter
anderem darauf hingewiesen, daß es noch eine
ganze Anzahl von lß,auer'll gibt, dlienichts
erhalten :haben. Er 'hat 'auch damuf hin
gewiesen, daß dabei iganz Niederösterreich
benachteihgt wmden ist. Niederöstermich hat
die meisten Kl1ie!gssdhäden zu verzeichnen
und es muß daher bei der Hilfe zuerst zum
Zug kommen, ,ebenso wie das Bur:gen],and.
Die Ursache der Bmachteiligung war 'aber,
daß die ni'ederösterreiohische Landwirtschafts
kammer rücih t Tech'tz!eitig dienotwendligen
UnteI'lagen 'g:eliefert hat. Seither hätte sie
aber wohl Zeit gehabt, diese Unterlagen zu
liefern. Es gibt zu dieser Tatsache - wir alle
lieben Tatsachen - eine sehr schöne ParaHele.
Wir haben heute schon gehört, daß bei der
Verteilul1lg der Mittel aus dem Wohnhauswie
deraufbaufonds Niederösterreich benachteiligt
wurde. Anfangs waren es 9 Prozent. Es ist
gesagt worden, daß die niederösterreichisohen
Untethändler - das ist hier in diesem Hohen
Hause :sogar zugegeben worden und wir
haben auch in der Landesregierung öfter dar
über gesprochen - mit Unterlagen zu den
Verhandlung'en gekommen sind, die nkht ge
stimmt haben und die daher der Anlaß zu die
ser offenbaren Benachteiligung Niederöster
reichs gewesen sind. Ein Kommentar dazu ist
wohl überflüssig. ZweifeHos hat schon seit
1945 eine gewisse Absicht bestanden, daß in
Niederösterreich nicht soviel hineingesteakt
wird. (Landesrat Stika: Das trifft nur beim
Wohnhauswiederaufbaufonds zu, während es
sich jetzt um den landwirtschaftlichen Wieder
allfbaufonds handelt!) Bei jenem haben Sie
gesagt, daß die Unterlagen nicht gestimmt
haben ,und bei diesem haben Sie gesagt, daß
die Unterl1agen nicht :gelief1ert \f!urden.

Und nun zu einem anderen sehr wichtigen
Kapitel, nämlich zu der T'ats'ache, wie in diesem
Budget dlie La;ndwirtschaft ,gefördert wird.
Ich erinnere mich noch ganz genau - erstens
ist das nur ein paar Tage her und zweitens
merke ich mir so etwas - wie Herr Landes
rat Müllner gesagt hat, daß das Budget auch
zur Förderung der Landwirtschaft beitragen
wir,d. Schaluen wir uns nun an, wie dazu bei
getragen wird. Da gibt es eine Post "Bei
träge zu den Kosten für agrarische Opera
tionen und ~ultj,vierungen", die im vorigen
Jahr 110.000 S betrug und nunmehr auf
140.000 S erhöht werden sol:1. Viel1eicht darf
ich mir .hier wiederum gestatten, Sie an etwas

zu erinnern. In diesem Hohen Hause, meine
Damen und Herren, sind einmal zwei Anträge,
und zwar je einer von den Koalitionsparteien
eingebracht worden, in welchen die Landes
regierungaufgefordert worden ist, ein Gesetz
vorzube.reiten, das Idie Zwangskümma:s:sieI1ung
vorsieht, damit endlich auch in Niede11öster
reich die notwendigen Kommaslsierul1'gen durch
geführt werden können. Die Ei!nbringung die
ser heiden Anträ1ge wlar 'a1uc'h von 'sehr 'schönen
Red!en hegleitet. Diese Anträge haben aber
das Schicksal aller Anträge dieses Hauses er
lebt. Wenn nun dieser Betrag }etzt um :nur
30.000 erhöht worden ist, dann kann man nicht
glauben, daß es jemandem Ernst ist, damit
wirklliche Förderungsmaßnahmen für die Land
wi>rtschaH durohzuführen. Es z'ei,gt dieSle Tat
sache auch, daß die im Hause eingebracMen
Anträge nicht ernst genommen werden können.

'Ferner ist im Budlget 'auch ein Betrag von
250.000 S für Besitz1festigung enthaIten. Es ist
klar, daß der Betrag an sich zu gering ist. Ich
bin aber mit diesem Betrag, wie ich schon
mehrmals erklärt habe, unter ,der Voraus
s-etzung einver.standen, wenn davon wirklich
nur ß-auern, di-e unverschuldet in wirtschaft
liche Not geraten sind, Subventionen erhailten,
nicht aber etwa nur Protektionskinder des
Bauernbundes.

Da'lllngibt es im Bud.get noch einen Posten
mit der Bezeichniung "Zur iDurchfüihrung der
künst!iöhen iBefruohtlung der Rinder und zur
Bekämpfung nidhtanzei1gep'flichüger, anstecken
der ~ierkmnkheit,en". Wir halben über dieses
Kapitel schon eine :Debatte bei der IBeschl<uß
fassung 'ÜJber das Tierzuchtför,derungsgesetz
gehalbt. ,In' dies,elill Gesetz ist eine Bestimmung
enthalten, die vorsieht, daß die Landesregie.
11ung duroh eine Verordnung Maßnahmen zur
Dmohfühmng der künst1>iIC''hen Befruchtung
treffen kann. Wir sind natüdkh da,g,egen, daß
dies im Verordnungswege gesöhieht. Aber wie
hat sich das nun ausgewir:kt? Es wirkt sich
das so aus, daß da 'Überhaupt nichts geschieht.
(Abg. Mitterhauser: Hoffentlich!) Die Mittel,
die da vorges1ehen sind -- in der Höhe von
275.000 S -, gehören also nur für die Ver
suchsanstalt. (Widerspruch bei der Volks
partei. - Abg. Mitterhauser: Es sind mehrere
Stationen da!) Nun ,gut, 'aber man müßte das
planmäßi,g durchführen_ (Abg. Mitlerhauser:
Das geschieht ja!)

Die Prämi-en 'für ilandwi'rtschaHiliche Di,en:st
nehmer sind von 130.000 S -auf 140.000 S er
hlöht worden, also um den ganz geringen Be
trag von 10.000 S.

Es gibt im Budget auch einen Posten für
"Schlädlingsrbelkätnlpfung" in der Höhe von
150.000 S. Vor einig,er Zeit konnte man im
"BauernbündIer",J;esen, daß die Gefahr bestieht,



daß- im näohsten Jahr ein guter Teil der Kar
toffelern te durc,h den Kartof'fel!käfer vernidltet
wind. Ich gllaube nun ni,cht, daß man mit diesem
Betrage die notwendige Bekämpfung wird
durchführen können. Es ist wohl davon gespro
chen worden, daß ein P,lan zwischen Bundes
regierung, Landesregi'erung und Kammer a'J~,

gearbeitet worden ist oder au~gearbeitet wer
den soll, aber etwas Konkretes ist nicht mit
gek'ilt worden. Die Gefahr ist s,ehrgroß,alles
ruft schon nach Abhi,lfe. Ich erla'libe mir daher,
den Antrag zu stellen (liest):

"Der Hohe Landta,g wolile beschließen:
In Anbdracht der Tatsache, daß im Jahre

1951 mit einem verstärkten Auftreten des Kar
toffelkäfers in Niederösterreich ,gerechnet wer
den muß, ist der Kredit für Schädlingslbekämp
fung (V. A. A. 731-71) ,auf eine Mi'l,lion
SchiUing zu erhöhen, damit eine umf,assende
und ausreiohende Bekämpfung des Kartoffel
käfers ermöglicht wird."

Und nun kommen wir zu einem anderen An
trag. Während der Beratung dieses Budgets
sind von vornher,ein, gemäß entsprechender
Vereinibarungen der Koalitionsl:Jadeien, alle
Anträge, die von kommunistischen Abgeord
net,e'll gesteilH worden sind, aibge/oehnt worden.
Wir selbst haibenaiber für eine :Reihe von An
trä,gen der ,AJbgeordneten anderer Parteien ge
stimmt, wenn wir sie für berechtigt hielten und
wenn i'hre Auswirkung einen fortsohritt bedeu
tet hat. Ich bin mirwO'hl über 'das Los dieser
Anträge vollständig im !klaren. Es gibt aber
einen Antrag von; unserer S,eite, der, wiewohl
er im Finanzaussohußabgelehnt worden ist ,im
Geg1ensatz zu allen anderen Anträgen über
raschend scihneH zum Zielle ,geführt hat. Heute
wä're er wa1hrsoheinilich auch abgelehnt wor
den. Es ist dies der 'Antrag, daß die Landwirt
schaftskammer die heuri,ge ISubvention von drei
Millionen SühiHi'n,g im vorigen Jahr Int
diese 2,500.000 S betragen - erst ausbezahlt
erhalten soll, wenn die ausständigen Jahresa'b
schlliÜsse, so 'wie es das Gesetz vorsieht, der
Landesregierung vorgelegt werden. Dieser An
trag hat IWrp. Sahluß der Sitzung des Finanz
ausschusses zu ziemlichen rDebatten geführt.
Die Führer der Koalitionsparteienhaiben rote
Köp~e bekommen, die sie zusammengesteckt
haben. Die Sozia'listen, vor allem der Herr
LandeshauptmannstelJvertreter Papp, haben er
klärt, daß sie nicht gegen diesen Antrag
stimmen~önnen, weil er die Einhaltung des
Gesetzes ven\.angt. Es war also ein kleiner
Wirrwarr. lEin p.aar Tage Ispäter ste,ht nun
der Herr Land'esmt WaHner auf ,und venkündet,
die LandwirtsohaHskammer habe geschrieben,
daß sie die Ah~chlüsse für 1948 vorgelegt und
die für 1949 bis zum Jänner vorlegen wird.
Warum geht ,es dell'll jetzt? Man kann sich

auch Gedanken darüber machen, Gedanken sind
:loch zollfrei. L'andesrat Waltner hat 'im Budget
ausschuß nach langem Hin und, Her gesagt,
er verstehe schon, daß der Genner das sehen
wolle, aber er s'ehe nicht ein, daß es der Papp
auch anschauen 'W'iJil. Daß ich das anschauen
will, darauf kommt es nicht ml, in diesem Falle
nicht und in Ikeinem anderen Faill, es kommt
vielmehr darauf an, daß auch die Landes
regierungund die Landwirtschaftskammer das
Gesetz einhalten müssen. Arbeiter und Bauern,
die das Gpsetz Iverletzen, werden eingesperrt,
und die Landesregierung und doi,e Landwirt
s,chaHskammer .aber haben ein Gesetz jahre
lang nicht eingehalten. Es ist ganz klar, wenn
die Landesregierung ernstlich darauf bedacht
gewesen 'wäre, so wären die Jahresabschlüsse
rechtz'eitig vorgelegen. Das 'S1iind Tatsochen. Ich
habe den Herrn Landesrat Waltner gefragt,
wann die AbschtJiisse in die Landesregierung
kommen. Ich muß sagen, ich weiß eigenHich
nicht, was er damuf gesagt hat. Bei IFrag'en,
ehe 'ihm nicht 'ganz angenehm sind, redet er ein
hißchen herum, so daß man dann noch einmal
fragen lllUß. Im Fina'nzausschuß hat d,er 'Herr
Landesrat Waltner 'erklärt, er sei mit der er
folgten Kriti,k ei'l1'VerstiilIlden, sie sei sehr erfreu
lich, aber sie riohte sich weniger gegen iihnund
,ein Referat, tals gegen den Herrn 'Finanzrefe
renten. Der Herr finanzreferent war zlufäHi,g
nicht anwesmd, weil sohließlich ja 'auch einmal
ein finaiIlzTleferent hil1'auslg,ehen muß. Ich ;gl,aube
aber, daß das Referat des Herrn Landesrates
WaHner dafür verantwortolich zu machen ist.

INun zu der Angelegenheit der Stipendien für
die Schüloer der bäuerlichen Fachschulen, die in
der Debatte al:ch schon eine gewisse RoHe ge
spielt ha:ben. Wir haben die Feststellung ge
macht - man kann das a'uch aus Plakaten er
sehen, di,e in den Dörfern draußen angle'bracht
wurden -, daßdrie ,bäuerlichen F,achschulen
zu wenig hesucht werden, was vor allem dar,auf
zurückzuführen ist, daß sehr viele kleine Bau
ern ihre Kinder nioht in diese Schulen, ,die mit
einem Internat 'verbunden sind, schicken :kön
n'en. Ich gl,auibe,an den Landwirtschaftssohullen
beträgt die Schul- und InkmatsgeibÜlhr für
einen Monat rund 270 S. Für einen kleinen
Bauern bedeutet das außerord.entlich vie1. Es
ist nicht so, daß die Bauern 'kein InteI1esse da
ran hätten, sich fortziUbilden, im Gegenteil, sie
haben großes Interesse daran, alber 'Sie haben
nic'ht die Möglichkeit daZlu. Es ist bei der De
batte auch gesagt worden, die Stipendien für
begabte Sohiü:ler an öHentliohen Schulen sind
relativ geringe!', als die Stipendien, die für
Schüler an den ibäuerli.chen f,achschulen einge
setzt sind. Ieh !glaube, daß nliilll e,inen 'Solchen
Vergleich nioht steHen kann, weil er vollständig
falsch ist. Denn es gibt viele begabte Leute
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aus der Arbeiterklasse, die nicht die ,Möglich
keit haben, zu studieren, es gibt aber auch
viele Söhne von kleinen Bauern, dellen Eltern
wollten, daß sie sich fortibiJ,dell, die aber auch
nicht die !Möglichkeit dazu halben. kh erlaube
mir daher, einen Antrag, den ioh im Finanz
aussichuß bereits gestel:1t haibe, zu wiederholen.
l~r lautet (liest):

"Der Hohe Landtag wolle beschließen:
In Anbetracht der auf finanzielle Schwieri,g

keiten zurücwg,ehenden Senk'ung der Sehüler
zahl in den bäuer:Jidhen Fachschulen ist eine
Erhöhung des Voranschlagansatzes 7420--öl,
Stipendien, aUlf 400.000 Svor~unehmen."

Man wird zugehen, daß aiuch dieser Beirag
nicht sehr hoch ist und keineswegs ausreichea
wird, die Bedürftigen zu befriedigen Ein Ab
geordneter !hat be~ügllioh der iErhöhung der
Stipendien ~ür begabte Schüler an öffentllichen
Schulen einen Antr,a,g gesteHt, daß die Landes
regierungaufgefordert wird, z'u prüfen, ob und
inwi'eweit eine Erhöhung des Postens "Stipen
dien" möglich ist. Ein anderer Ahgeordneter
hat wieder den Amtrag ,gestellt, daß die Lan
desregierung aufgdordert wird, zu übenprüfen,
ob und inwieweit es möglIich ist, eine Erhö
hung des Postens für Stipendien an Schüler
der bäuerI:ichen Fachschulen zu erreichen.
Diese Anträge si:r)'dgar niohts, weil! jeder das
Empfinden haben muß, daß hier 'ein Spiel ge
trieben wil1d. Die ,Anträ,ge der Kommunisten
müssen nämlich abgelehnt werden, weil sie von
Kommunisten gestellt worden sind, man kann
sie ahernicht einfach alblehnenund nichts dazu
sagen,deswegel1 steHen die ander,en die glei
chen Anträge. Ich 'weiß, daß si'e meinen An
trag aMehnen werden; ich habe ihn 'aber den
noch gesteHt und ich wiederhole, daß uns das
nicht hindern wird, Anträige, die wir für richtig
halten, ,und deren Auswirkung ei'nen Fort
sch ritt bedeutet, aucb in der Zukunft zu stellen.

Und nun noch zu einem anderen Kapitel.
Aus ,den bis1herigen Ausfühl'Ungen geht hervor,
daß immer wieder versucht wird, einen Gegen
satz z'wisohen Arbeiter und Hauer zu schaffen.
Wenn man nämlich verschiedene Grup'pen der
Bevölkerung, denen es schlecht geht, gegen
einander ausspielt, dann 'kann man sie 'leichter
VOll ihren eigenen Nöknalblenken und kann
beide !besser beherrschen. Schon in vergangenen
Zeiten ist aber von den Ba'uern immer wieder
gesagt worden, si'e hätten niohts ,gegen die Ar
beiter, sie seien doch selbst AJ1beiter. Dennoch
ist in den Jahren und Jahrzehnten vor 1934
immer wieder eine künsHiohe Kluft, ein künst
licher Gegensatz zwisohen Arbeitern ,und Bau
ern hervorgerufen worden. Mit ,aHen möglichen
Prophezeiungen und aHen möglichen Mitteln
ist diese Kluft von den Führern des Heimwehr-

faschismus, der an die Maeht Ikommen woHte,
zwischen den Bauern auf der einen Seite und

, den Arbeitern auf der andern Seit,e geschaffen
worden. Heute ist dwas ähnliehes ZiU beob
achten. Wir wissen, wie das damals ausgegan
gen ist und wir haben ET'fa:hrun,g darin, wie
gefährlich ein solches Spiel 'ist, um so mehr, als
eine sd1che Kluft nur künstlich erzeugt werden
kann, wei'\ es ,einen tatsächlichen Gegensatz
zwisohen den Arbeitern und der Masse der
kleinen und mittleren Bauern nicht gibt ,und
nicht gelben kann.

In diesem Zus'ammenhang will ich noch fol
gendes sagen: Es 'ist in der DehaHe eini'ge Male
davon gesprochen worden, daß unsachliche
Argumente gehr.acrht und persönliC'he Angriffe
gemaüht wurden. Es ist lauch davOin gesprochen
'Worden, daß man den kranken Landeshaupt
mann nicht persönlich angreifen soH. Ich :habe
schon damals gesagt, daß es mir Ileid tut, daß
der ,Herr Landeshauptmann nicht da ist, weil
es für mich etwas anderes ist, wenn ich ihm
von Angeskht zu lAngesicht etwas sagen kann.
Deshalb hesohrälJlke ich mich darauf, inur das
anzugreifen, was unmittelbar mit dEr Politik
seiner Partei z'u tun hat, für die er zwar nicht
allein verantworHich ist, aber mitverant1wort
lieh zeiohnet. üesha'lh schreie ich auch immer,
wenn der Landesrat Müllner hinausgeht, denn
man rkann besser reden, wenn er anwesend ist.
Ich g'laube fast, daß er nicht vor mir da,vonge
laufen ist, sündern vor den Angriffen der sozia
listisohen Kollegen. Es ,hat nämlich inden
letzten Tagen eine sehr ernste Sache gegeben.
Während des Streiks der Arbeitersohaftist ein
Erlaß oder eine Kundmachung des Landes
hauptmannes hinausgelangt, daß zur Stärkung
der Pdliz!ei Formationen gebildet werden soll
ten. Das hat nicht 'viel Erfolg gehabt, es ist
aber dennoch Tatsache.leh möchte nicht viel
darüber sagen, :aber die Lage im Dorf ist heute
anders, als sie es einmal war, ganz anders bei
spielsweise, !als sie es 'vor 1934 gewesen ist. Die
große Masse der Bauern ist nicht mehr für eine
Spaltung des Volkes, die verderblich ist lind
schon einmal zum Bürgerlkrieg geführt 11at. Die
großf Masse der Bauern wiJil den Frieden im
Lande. Sie woBen den frieden, weil] sie den
Frieden ibrauchen, wenn sie üiberhaupt leben
woHen. Das war auch der Grund, warum die
gegentei,]Ij,g'e Propaganda heute viel weniger
Erfolg gehabt hat, als die ,gleiche Prop,a,gand,a
vor 1934 hatte.

Wir sind daher der Überzeugung, daß ,\illCh
im Dorf die Zeit nicht stillsteht, sündern daß
einmal die Zeit ikommen wird, wo der Antrag,
derill di:esem huhen Landtag angenommen
wurde und der die Bodenreform behandelt hat,
durchgeführt wird und nicht mehr länger
irgendwo vergraben bleibt. Es wird die Zeit
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kommen, wo Arbeiter und Baruern ihr Geschick
gemeinsam in die Hand nehmen werden.

3. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt eier
Herr Aibg. Gutseher.

Abg. OUTSCHER: Hoher Landtag! Mein
Herr Vorredner hat erwähnt, daß die öster
reichische Bauernschaft das Bestreben hat,
mehr zu produzieren und sich weiter zu ent
wickeln. In dieser Beziehung muß ich und
das werden auch alle meine Kollegen tun 
ihm recht geben. Wir wollen, ob Klein-, Mit
tel- oder Großbesitzer , zugunsten unseres Vol
kes produzieren, lum für unser österreichisches
Volk einen Lebensstandard zu schaffen, der
sich i'n rallen üb6gen Ländern, die uns um
geben, sehen ,lassen kann.

Zur Steigerrung der österreichischen land
wirtschafHichen ProduUion gehört aber di'e
Ffiuchtbarmachung von t'ausenden 'und 'tausen
den Hektar versumpften Ackerbodens durch
Entwäserung. Wenn wir durch die Felder
unseres schönen 'Heimatlandes gehen, dann
sehen wir oft ein Sumpfgebiet oder gar einen
kleinen See. Oft sehen wir in einer Niederung
alles herrlich angebaut und die felder herrlich
bestellt. Einige Wochen darauf sehen wir
aber, daß nur ein kleiner Niederschlag die
Arbeit des Bauern zlunichte gemacht hat, weil
von unten das Wasser gekommen ist und die
Saat fiUiniert hat.

Allein im Jahre 1950, also im heurigen
Jahre, lagen 200 Neuansuchen wegen Ent- und
Bewässerungen vor. Von 62 Objekten sind
Objektsaufnahmen durchgeführt worden, für
51 Objekte si'nd Projekte mit einer Bausumme
von 23 Mi:1lionen Schilling ausgearbeitet wor
den. In 54 Gemeinden ist eine fläche von
3100 Hektar bereits fertig entwässert, es wur
den also 3100 Hektar unfmchtbares Gebiet
in wertvollen Boden umgewandelt. Die Bau
kosten ,dieser Entwässerungen betrugeil
18,2 Millionen Schilling. Gegenüber dem Jahre
1949 bedeutet das eine Ausgabensteigerung
um 60 Prozent. für 1951 haben wir leider für
diese Budgetpost nur um 10 Prozent mehr ver
anschlagt, arls im Jahre 1950 verausgabt
wurde. Wenn wiir die Lohnerhöhungen und
Nachziehverfahren i'n Betmcht z'i,ehen, so wäre
doch mindestens eine Erhöhrung von 23 bis
25 Prozent edorderlich. Die Notwendigkeit
dieser Arbeiten ersehen wir schon daraus, daß
durch sie d~r Landwirtschaft rdie Möglichkeit
gegeben wird, sich immer mehr und mehr
selbständig zu machen und immer mehr und
mehr zu produzieren.

Entlang ,deI; Bahnstrecke Klosterneuburg
Tulln sehen wir ·auf der linken Seite so
manches nasse feld. Einige hundert liektar
warten dort schon dringend auf Entwässe-

rung. Ich möchte daher einen Resolutionsan
trag einbringen, der lautet (liest):

"Die niederösterreichische Landesregierung
wird aufgefordert, a!lles zu veranlassen, daß
die Entwässerungsarbeit,en im östlichen Tull
nerfeld im Jahre 1951 ehestens in Angriff ge
nommen werdeil."

Bei die2er Gruppe 7 möchte ich noch über
die künstliche Befruchtung zur Tierseuchenbe
kämpfung einiges sagen, weil der Herr Vor
redner erwähnt hat, daß diesbezüglich nichts
geschieht. W'ir haben eine wunderbar funk
tionierendc Deckstration in Lichtenwörth, eine
zweite in Hohenrwart'h und eine dritte in
\X1ieselburg an der Erlauf. Diese Stationcn
funlktionierell so, wcnn heUlte in der kleinsten
Ortschraft irlgendc1ine Deckseuche 'vom Tier
arztfest'ges!tdlt wird, 'd'aß die näohsthe,gend'e
Station davon sofort teleprhonisc'h verstäln
digt wird, und daß in späte:st1el1's zwei Ta!gen
der künstliche Samen zur Befruchtung der
Muttertiere bereits in diesem verseuchten Ge
biet ist. Daß der Aufbau so rasch gegangen
ist und so klaglos funktioniert, ist zum großen
Teil ein Verdienst der 'rüederösterreichischen
Landwirtschaftskammer, die da beispielgebend
gewirkt hat und die ohne vorher von irgend
einer Seite gleichsam einen .Rippenstoß zu be
kommen, aus eigener Initiative diese Deck
stationen errichtet hat. (Zwischenrufe des
Landesrates Graner.) Mein lieber freund,
warten Sie nur, bis Sie einmal einen Rippen
stoß von einem Stier bekommen, 'vlielleicht wer
den Sie dann begf'eifen, was es heißt, >Bauer zu
sein. (Ruf: Er ist ja keiner!) Aber wenn Sie
wollen, können Sie mir einmal melken helfen,
vielleicht sehen Sie dann, wie schwierig die
Arbeit des Bauern und der Bäueriin ist. Ich bin
überzeugt, wenn die Kuh sich zum erstenmal
erlaubt, über Ihr verehrt'es Maul zu fahren,
stehen Sie auf, nehmen den Schemel, 'Schmeißen
ihn weg und gehen weg von der Kuh.

Wir haben hier noch eine sehr wichtige
Post, und das ist die Tbc-Bekämpfung beim
Rinderbestand. Diese Bekämp'fung ist für die
Landwirtschaft sehr wichtig und vielleicht noch
wichtiger für die gesamte Bevölkerung Öster
reichs. Denn wenn die Landwirtschaft in ihrer
Milchproduktioil Milch erzeugt, die von tbc
kranken Kühen stammt, ist das Kleinkind
immer wieder in Gefahr, von ,dieser Mi1ch
tbc-krank zu werden. Die Landes-Landwirt
schaftskammer hat Mitte Oktober die ersten
V'ersuche für die Reihenimpfut1lgen durch
geführt, und zwar in fast allen Zuchtgebieten.
Wir haben 'lnit dem bodenständigen Braunvieh
angefangen 'und haben vom ,fleckvieh im Wald
viertel bereits Ergebnisse von diesen Impfun
gen vorliegen. Die Ergebnisse von der Blond
viehimpfung sind noch nicht eingelangt. Die

$i
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Ergebnisse würden Sie vielleicht interessieren,
wei:l man ,aHgemein der Anschauung 'ist, ,daß
die Rinderbestände ohnehi'l1 gesund :sind 4nd
weill Sie sich, wenn ich Ihnen die Statistik be
kanntgebe, fragen werden, wieso es mög]ich
ist, daß derart erschrec~ende Krankheitsziffern
aufscheinen können. Da möchte ich Ihnen
gleich vorweg sagen, daß im Jahre 1945 die
Ställe zum größten Teil ausgeplündert waren,
und daß die Auffüllung der Ställe hauptsäch
lich nur durch Inzucht ,und Eig:enzucht mög
lich war. Dadurch wurden die Tiere natürlich
für die Tuberkulose besonders empfindlich. Ich
gebe Ihnen nun eine kurze Statisük: Im Mur
bOidenz'ucMge'b<iet wu:rden 16 lBütri,ebe kontrol
liert. Von 253 Tieren waren 65 Prozent ge
sund, 29 Prozent anfälhg. Beim Braunvieh
waren von 209 Tieren 40 Prozent gesund;
beim Blondviehhaben wir menkwürdigerweise
das schönste Ergebnis. Da waren nämlich bei
50 Betrieben im Waldiviert'el 91 Prozent ge
sund 'und nur 6 Prozent krank Das boden
ständige Vieh ist also am meisten widerstand's
fähig gegen die Tuberkulose. Die Landwirt
schaftskammer gibt sich die größte Mühe,
die Krankheiten aus den Ställen der nieder
österreichischen Bauernschaft auszumerzen. Sie
wird keine Opfer scheuen, damit wir in den
nächsten Jahren wieder eine gesunden Rinder
stand in den Ställen haben, um unserer Bevöl
kerung 'gute lund ,gesunde Milch zur Ver,fügung
steHen zu können. (Beifall bei der Volkspartei.)

P,RÄSIDENT: Zum Worte gelangt der
Herr Abg. K re i ne r.

Abg. KREINER: HoherLandtag! Gestatten
Sie mir ganz kurze Bemerkungen zur
Gl'uppe 7. Ich möchte Sie auf efwasaufmerk
sam machen, das meiner Meinung :nach Auf
merksamkei,t verdient. Aus Statistiken ersehen
wir, 'daß in Niederösterreich die Brandschäden
in den l'etzten Jahren in einem unerhörten
Maße angestiegen sind. Im Jahre 1948 zum
Be'ispiel :gab es 695 Brände, die einen Sach
schaden von 13,5 Millionen Schi:Jling verur
sacM haben. Im Jahne 1949 gab e"
1328 Brände, und der Sachschaden betrug
23,5 Millionen Schilling. Im Jahre 1950 ist
ein weiteres Ansteigen dieser Brände zu ver
merken. Ich könnte Ihnen an Hand von
Statistiken und Tabellen nachweisen, auf
welche Ursachen diese Brände zurückzuführen
waren und wie sie sich langsam 'zu 'einer ent
setzHchen Gefahr für unser Land entwickeln.
Es gibt in Österreic'h Bundesländer, die so
genannte Brandverh'Ütungskommissionen ins
Leben gerufen 'haben, denen sie 20 bis 25 Pro
zent der Feuerschutzsteuer zur Verfügung
stellen. Diese Kommissionen ,greifen bei den
Bezirkshauptmannschaften und den Feuer-

wehrkommandos 'beratend ein, um den Brand
katastrophen und deren Ursachen an den Leib
zu rücken. Ich glauhe, es ist auch in Nieder
österreich höchste Zeit, daß das zuständige
Referat dieser bedrohlichen Entwicklung ein
Augenmerk 'Zuwendet. Ich weiß, daß in abseh
barer Zeit eine Ver'sammlung dieser Brand
verhütungskommission stattfinden wird. Damit
wir dieser Kommission, wenn sie gebildet wil'd,
auch einig,e Mittel zur Verfügung stellen
können, erlaube ich mir, zu diesem Kapitel
einen Antrag z'u steHen (liest):

"Die Landesregierung wird ermächtiigt, aus
den Eingängen der Feuerschutzsteuer einen
Betrag von 100.000 S zur Verfügung der
Kommission für Brandverhütung in Nieder
österreich abzuzweigen."

Das ist die eine Sache. Nun gestaHen Sie
mir, ohne ironisch zu wel'den, doch noch ein
paar emste Worte zu einer zweiten Sache ,in
dieser Gruppe. Es war mir beschi'eden, im
Finanzausschuß die Aufmerksamkeit des Aus
schusses auf einen gewissen :gesetzlos"en Zu
stand zu lenken, der in den Bezi'ehungen
zwischen derniederösterreichischen 'Landes
regierung und der Landwirtschaftskammer in
den letzten Jahren fest'zustellen war. Ich habe
die Aufmerksamlkreit auf 'ein 'Gesetz aus dem
j.ahre 1923 Ig1e!wkt, ,das bi:ndend festlegt, wann
und unter welchen Umständen die Landwirt
schaftskammer von der Landesregierung für
g'ewisse Dinge subventioniert wird. Diese
Zweckbestimmungfn sind im § 1 dieses Ge
setzes in neun Punkten zusammengefaßt In
diesem Gesetz ist aber auch kurz und bündig
ausgedrückt, daß, wenn die Landwirtschafts
kammer von der Landesregierung Subven
tionen, die immerhin MiHionenbeträ,ge aus
machen, erhält, di,ese Landwirtschaftskammer
Rechnung 'Zu legen und Voranschläge zu
untel'breiten hat. Der'§ 2 dieses Gesetzes sagt
hier klar und eindeut.ig (liest): "Die Landwirt
schaftskammer hat bis längst,ens 31. Oktober
jeden Jahres der Landesregierung einen Vor
anschlag und einen Verteilungsplan vorzu
legen. Die Landesregierung hat diesen zu
üherprüf,en und beantragt, im FaHe der Ge
neh:migung die Beistellung der erforderlichen
Beträge im Landesvoranschlag für das kom
mende Jahr. nie vom Landtag bewilligten
Beträge werden der Landwirtschaftskammer ,in
Viertel jahresraten 'Überwiesen."

Wir haUen im Finanzausschuß darüber eine
sehr lebhafte Diskussion, und es freut mich,
,daß uns Landesrat Waltner, sicherlich auf
Grund dieser Diskussion, schon in den ensten
Tagen dieser Budgetberatung mit,geteilt hat,
daß die Landwirtschaftskammer Rechnungs
abschlüsse für einige dieser Jahre gdegt hat
und, wie ich höre, auch Voranschläge für die
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kommende Zeit unterbreiten wird. Ich darf ,hier
im Namen meiner fraktion eines sagen: In
unseren Reihen damit wir alle Mißver
ständnisse klären ---- denkt niemand daran,
dem Bauern das vorzuenthalten, was er
benötigt. Es denkt auch niemand daran, der
Landwirtschaftskammer Mittel 'vorzuenthalten.
Was wir als Gesetzgeber aber wollen, ist,daß
die gesetzlichen Bestimmungen auch eing~

halten werden. Der Herr Landesrat Waltner
hat also mitgeteilt, daß ,dieser gesetzlichen
VerpflicMungRechnung getragen wurde. Ich
bin überzeugt, daß die Landesr,egrierung in
einer ihrer nächsten Sitzungen sicher diese
Rechnungslegung der Landeslandwirtschafts
kammer überprüfen und auch ,gen'Cihmig,en
wird.

Meine Herren! fassen Sie meine Ausfüh
fUngennicht als eine Spitze gegen den
Ba,uernstand auf! Es ist in diesem Hause
schon gesagt worden, daß jeder Bürgermeister
über das, was er zuget'ciit bekommt, Rechnung
legen muß. Wir sind der Meinung, daß das
ric,htig ist, und wir bitten, dafür zu sor'gen,
daß wir im nächst,en Jahr bei dren nächst
jährigen Budgetberatungen nicht neuerlich
diese frage werden zur Debatte stellen
müssen.

Weil hier VOll anderer Seite über das Ver
hältnis von Arbeitern und Bauern gesprochen
wurde, möchte ichab:schließend einen Satz
sagen: Wenn vo'n der freiheit und von Demo
kratie geredet wird, dann steHen wir dazu fest,
wir wollen, daß der friede und die Demokmtie
in diesem Lande aufrechterhalten wird, und
wir wollen dafür sorgen, daß der Arbeiter
kein Stachanowarbeiter und der Bauer kein
Ko1chosenarbeiter wird. (Beifall bei den Sozia
risten.)

3. PRÄSIDENT: Abg. Te s a I' verzichtet
auf das Wort. Zum Wort gelangt ,der Herr
Abg. Tat z b e r.

Abg. TATZBER! Hoher Landtag! Ich habe
bereits in der Generaldebatte in meinen Aus
fü,hrungcn unter anderem auc1h über die Land
wirtschaft gesprochen. Ich will hier bei der
Debatte über ,die Gruppe 7 etwas näher darauf
eingehen.

Wenn ich schon in der Generaldebatte davon
gesprochen habe, daß wir alles unternehmen
müssen, um eine gesunde Basis für die Land
wirtschaft zu schaffen, um die wirtschaftliche
Stabilität in unserem Öskrreich zu sichern, so
will ich dazu feststellen, daß wir da schon bei
der Bildung ,der bäuerlichen Jugend anfangen
müssen,

Im vorliegenden Voranschlag sind große
Oeldheträge für die bäuerliche Jugend vor
gesehen. Wenn wir 'uns aber dafür inkr-

essieren, wie dieses OeM verwendet wird und
welche Erfolge wir damit erzielen, dann
müssen wir feststelle'n, daß das eine sehr
betrübliche Sache ist. Wir müßten 'vor allem
alles unternehmen, damit die bäuerlichen
Berufsschulen wi.rklich zum Aufstieg 'unserer
Landw.irtschaft beitragen. Wir müssen aber,
wenn wir uns die Tatsachen vor Augen halten,
feststellen, daß diese Berufsschulen immer
schlechter besucht werden. Ich möchte an ,die
bäuerlichen Vertreter dieses Landes appel
lieren, alles zu unternehmen, um die bäuerliche
Jugend wieder in diese Schulen zu bring,en.
Es geht nicht an, daß das Land auf der einen
Seite so große Beträge ausgibt, und daß auf
der anderen Seite die Schulen ihren Zweck
nicht erreichen.

Ich wiH Ihnen da nur einige Zalüen nennen.
In rB ruck an der Leitha besuchten im
Jahre 1949/50 15 SchüleT die dortige bäuer
liche Berufsschu'le. Heuer sind es neun
Schüler. Im Jahre 1949/50 kam uns eIn
Schüler auf 41166 S. Das sind nur die Aus
gaben, die dem Lande erwachsen, in Wirklich
keit sind es noch viel gr'Ößere Beträge.

In Tulln sind die Verhältnisse anders. Viel
leicht sollte es überall so sein wie Ül Tulln.
In der bäuerlichen Berufsschule in Tulln
hatten wir im Jahre 1949/50 in zwei Jahr
gängen 39 Schüler. Ein Schüler kommt hier
nur auf 456 S. Das wäre unter Umständen
ein erträglicher Zustand.

Wenn wir feststellen, daß in ganz Nieder
österreich nur 344 Schü'ler die landwirtschaft
lichen fachschulen besuchen, dann ist das so
betrüblich, daß ich mich beinahe schäme, dies
hier vorbringen zu müssen. Wenn es ,unsnicht
gelingt, diese Zahl zu steigern, dann erhebt
sich die frage, wie wollen wir es verantwor
ten, daß hier so große Beträge im Voranschlag
eingesetzt sind. Ich will nicht sagen, daß keine
landwirtschaftliche Jugend vorhanden ist, oder
daß vielleicht die Not zu groß sei, daß die
Jugend die Schule nicht besuchen könnte. Es
gibt 'ja Stipendien und dergleichen mehr. fer
ner ist der Standort der Schulen so, daß sie
ein großes Einzugsgebiet haben, und daß sie
inmitten von Gebieten liegen, wo ringsum die
BauerndlÖder sind, so daß der Weg zur Schule
nicht so weit ist. Aber es ist eine andere
Sache, die den Schulen den Todesstoß gibt,
und das ist unser Ländliches Fortbildungs
werk. So gut es gemeint ist, häH es doch die
bäuerliche Jugend ab, in den Haurptort der
Gegend oder des Bezirkes zu gehen und dort
die Schule ZIU besuchen, weil ja die verschie
denen Lehrkräfte ins Dorf hinaluskommen.
Durch das Ländliche fO'rtbildungswerk wird
die bäuerliche Jugend auch nicht den zehnten
Te:ildes Wissens erlan'gen, das sie in der
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bäuerlichen fachschule von fachkräften erhält
Wir müssen feststellen, daß ein Agrari1ngenieur
oder ein Doktor der Hochschule für Boden
kultur ,anders lehren wird. In den bäuerlichen
f achschrulen wiI1d Praxis ,und Theorie betrie
ben, denn :hei den Schulen ist ja gewöhnl1ich
ein landwirtschafHicher Gr1undbesitz dabei. Sie
~ehen also, daß auf diesem Gebiet vieles nach
zuholen ist. Wenn wir nun sehen, daß trotz
sinkendem Schulbesuch die Aufwendungen bei
den landwirtschaftlichen Schulen im' Voran
schlag 1950 gegen das Jahr 1949 um 37 Pro
zent, bei den gewerblichen fortbildungs
schulen um 35 Prozent gestiegen sind und im
heurigen Voranschlag bei den bäuer'lichen
fachschulen eine St6geflung um fJ9 Prozent
und bei den gewerblichen um nur 30 Prozent
sich ergibt, so müssen wir feststellen, daß wir
dann auch die Verpflichtung haben, diese Be
träge wil'klich nutzbringend für unsere bäuer
liche Jugend anzuwenden. Darum glaube ,ich,
Hohes Haus, daß wir auf dem Gebiete noch
etwas nachholen werden müssen, und daß
alles da ranigesdzt werden muß, 'umd'en der
zeit'igen Zustalnd aus der Welt zu schaUen.

Ich will noch an die Worte des Herrn Lan
desrates Genner bezüglich der künstlichen Be
fruchtung anknüpfen. Nach den Berichten, die
uns gestern die fachleute der Landwirtschafts
kammer bei der Vollversamnüung erstattet
haben, ist das Ergebnis bei der künstlichen
Befruchtung nicht besonders gut. Wenn Nie
derösterreich über einen gesunden Viehstand
verfügt, wird man wahrscheinlich mit der
künstlichen Befruchtung aufhören müssen. Es
wird dann unter Umständen im Voranschlag
nUr mehr ein Sicherheirtshetrag für den fall
eingesetzt s6n, daß wir ZUr Bekämpfung von
etwa auftretenden Seuchen Gelder zur Ver
fügung stellen können. Es hat sich erwies2n,
daß wir für die künstliche Be'fruchtung unge
heuer viel Stationen brauchen würden, denll
der Samen hält nicht weiß Gott wie lange Zeit
an und .ist in kürzester Zeit unfruchtbar.

IBezüglich .der Meliorationen und Kommas
sierungen möchte ich sagen, daß ei'n Antrag
eingebracht worden ist, der die NovelIierung
der f,Jurverf'assung fordert. Wenn wir aber
in den Ämtern, die damit beschäftigt sind,
herumkommen und draußen am flachen Lande
nachsehen, so sehen wir, daß wohl sehr viele
Anträge zur Durchführung von Meliorationen
und Kommassierungen vorliegen, daß aber tat
sächlich noch nichts durchgeführt wurde. Aus
der Kannbestimmung muß daher eine M\ßbe
stimmung werden. Wir erhalten doch aus der
ERP-HiHe für diese Arbeiten Mittel und trotz
dem müssen wir bemerken, daß momentan
nichts geschieht. Derzeit ist die Situation nur
so, daß unsere fachleute auf diesem Geb'iete

mit Anträgen bis über den Kopf eingedeckt
sind.

Nun möchte .ich noch kurz zum Höferecht
sprechen. Dadurch soH nämlich - es ist vo:'
derhand ja noch kein Gesetz, sondern nur ein
Vorschlag - etwas äihnliches in Österreich
en tstehen wie das deutsche Erbhofgesetz. So
wOihl die LandwiTtschaftskammer, als auch
die Bezirksbauernkammern haben sich damit
beschäftigt und ihre Gutachten abgegeben
Natürlich wiI'd das Höferecht im Nationalrat
beha'lldelt werden müssen, denn es ist ein ein
schneidendes Recht, das tief in das österreichi
sche [rbrecht eingreift. Es werden verfas
sungsmäßige Bestimmungen notwendig sein,
vieHeicht wird auch der Landtag im übertra
genem Sinne hier etwas damit zu tun haben.
JedenfaBs darf es kein Erbhofgesetz werden.
Es darf nur den Zweok verfolgen, daß die
Höfe nicht zerteilt Werden und es darf aber
nicht so wie dias ,crbho'vgesetz der Nazi ver
langen, daß a.uf einen Hof immer nur der
Meier und wieder der Meier Anspruch hat. Es
8011 vielmehr so siein, daß auch, wenn nur
eille Tochter vorhanden ist, der Hof in der
familie bleibt. Es ist schon etwas Wahres
daran, daß wir diesbezüglich aBes untenneh
men müssen, denn davon hängt auch die Pro
duktivität unserer Landwirtschaft ab. Es darf
nicht heute, morgen oder übermorgen ein Hof
nach dem a'nderen zertrümmert werden, weil
damit immer mehr kleine Wirtschaften mit g'f:
ringerer Produktivität geschaffen werden. Ich
wollte das vorbringen, damit das Hohe Ha,us
auch auf diesem Gebiete weiß, was sich tut
und unter Umständen vorbereitet.

Ein Wunsch unserer Fraktion wäre auch
eine Altersversicherung für den Landw,irt.
Gerade beim Höferecht, wo der BaueT ge
wissen Schwierigkeiten und Belastungien aus
gesetzt ist, ist es notwel1'di,g, daß für seül Alter
vorgesorgt wird. Wir müssen mit dieser
Altersversicherung erreichen, ,daß der junge
Bauer bis zur Übernahme des Hofes nicM erst
warten muß, bis er selbst seho'n ein alter
Mann ist, weil der Vater den Hof nicht früher
übergehen kann. Wir wollen mit dieser AJt;ers
versicherung erreichen, daß der B,auer, wenn
er ein entsprechendes Alter erreicht hat, einen
gesicherten Lebensabend vor sich hat und
der junge Bauer in seine fußstapfen treten
kann.

Ein besonderes Augenmerk müssen wir der
Schädlingsbekämpfung zuwenden. W.ir haben
besonders in der Umgebung Wiens die K,ar
toffelkäferplage. Diese rist für die Landwirt
schaft sehr schädlich,ul1'd ich glaube, hier
an f-Ierrn Landesrat WaltneT appellieren zu
müssfn, daß er alles unternimmt, was not
wendig ist, damit wir dieser Plage Herr
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werden. Hoffen wir, daß uns der Kartoffel
käfer im kommenden Jahr nicht übermäßig zu
schaffen macht. Bei uns in! Brucker Bezirk ist
er bereits aufgetaucht, und wir werden sehen,
wie er sich im kommenden Jahr entwickeln
wird. Ich mache darauf a'ufmerksamdaß die
Bekämpfung des Kartoffelkäfers ries{ge Mittel
verlangt, und es wird für den einen oder
anderen Landwirt sehr schwer sein, diese
Mittel selbst aufzubringen. Wir haben bereits
gesehen, daß die Bekämpfung der Kartoffel
käfer auf einem gar nicht großen Stück Feld
90 S kostet. Das ist immerhin ein Betrag der
in die Waagschale fäIH und ich glaub~,' auf
dem Gebiete muß der Landtag und die Land
wirtschaftskammer vorsorgen. Unter Um
ständen muß diese Schädlingsbekämpfung von
Staats wegen durchgeführt werden.

Es gäbe zu dies,er Gruppe noch sehr viel zu
sagen, ich will aber angesichts der vorge
schrittenen Stunde mit einem Wort schließen:
AUe Beträge, die in diesem Kapitel für die
Förderung der Landwirtschaft vorgesehen
sind, müssen derart eingesetzt werden, daß sie
nicht umsonst, sündern zum Nutzen der öster
reichischen Landwirtschaft angewendet werden.
(Beifall bei den Sozialisten.)

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt der ,Herr
Abg. F r3nz Müll ne 1".

Aibg. Fr.anz MÜLLNE!R: Hohes Haus! Die
Gruppe 7 ist derart umfangreich und vielge
staltig, daß ioh mich nur im Teh:grammsti'1
über den einen oder anderen Punkt äußern will!.
Ich glaube übrigens, es wird noch der eine
oder andere KoHege daz'u sprechen. Ich wil.J
mich den Ausfühmngen des Abgeordneten
Gutscher ansClhließen und ,ebenfaUs die Not
wendigkeit der ,Enlwässerungen betonen. Wir
wissen, daß noch tausende Joch Grund zu
entwässern sind. Im Budget ist der Betrag für
Entwässerungen um 400.000 S höher einge
setzt als im Vorj,ahr. D3s wird die Bauern
schaft sicherlich sehr begrüßen. Wir wissen,
daß wir diesbezüglich mit Arbeit Wühl 'ganz
eingedeckt sind, es fchltaber an den notwen
digen Technikern. 'Hier wäre a,lso zuerst der
H,ebel anzusetzen, daß faoh'leute in einer An
z~lhl eingestellt werden, die a'usreicht, um
r,1scher arbeiten zu können.

Die Notwendigkeit der Schädlingsbekämp
fung wurde von meinem Herrn Vorredner be
reits unterstrichen. für das Jahr 1951 ist eine
große Maikä'ferinvasion vorausgesagt. Wir
w:ss-en aherauch, daß 'heuer auch die Kartoffel
käfer 'besonders in den Rand'gehiden Nieder
österreichs sehr stark auftreten werden. Der
vom Lande zur Heikäilllpfungausgeworfene Be
trag von 600.000 S erscheint viel zu gering.
Hierzu kommt aHerdings der Betrag von

h50.000 S, den die Landwirtschaftskammer als
unsere BerufsiVertretung ausgeworfen hat.
Dieser Betra,g stammt von der Subvention des
Landes an die Kammer. S,j,e sehen also, meine
sehr verehTten Herren, daß die Zuwendungen
des Landes an die Kammer kein hinausgewor
fenes Geld sind, es ist 'vielmehr ein Geld, das
gutal1'gelegt ist 'Uind gute Früchte bningt.Es
is,t dalher falsch, wenn man immer und immer
wieder den B'auem diiese Su'bventionenan di,e
Kammer vorwirft.

Vergessen Sie nicht, daß gerade Niederöster
reich, lII1sereengste Heimat, von den Kriegs
furien am meisten! betroffen wurde. Durch die
Engstirniglkeit der dailll ä'li gen Machthaber, ja
man kann sagen, durch einen an Wahnsinn
grenzenden Größenwa1hn, wollte man noch im
Jahre 1945 den Krieg nicht 'beenden, so daß
bei uns nicht nur die Städte vernichtet wurden,
sondern auch der Besitz der gesamten Bauern
schaft in Österreich, ganz besonders aherin
Niederösterreich. Wir halbe'll Balllern, die vor
1945 sechs- und achtgäng'ige Gespanne von
Zugpferden und im StaIl 30 und 40 Kühe
stehen hatten, heute aber hahen sie erst vier
oder fünf Kuhschwänzeim Stall. Es besteht
kein Zweif,el, daß auch auf diesem Gebiete der
Wiedemuflbau einsetzen muß. leh darf hier mit
tei'len, daß im Zuge dieser Art des Wiederauf
baues bereits 74 MiUionen SchiiHingan die
Bauernschaft zur Auszahlung gelangten.

Wenn wir die Frage skllen, wer neben un
~erer braven Arbeiterschaft im Mai 1945 an die
Arbeit gegangen ist, so können wir antworten,
daß es der 'bodenverwurzelte, der schollenlreue
Bauer war, der, unter dem Kanonendonner
noch, die Gefahr nicht scheuend, seinen Pflug
ergriffen hat und seiner Ar1beit nachging. Lei
der war man hier sehrul1'verständigllnd hat
immer wieder, besonders in den 1etzten Mona
ten und Wochen, den Bauern in der unHätig
sten Art und Weise in den Kot zu zerren VC1"

sllcht. Nirgends kam es so deutlich zum Aus
druck, wie gerade jetzt vor ein paar Monaten
beim internationalen Agrarkongreß in Straß
burg, bei dem 20 europäische Länder mit 200
Organisationen verschiedenster Nationen ver
treten waren, daß Österreiohs Landwirtschaft
jm V2rgleich zu den anderen Ständen äußerst
stidmütterlich behandelt wird; jedenfalls ist sie
viel sc1hlechter daran als 'd'ieLaJllld'wi'l'tschaft in
aUen anderen dort vertretenen Ländern. Gleich
zeitig wurde ,bei diesem Kongreß aber auch an
eIikannt, daß unsere Landlarbeitersoh'aft im Ver
hältnis zu doen Landarbeitern anderer Länder
nicht g'erade zu den soziaJpol>iNscham 'Schlech
testen 'g'cstdlten Arbeitern Z'H zählen ist. Das
soll ,uns zu dien~en gehen. Es soll also niemand
über die der Bauernsc'h'aft zur Verfügung

,



stehenden Beträge erschrecken, denn WH wür
den noch weit mehr Hilfe vertriagen.

Nun ein paar Worte zu den Agrarsena~en

des Landes, zu den agrarischen Operationen
und zu den Oüt,erwegen. f.ahren Si,e einma'l
hinaus, meine sehr v,ere:hrten Herren, und sehen
Sie sich einma:l an, wie sich unsere iBer,ghauern
schinden und raOkel'l1 müss'en, wie sie sich ab
zumühen haben, 'wenn sie im Sommer auf
schlechten 'Wegen mit den Leiterwa,gen zu ihren
Genossenschaften oder zum Lagerhaus fahren
uno wenn si'e dann ,aU'~ Iden gleichen schleahten
Wegen wieder mi,t mit Müh1lenprooukten und
futtermiUeln vollbeladenen W'agen nach Hause
fa'hren. Darunter :leidet der g,anze Wagenpark,
aber auch das 'vÜ'nunserer B,aueT'nschaft so
schwer ,erwirtschaftete Zu,gv,ielh. Daher verlan
g,en wir foroiel'ung des A,usbaues von Güter
wegen und daf'ür ißereitstelllung der nöügen
Kredite durch di,e Landesregierung.

Die Gruppe 7 enthält auch das landwirt
schaftliche Schulwesen. Hierzu noch einige
kurze WiOfte. Hier in diesem Hohen Hause
sind in den letzten Tagen die Worte gefa,nen
-- ioh gllaube, es war in der Generaldebatte 
daß ein Schüler in einer solchen Schule
19.000 S i'ährlich kostet. 'Meine sehr verehrten
Herren, das glauben Sie dooh selbst nicht, und
das kann nur ,auf einem Irrtum berUihen. Ich
habe mir vom Referat die ,genauen Unterlagen
besorgt. Nach di,esen beträgt das ordentliche
Erfordernis für di,e bäuerlichen fachschuJ.en
r,und 10 ,MiHionen SchiJ1iling, die ,Einna;hmen be
tragen 3,3 MHlionen SchiUing, so daß der
NettoaufwandJ 6,7 Millionen Schilling alusmacht.
Dieser Nettoaufwand durch die angenommene
Schülerzah! vo'n 366 diiv,idiert, el'gibtallerdings
einen Betrag von 19.000 S pro Schüler. In diie
sem Nettoaulfw,and 'sind aber auch di'e 4 Mi,l
lionen SchilUing für das iBauerfordernis der
bäuerlichen f,achschulen in iI(r<ems und Mistel
bach, 'Und für die Obstba1ukursstä!He in Lan
gel1ilois' enthal\ten. Diesen Betra,g kann man
aber doch nicht, meine sehr 'verehrten Herren,
den Schüilern ,in einem Jahr 'anlast'en. Im
ilbri,gen ist auch die Schülermhl auf 467 an
gestiegen, was geg,enüher dem :letzten und vor~

letzten Jahr eine Steig'erung um 12 Prozent
bedeutet. Dalher kann auch 'keine Hede von
einem Aibs,iniken der Soh'Ülerz,aihl sein, wenn
gleich wir es sehr begf'üßen würden, wenn
die Frequenz stänker wäre. Dieser IMangel: ist
aber auch darauf zurüokzuführen, daß wir
unt,er einem Landafibeitermangel zu leiden
haben und die Höfe die ,ßauernsöhne und
-töchter für den Schu!libesuch nioht soentben
ren können, wie es am Platze wäre.

Daß das 'landwirtschaftliche fortbildungs
werlk, wi'e der Kollege Tatzoer meint, unsere
fachschulen schädigt, glaube ich weniger. Im

Gegenteil, Loh glaube, daß es ein Ansp.om zum
Besuch der F:achschulen ist, und eline gewisse
Vorbildung Ivef'mittdt.

Nun noch ein Wort zu den Landmaschinen
höfen, die ja hier schÜin 'erwähnt wurden und
üher die in der nächsten Zeit ein Antrag ,ge
stellt werden 'So,ll.Ich glaube, diaß jetzt k'3!um
an die Gründung sO'lcher Höfe zu denken ist,
da es bei der Streuung lunsererHöfe 'ulnmöglioh
ist, solche Maschinenhöfe voll auszunützen. Wir
könnten a,lso hier nicht die Mittel', die rund
300.000 Sfür einen soIchen Hof ausmachen,
nutzbringend anJ.eg'en. Wenn man dies,en Betrag
mit 67 - das wäre der Bedarf an solchen
Höfen - muHilp'liziert, ISO ergeben skh rund
20 Mil1ionen Schilling. Außerdem erhebt sich
die frage, wo diese Maschinenparks angelegt
werden soUen. Zu einem Maschinenpark ge
hören Traktoren mit den nötigen An:hängege
räten, Bindemäher usw. Es wird doch immer
davon gespwchen, den kleinen und mittleren
Bauern zu heHen. Diese haben zwei bis fünf,
in Ausnahmefä\llen 12 bis 15 Joch Grund. Bei
einem ISdlchen Ausmaß kommt ein Einsatz für
die Maschinen kaum in frage, denn kaum
setzt der Bauer den Pflug an einem Ende an,
ist ,er ,auch schon wieder draußen. Auah wenn
die KOimmassi>erung durchgeführt ist, ist der
kleine Bauer, wie ich schon im Wirtschaftsaus
schuß erwähnt habe, dmch die Ifruchtfolg'e auf
kleine fliächen an'gewiies'en, so daß für ihn ein
solcher !Maschinenpa'nk meines 'Erachtens kaum
in Betracht :kcommen ,wann.

Daß wir 'für Iden kleinen und mittleren Bau
ern etwas übrig haben,. geht daraushel'vor,
daß unser landwirtschlalftlich:es Genossen
schaftswesen sich nicht nur mit dem Plan
trägt, \iandwktsclhiaftiliche Maschinenstationen
zu eröffnen, sondlern daß auch eine schon in
Gramatneus,ied'l lim~oiilllmenden frühjahr er
öffnet wind. Der Kostenaufwand beträgt rund
300.000 S. Bei einer iMindestbear'beitung von
350 Joch kommt das Joch auf 1 S. Hierbei ist
der ,gerin~ste Gewinstzuschlag 'berechnet.

Iüh darf Ihnen 'auch verraten, daß der Ver
band ländliclher Genossenschaften für die
DurchfülhI'Ung der SohädlingisbekämlPfung im
kommendenfnühijahr 500 F a:hrzeuge - dalvon
ein :Drittel motorisiert und zwei Drittel Pferde
fuhl'wel'ke -- bereitstellen wird. Es wurden
bereits Spritz1en 'anges:chl:afft, um der Maikäf,er
'Und Karioffelkäfel'i'l1'vasion ,Herr zu werden.

Die Herren von der sozi,a'lishschen Seite
. müssen enkennen, daß wir alle diese 'fra,gen
mit jhnen leidenschaHslüs einer erfoJ,greiohen
Lösung zuführen wollen. Wir verlangen nichts
als ein bißchen Verständnis lauch von Ihrer
Seite und ich heue mich, daß'der Herr Landes
rat Genner heute in diesem Hause gemde der
Pauscha1lverd'ächtigung der Bauernschaft in



einer so vornehmen Art und Weise entgegen
getreten ist. Lassenr Sie uns in 'Ruhe unserer
Arbeit nachgehen, lassen Sie uns auf 'unserer
Soholle arbeiten, geiben Sie uns durch Ihre Mit
arbeit rundi I'hren Eilnfluß hei dreI' Gewerkschaft
kostendeckende Preise, dann werden auch wir
in der Landwirtsohaft wieder den Platz an der
Sonne erringen, der uns nicht nur kraft unserer
Stärke, sondern auch kralft unserer V'erbunden
heit mit der heimaHichen Scholle zusteht. In
diesem Sinne stimme ich mit meiner Fraktion
für diesen VÜIfianschlag. (Beifall bei der Volks
partei.)

PRÄSIDENT: Zum Worte gelangt der Herr
A'bg. Sc h mal z Ib aue r.

Abg. SOHMALZBAUER: Hoher Landtag!
Im Zuge der Beratiung des Haushaltungs
planes für 1951 wmde wiederholt über den
Aufwand des Landes NircderÖ'sterreich für die
bäuerlichen fachschulen gesprochen. Es wurde
dazu VOIl1 f'aohleuten rund von Intelhgenzberuf
lern SteHung 'genommen. Gestatten Sie mir als
einfachem Bauern, Ihnen ganz krUrz einige
Gedanken über dieses Problem zu sagen. Ich
bin der Meinung, daß man uns Bauern durch
aus nicht vorwerfen darf, daß wir während
der Budrgetberatung eine übel1mäßige Rede
freudigkeit an den Tag Igelegt hätten, Es ist
aber doch so, daß gerade die Gruppe 7 eine
besondere Aufmerksamkei,t finden muß. Alle
Stände finden es für selbstverständlich, zu
ihren Lebensfragen ausführlich zu sprechen,
ausgerechnet bei der Gruppe 7 kann aber nur
kurz rg,esprochen werden. Tats,ache ist, daß der
Auf'wandfür den Wiederaufbau und für den
Ausbau unserer bäuerlichen fachschulen ganz
erheblich ist ;es ist daher 'selbstverständhch,
daß jeder Abgeol1dnete das R'echthat, die
frage aufzuwerfen: Ist dieser Aufwand be
reohtigt, hat er auch einen Sinn?Hat dieser
große Aufwand eigentlich sieinen Zweck für
einen St'and el"ifüllt? Hier ergibt sich weiter noch
die frage, wie .hoch ,einer den Wert landwirt
schaftlicher f O'rtbi Idung einschätzt. Wir sind
der Meinung, daß die Hebung des Bildungs
niveaus nicht nur der Bauernsöhne, sondern
auch sämtlicher in der Landwirtschaft
Tätigen eine der Grundvoraussetzungenfür
die Steigemug der Produktion ist Ich glaube,
es gibt keinen Abgeordneten in Niederöster
reich, der nicht vel1stehen würde, daß die
Steigerung der Agmrpmduktion für die Volks
wirtschaft ungemein wichtig ist Die Steige
rung der Produktion hat in zweifacher Hin
sicht eine große volkswirtschaftliche Aufgabe,
nämlich eine materielle und eine ideelle. Rein
materiell gesehen ~ Jedes Kilogramm Mehl und
Fleisch, das im Inlande mehr erzeugt wird,
brauchen wir nicht einzuführen, wir brauchen
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dafür also nicht ,andere Werte zu g,ehen.
Ideell gesehen: Es ist erst einige Jahre her,
daß Zustände geherrscht haben, die den Im-
port unmöglich machten. Dieser Zust,and
kann heute oder morgen wieder eintreten, und
die Höhe ,der Lehensmittelrationen für jeden
einzelnen wird dann vom Stand unserer
eigenen Agrarproduktion abhängren. Noch
jede Staatsführung hat es bitter zu bereuen
gehabt, wenn sie ihre Landwirtschaft vernaoh-
lässig1t hat. Büßen hat es letzt,en Endes immer
nur das Volk müssen. Um zum Schluß zu
kommen, will ich mich ganz kurz fassen:
Oberflächlich gesehen kommt der große Auf
wand für die Landwirtschaft wohl nur einem
Stande zuguk, tiefer gesehen ,aber dem ganzen
Volke! (Beifall bei der Volkspartei.)

3. PRÄSIDENT: Die Rednerliste ist er
schöpft, der Herr Berichterstatter hat das
Schlußwo'rt.

Berichterstatter Abg. SOHöBERL (SchlufJ
wort): Die Einmüt,igkeit in den Debattereden
über die Gruppe 7 ist rein ,deutlicher Beweis
dafür, daß ,die veranschlagten Beträge für die
gesamte Wirtschaft äußerst wichtig sind.

Es wwrden zwei Abänderungsanträge und
mehrere ResolutionsantTäge gestellt. Ich bitte
den Herrn Präsidenten, die Abstimmung vor
zunehmen.

3. PRÄSIDENT: Zur Gruppe 7, "Öffent
liche Einrichtungen und Wirtschaftsförde
rung", liegen die Abänderungsanträge des
Abg. Landesrat Gennerund die Resolutions
anträge der Abg. Gutscher und Kreiner vor.
Ich lasse zunächst über die Abänderungs
anträge abstimmen, sodann über die Gruppe 7
und schHeßlich über die vorliegenden Resolu
tionsanträge. Den Her,rn Berichterstatrter er
suche ich, die Abänderungsanträge vorzu
lesen.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL (nach
Verlesung des Abänderungsantrages des
Landesrates Abg. Oenner, betreffend Bei
stellung von Mitteln zur verstärkten Abwehr
des Kartoffelkäfers): Ich bitte den Herrn
Präsidenten um die Abstimmung.

3. PRÄSIDENT (Abstimmung über den
Abänderungsantrag des Abg. Oenner): A b
gelehnt.

Ich ersuche den Berichterstatter, den zweiten
Abänderungsantrag des Landesrates Genner
zu verlesen.

Berichterstatter Abg, SCHÖBERL (nach
Verlesunf!.' des Abänderun,i';santrages des
Landesrates Abg. Oenner, betreltend die
ErfzölZllllf!. der Stipendien in den bäuerlichen
Fachschulen): Ich bitte den Herrn Präsi
denten um die Abstimmung.



3. PRÄSIDENT (Abstimmung über den
Abänderungsantrag: des Abg. Oenner): A b
gelehnt.

BericMefiStatter Ahg. SOHÖBER'L: Ich
stelle dem Hohen Hause den Antmg auf An
na:hme der Gruppe 7 in ErfoTdemis und
Bedeokun:g.

3. PRÄSIDE NT (Abstimmung): An g e
Il 0 m me n.

Ich 'ersuohe den Herrn Beriohterstatter um
die Verlesung der Resolutionsanträge der
Herren Abg. Gutscher und Kreiner.

Berichterstatter SCHÖBEHL (nach Ver
lesung des Antrages Outseher, betreffend die
Inangriffnahme der Entwässerungsarb8iten im
östlichen TuUnerfeld im jahre 1951): Ich
bitte um ,die Abstimmung.

3. PRÄSIDENT (Abstimmung): An ge
n amme n.

ß,erichterstatter SCHöBERL (nach Ver
lesung des Antrages Kreiner, betreffend die
Abzweigung eines Betrages von 100.000 S
für die Kommission für Brandverhütung in
Niederösterreich): loh bitte um die Abstim
mung.

3. PRÄSIDENT (Abstimmung): An ge
no m m e n. (Rufe: Auszä!z:len! - Oegen
rufe: 1st schon erledigt! - Abg. Sigmund:
Der Präsident hat schon erklärt: ange
nommen!) Der Antrag ist angenommen. loh
muß biHen, künftig die Hand immer deutlich
zu erheben.

Ich bitte nun den Referenten, Herrn Abge
ordneten Sc h öb e r I, zu Gruppe 9, finanz
und VermöigensverW1aHung, zlU Iberiohten.

Berichtersta.tter Aibg. SOHÖBERL: H-ohes
Haus! Die GruiPpe 9, finanz- und Venmögens
verwaltung, teillt sich in die AJbschnitte 91, ALl
gemeine Kapitalsvenmögen, Abschnitt 92, Ue
genschaftsvermögen, Abschnitt 94, Steuern und
steuerähnliche Ausgaben, Abs,cihnitt 95, Zu
führungen zum außerordentlichen Haushalt,
Abschnitt 96, Beihilfen ohne besondere Zwecik
bestimmung, Abschnitt 97, VerstänkungsmiHel,
Abschnitt 98, Abwicklung der Vorj'3hre, und
Abschnitt 99, Sonstiges.

Die Ausgaben der Gruppe 9, finanz- und
Vermögensv,erwaJtungi, 'betragen 75,683.500 S.
Ihnen stehen Eilnnahmenin der Hö'he von
286,014.000 S giegenÜ!ber, so daß sich 'ein
Nettoertrag 'Von 210,330.500 S ergibt.

Die Ausgahen dieser Gruppe ihaben sioh
gegenüber dem VOl'jahr um zehn Prozent er
höht. Diese Gruppe stellt die tragende Säule
und das iRücikgmt der Landesgebarung dar,
weil in ihr die Eingänge an den Erh~agsanteilen
an den gemeinschaftlicihen Bundesabgaben so
wie die dgenen Steuern des Landes als haupt-

s,ächlichste Einnahmeposten ihre Verrechnung
finden. A'uf der Ausgaihenseit1e wenden die Zu
fühnungen zum außerordenfilichen Haushalt,
we1'c:he in diesem Jahre 27 MiUionen Schil1li!ng
betragen - das ist ungefähr das Doppelte des
Jahres 1950 - veran:sch1lagt. kußerdem wunde
auch zur Dedkung des Abganges 1949 der Be
tr.ag von 15,461.200 S in dieser Gruppe aus!ge
bracht.

Ich ersuche, die Debatte über die Gruppe 9
zu eröffnen.

PRÄSIDENT (der inzwischen den Vorsitz
übernommen hat): Zu Gruppe 9 liegen kei'ne
Wortmeldungen vor. Wir kommen zur Ab
stimmung.

Ich ersuche die Mitglieder dies Hauses,
welche für die ,omppe 9, Finanz- und Ver
mögensverwaltung, in Erfordemis und Bediek
kUllg stimmen wollen, die H<and zu 'erheben.
(Oeschieht.) A lli gen 0 m m e 'no

Wir kommen nun zur Ahstimmunlg 'Über den
gesamten ordentlichen Voranschlag des Lan
des Niederösterreich ifür das Jahr 1951.

Ich ersuche die Mitglieder dies IHauses,
welche für den ordentlichen Voranschlag in
.Erfordernis und Bedeckung stimmen wollen,
die Hand zu erheben. (Geschieht.) A ng e
no mmen.

Ich bitte 'nun den Herrn Berichtenstatter,
die Verhandlungen zum 3'ußerordientlichen
Voranschlag des Landes Niederö'sterreich für
das Jaihr 1951 einzuleiten.

Wenn das Haus damit einveTst1ancten ist,
lasse ich die Debatte und die Abstimmung
über alle Gruppen dies a'uß<el'oJ1dJentlichen
Voransoh!a,ges unter einemabführien. (Nie
man'd meldet sich.) Es erfolgt keine Ein
wendung.

Wir geIangen zur IBeratung des außerordent
lichen Vonansohl:ages.

Ich bitte den Herrn Senic,Merstatter, die Ver
handlungen zum außerürdenHichen Voran
schlag des !Landes Niedenösterreich für das
Jahr 1951 einzu1eiten.

Berichterstatter Abg. SOHÖBERL: Hoher
Landtag! Die außerordenthchen ,Ausgaben ,für
das Jahr 1951 sind mit 66,159.200 S veran
schlagt, denen iaußerordentHche Einnahmen
von 28,836.000 S gegenüberstehen. (Es engilbt
sich Isonach ein IUl]gedeokterAbgang von
37,323.200 S.

Die Bedeokung dieses Aibganges 'Soli! durch
Aufnahme der für das J,ahr 1950 bewilligten,
}edoch nicht in Ans[Jl'uch genommene Dar
lehen sowie dumh Neuaufnahme von weit'eren
Darlehen gefunden werden. Die Einnahmen des
auBemrdentilichen Voranschla,ges bilden in der
Haup'ts,ache die Zufühmng aus dem auSeror-
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dent:lichen Haushalte mit 27 MiH!ionen Sc:hi'l
ling.

An größeren Il1Ivestitionen wurden im außer
ordentliohen VoranschIag vorgesehen dIe Neu
errichtung ,eines Schurlgeibäudes für die Lande.s
fachschule für das'Ejsen-und Stahlgewerbe 111

Waidihofen an der Ylblbs, ein Erweiterungsibau
des Schwedenstilftes in Perchtoldsdorf, der tei<!
weise weitere WiederauPbau der Landes·Erzie
hungsansta!]t ,in Komeulburg, die Errichtung
einer neuen Kindenheilstätte und Ergänzungs
hauten in den Landres-Kral1lkenanst'aHen in
Wien-Srpeisill1lg und Tulln. . .

Für Siedlungs-undWohnhauzwecke 1st ell1
Betmg von 14,8. Millionen SchHling in den
Voranschlag aufg,enommen.Für den Um- und
Ausbau der Landes- und Bezinksstraß,en steht
im außemrdentHchen Voranschlag ,ein, Betrag
von 24,2 IMilHionen Schililing zur Verfügung.

Bezüglich der Deckungsfähigkeit der Aus
Oiabenkredite des außerordentliahen Voran
~chlages soll keine Änderung gegenüber dem
Vorjahre eint'reten.

Ich bitte, in die DebaHe zum außerordent
lichen Voransohlag eil\Z'ugehen.

PRÄSIDENT: Zum außerordentlichen Vor
anschlag liegt keine Wortmeldung vor. Wir
kommen daher zur Ahstimmung. loh ersuche
die Mitalieder des Hauses, welche für den
aUßerorldentlichen Voransahlagin ,Erforder'nis
und B.edeckung stimmen wollen, die Hand Z'll

erheben. (Geschieht.) A n gen 0 m m e n.
Ich ersuche den Herrn H'eferenten, zum

Dienstpostenplan 1951 zu berichten.
Bevor der B,erichterS'tatter das Wort nimmt,

teile ich dem ,Hohen Hause mit, ,d'aßHerr
Abg. Sodomka seinen in der Generaldebatte
Q'estellten Abänderungsantrag zum Dlenst
~ostenplan 1951 zurückzieht. Es entfällt daher
die diesbezügliche Abstimmung.

loh bitte nun den Herrn Berichterstatter, die
Verhandlung einzuleiten.

BerichterstraHer Abg. SCHöBERL: Ich be
antrage die Annahme des Dienstpostenplansin
der gefaßten Form.

PRÄSIDENT: Es liegt keine Wortmel'dung
vor. W'ir kommen zur Abstimmung. Ich hitte
die Mitg,Jieder des !Hauses, 'welche für ,de.n
Dienstpostenplan 1951 stimmen 'Wollen, die
Hand zu erheben. (Geschieht.) An ge
n om'll1 e n.

Ich ersuche den Herrn Abg. S c h ö be r I,
die Verhandlung Z'Um Gesetzentwurf über die
Einhebung einer Landesumlage für das Jahr
1951 einzuleiten.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL: Der Ge
setzentwurf ü'ber die Einhebung einer Landes
umlage für das Jahr 1951 lautet (liest):

"Der Landtag von Niederösterreich hat be
schlossen:

§ 1. Die ,von den Städten mit eigenem Stat,u!
und den Gemeindevetbänden im Lande Nieder
österreich für das Jahr 1951 zu entrichtende
Landesu'll1lage wind mit 20 v. H. der ungekürz
ten Ertmg'slalnteile für 1951 ,der lüederöster
reichischell Ge'l11('inden an den gemeinschaft
lichen Bundesabga1ben festgesetzt.

§ 2. (1) Die Einibringung der Landesumlage
hat derart zu erfo}gen, daß von ·den den Oe
meindengeibührenden mona'!hchen Vorschüssen
auf die Ertragsanteile 20 v. IH. der ungekürz
ten Beträge zu Gunsten des Landes einbehalten
werden. Damit ist auch die weiter'e Umlegung
der von den Stä'dten mit eigenem Statut und
den Gemeindeveribändenaufzubringenden Lan
des.umlage auf die Gemeinden als vollzogen
anzusehen.

(2) Die endgültige Abrechnung der Landes
umlage erfolgtanläßlich der endgültigen Ab
rechnung der !Ertragsanteille der Gemeinden
auf Grund des Rechnungsabschlusses des
B'undes.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist
die niederösterreichische Landesregierung be
traut."

Ich beantrage die Annahme dieses Gesetzes.
PRÄSIDENT: Es hegt keine Wortmeldung

vor Wir schreiten daher zur Abstimmung. Ich
bitt~ jene IMitglieder des Hauses, welche für
den vorliegenden Wodlaut des Gesetzes, für
Titel und Eingang und für das Gesetz als
Ganzes sowie für den Antrag des Finanzaus
s,chusses, Punkt 10, stimmen woNen, die Hand
zu erheben. (Geschieht.) An gen 0 m me n.

Nach Verabschiedung des ordentlichen Vor
anschlages, des aUßerordenNi'fhen Voran
schlages, des Dilenistp'ÜsitenpIanes.1951 und des
Gesetzentwurfes über die Einhebung einer
Landesumlage für das Jahr 19S1, gdangen wir
nunmehr zur Abstimmung des Voranschlages
des Landes Niedel1ästerreich 'für das Jahr 1951
a'ls Ganzes ,hinsichtlich Erfordernis und Be
deckung, und der Anträge des F'inanzaus
schusses zum Voranschlage Punkt 1--9, PurI1lkt
11 und 12 und PHI1Ikt 10 im Worililautdes Ge
setzes für Titel und Eingang und für das Ge
setz ~ls Ganzes.

Zu den Anträgen des Finanzaussc:husses
wurden in der Genemlde'batte noch ein Aihän
derungsantrag 'und ein Zusatzantrag des kbg.
Genner 'ges1tellt. <leh lasse zunächst über den
AJbänderungsantrag des Abg. Genner zu Ziffer
3, Abs. 3 des finanzausschuS'ses, sodann über
den Antrag des 'FinanzauS'schusses seihst, des
weiteren 'Über den Zusatzantrag des Aibg. Gen
!ler zu Ziffer 6 des Antrages. des Finanzaus
schusses und zum Schlluß über die 'Resolutions-

,
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Der Hohe Landtiag wolle beschließen:
"Die niederösterreichische Landes'l.'egierung

wird beauftragt, zu ü'berprüfen, ob und inwie
weit eine Erhöhung des Voranschlagsansatzes
291-61 ,Stipendien für begabte Schü!:er' iauf
Kosten des Voranschlagsansatzes 67-61 ,Ver
stänk'ulligsmiHel' möglich :ist."

Ich heantra:ge die Annahme dieses Antrages.
PRÄSID ENT (Abstimmung): An g le

nommen.
Ich hiHe um Berioht und Antrag zu

Zahl 143/2.
BericMerst,atter Ahg. SCHÖrB,E'RL (liest):

R,esolutionsant'rag des Fil1lanzausschuss,es über
den Ant'rag dies Abg. Dr. SteingöHer zu
Gmppe 5, betreflfend ErIassung eines Grund
satz,gesetzes durch die rBunidesre'gierung, mit
welchem odi,e führung der Krankenanstalten
gerlegel t WiTd.

Der Hohe Landtag wolle beschließen.
"DeT HeJ1r Landeshauptmann wird ersucht,

bei der Bundesregierung z'u erwi'rken, ,daß ehe
stens ein Grunidsatzgesetz 'erltassen wird, mit
welchem die Führung der Krankenanstalten
geregelt wird."

Ich beantrage die Annahme dieses Antrages.
PRÄSIDENT (Abstimmung): An g e

n omme n.
loh bitte um Bericht u'nd Antrag zu

I Zahl 143/3.
I

Berichterstath:r Ahg. SCHÖBEHL (liest):
Resolut'ionsantrag des finanzausschusses über
den Ant'rag des Abg. Dr. S'teinrgöHer zu
Gruppe 5, vOln dien sich anfällig am Jahres
ende 1951 ergebenden Überschüssen 100.000 S
der Landles,Pfle'geriil1lI1en'Scihule im AUgemeinen
Krankenhaus St. Pölten zuzuwenden.

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Die Landes.regierung wirdaufgefondert, von

den sich :alHälligam Jaihresmde 1951 er:geben
den Überschüssen 100.000 S der Landes-Pfle
gerinnenschule im AHgemeincn Krankenhaus
St. PöHen zuzuwenden."

Ich beantrage die Annahme dieses Antrages.
P'RASIDENT (Abstimmung): An 'g 'e

nommen.
,loh bitte um IBericht und Antmg zu

Zahl 143/4.

Berichterstatter Abg. SCHöBERL (liest):
Resolution:santrag des rFinan~aU!ssohuS'ses über
den Antrag des Abg. E'rnecker zu Gruppe 7,
betreffend Oberpl;üfung,()Ib und inwieweit eine
Erhöhung des VOf'anschlagsansatzes 7420-61
"Stipendien für Schül'er der bäuerlichen f,ach
schulen"auf 400.000 S möglich ,ist.

Der Hohe Landtalg wolle beschließen:
"Die niederösterreichische LandesTcgierung

wird aufgefordert, zu überprüfen, 'ob und: inwi,e-

anträge des Finanzausschiusses, Ziffern 143/1
bis 143/4, :abstimmen.

Ich bitte den Herrn BeniClhtel1st'atter, den Ab
änderungsantrag des Abg. Genner zu v,erlesen.

Berichterstiatter Abg.. SOHÖB:EiRL (nach
Verlesung des Antrages des Abg. Oenner
über die Abänderung des 3. Absatzes im
Punkt 3, des Punktes 6 und des Punktes 8 des
Antrages des Finanzausschusses): Ich bean
trage di,e Abstimmung über diesen Abände
rungsantr.ag.

PRÄSIDENT (Abstimlllung über den Ab
änderungsantrag Oenner): Ab gel e h nt.

Ich ersuche nun den Herrn Berichterstatter,
die Ankäge des finanzausschu'sses zum Vor
anschlag Punkt 1-12 zu verlesen.

Berichterstatter Abg. SOHÖBERL (nach
Verlesung des Antrages des Finanzaus
schusses über die Vorlage der Landesregie
run,!;, betreffend den Voranschlag des Landes
Niederösterreich für das jahr 1951): Ich
bitte um Annahme des Antrages.

PRÄSIDENT: Ich ersuche die Mitglieder
des Hohen Hauses, welohe für die Anträge
des Finanzausschusses zum VÜ'ranschlag 1951,
Punkt 1 bis Punkt 9, P'unkt 11 und Punkt 12
und Punkt 10 im Wortlaut des Gesetzes, f'ür
Titel und Eingang und für das Gesetz als
Ganzes stimmen wollen, die Hand zu 'erheben.
(Oeschieht.) AnigenÜ'mmen.

Ich bitte den Herm Berichterstatter nun
mehr, den Zusatzantrag des Landesrates
Genner zu verlesen.

Berichterstatter Abg. SGHÖBERL (nach
Verlesung des Antrages des Landesrates Ab
geordneten Oenner, betreffend Ergänzung des
Punktes 4 des Antrages des Finanzaus
schusses): 'Ich bitte 'um die Abstimmung.

PRÄSI:DENT (Abstimmung): Abge-
lehnt.

Naoh Verahschi,edung ,des Voranschlages für
das Jahr 1951 als Ganzes ersuche 'ich nun
mehr den Hernn Berichtemtatter, zu den vom
finanzaussohuß ,in seinen Sitzul1gen vom 12.,
13., 14. und 15. Dezember 1950 ßlestellten
ResÜ'l'utionsanträgen, Zahlen 143/1, 143/2,
143/3 und 143/4, welche auf den Plätzen ,der
Herren Ahgeondneten aufliegen, zu nefefi.eren.

Ich bitte erstens um Bericht und Antrag zu
Zahl 143/1. i

Berichtel.'statter Ab:g. SOHÖBERL (liest):
Resolutionsanhag des Finanzausschusses über
den Antrag dies Abg. Emecker z'u Gruppe 2,
betreffend ObeJ1prüfung, ob 'und inwieweit ,eine
Ephöhung des 'Voranschlagsansatzes 291-61
"Stipendien für hegabte Schüler" ~uf Kosten
des Voranschl.agsansaztes 97-61 "Verstär
kUlligsmittel" möglich 'ist.
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weit eine Erhöhung des Voranschlagsansatzes
742ü-ül ,Stipendien für Schüler der bäuer
lichen faohschulen'auf 400.000 S möglich ist."

Ich beantrage die Annahme dieses Antrages.

BRÄSIDENT (Abstimlllunl'.): An g~e

no m me n.
Zum Wort gemeldet hat sich der Herr

Landiesrat M ü 11ne r.

Landesmt MÜLLNEH :I-Ioher Landtag!
Am Ende der B'udge<tdebatte obliegt es dem
finanzreferenten, dem Hohen Ha'use Dank zu
sagen für die Beratung und für die sachliche
Beurteilung di'Cises Voranschlages. Ich möchte
insbesondere Dank sagen für all ,die An
regungen, die Sie bei der sachlichen Betrach
tung dieses Voranschlages ,geg,ebenhabell. [s
ist immer das Wichtigste, daß wir positive
Kritik üben und' daraus die Lehre zieheIl. Über
die persönlichen Äußerungen, die über meine
Person gefallen sind, wollen -wir, soweit sie
negativ waren, den Man'tel d'er Nächstenliebe
breitw. Ich fühl-emic'h aber verpfl,ichtet, Ihnen
für alle Äußepungen in positiver Hinsicht, die
mich geehrt haben, zu danke!l.

Ich möchte aber noch eine feststellung
machen. Ich habe heute durch eine Unachtsam
keit einen kleinen Unfall erliHen. Ich möchte
feststellen, daß nür dieser Unfall nicht während
der Budgetdebatte zugestoßen ist, sondern daß
es außerhalb der Budget-debatte war. Ich habe
aber auch Igesehen, daß man meine Abwesen
heit, wenn sie begründet ist, manchmal doch
e!l!'schuldigt. Ich danke Ihnen dafür und ich
hoHe, daß 'ich 'mit Ihnen eines Sinnes bill, wenn
ich sage, es gereicht dem Hohen Landtag
jedenfalls z·ut Ehre, daß er dieses Budget zeit
gerecht vembschi'edet hat, so daß wir' das 'neue
Jahr mit vollkommen neuen Richtlinien betreten
können. Was in der Macht der Landesrlegie
rung und noch mehr in ,der Macht der Verhält
nisse hegt, wer,den wir tun, um allen den An
forderungen, die an uns gestellt sind, ,gerecht
Z'U weriden.

,Zum Schlusse ,aher möchte ich besonders den
Herren des Finanzrderates, insbesondere dem
beamteten Finanzreferenten Herrn Hoffiat
Dr. Holzfeind, für all die Arbeit danken, die
es -uns ermöglichte, diesen Voranschlag in
jedCllifalls beachtenswerter Klarheit und Prä
zision 'vor uns liegen zu haben. -Hoffen wir,
daß diese rechbeitige Ve~ahschiedung des
Budgets es uns ermöglicht, mit Beginn des
neuen Jahres sofort mit der ArbeHsbeschaffung
einsetzen zu können.

Mit dem Wunsche lauf eine ,gedeihliche Zu
sammenarbeit hoHe ich, daß das kommende
Jahr ein Igutes Jahr sein wird. (Beifall bei
der Volkspartei.)

PRÄSIDENT: Hohes Hau's! Am 12. De-

zember 1950 waren es fünf Jahre, daß der
Lan~dtaig von Niederöslter'f'eiClh nach }ahre
langer AussCihailtung 'seine Tätigkeit 'wieder
,aufgenommen hat.

Mi,t der Verabschiedung des Voranschlages
1951 stellt der Landtag von Niederösternich
zum zweiten Male seit 1945 rechtzeitig mit
Ablauf des finanzjahres ohne Pmvisorium der
Landesverwaltung die edonderhchen Mittel zur
Verfügung. Daß dies mÖlglich war, hing nicht
allein von der zeitgerechten Bewilligung des
Bundelsbudgets durch den Nationahat ab, die
Ende vO'riger \XIoche erfolgte, sondern i'nsbeson
dere davon, daß die Vorarbeiten für den Vor
anschlag 1951 von den einzelnen Referaten
rechtzeitig geliefert wurden. Das f'inanzre'femt
wurde dadurch in die !Lage versetzt, den Vor
anschlag nach Verarheit'uIlig der Detailvor
anschlälge in ,die Landesr'egiemng ,einzubringen,
so daß er schon anfangs Dezember 1950 dem
Hohen Landt,ag zur IBeschlußfassung vorgelegt
werden konnte. In verständnisvoller und sach
licher Arbeit der Parteien wurde der Vor
anschlag im Finanzaus'Schuß durchberaten und
sohin vom Hohen Ha'use nach eingehender
Beratung beschlossen. Die rechtzeitige Verab
schiedung des Voranschlages ist deshalb von
besonderer wirtschaHlicher Bedeutung, weil da
durch schon in denWiintermonaten, in denen
die Kupve der Arbeitslosigkeit erfahrungs
gemäß ansteigt, die im Budget vmgesehenen
Mittel für di,e Arbeitsbeschaffung zur Ver
fügung stehen. Darüber hinaus gibt der recht
zeitig beschlossene Voranschlag allen Zweigen
der La'l1'desverwaltung die Mö!glichkeit, schon
bei Beginn ,des !leuen Finanzjahres die vor
gesehenen Arbeiten in Angriff zu nehmen.

Die Vorarbeiten für dien VOl'l3nsc:hlag waren
heuer mit besonderen Schwierigkeiten für das
finanzreferat 'verbunden, da einerseits die Aus
wir'kun,gen d'Cs 4. Lohn- und Pr,eisabk<:J'll1mens,
anderseits ,die Er,gebnisse der gleichzeitig lau
fenden Verhandlungen über den finanzaus
gleich berücksichtigt werden mußten. Daß ein
den Bedürfni~en uudder Leistungsfähigkeit
des Landes Rechnung tragender, im wesent
lichen 'ausgeglichener Voranschla,g zustande
gebracht werden konnte, ist das Verdienst
sämtlic'herMitgHe-der der Landesmgierung, im
besonderen des 'Herrnf>inanzreferenten.

Als Präsident des Landitag,es fühle ich mich
verpflichtet, in erster Linie also den Mitgliedern
der Landesregierung für ihre mühevolle Arbeit
Dank zu sagen. Ich danke aber auch dem
Herrn Berichterstatter, der das B'udget im
Hause zu vertreten hatte, sowie den Mitgliedern
des finanz,ausschusses, den beiden Präsidenten,
die mich in der führung ,der Geschäfte des
Vorsitz'es unterstützt hatten, und allen Mit-
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crliedern des Hallises für 'ihre rege Mit<arbeit bei'"den Beratungen über den Landesvo'ranschlag.

Volle Anerkennung ,gebührt auch lallen Be
amten (Beifall), die an der Erstellung des
Vor;anschla,ges mHlgearbeitet haben, sowie den
Beamten des Landit,ages (Beifall), des Land
ta,gsstenolgl1aphenamtes (Beifall) und der
Landieskorrespondenz (Beifall) und endl ich
insbesondere auch der Presse für ihre Bericht
er'Stattu~g.

Ichwünsohe allen Mitgliedern des 'Hohen
Hauises 'und der ,LandesregileTung so'wie ,der
Beamtenschaft des La~dies 'ges,eg1lete W.eih
nachten und für das Jahr 1951 ,aUes Gute.
Insbesondrere glaube 'ich im Namen dies Hohen
Hauses sprechen zu dürfen, daß unser 'Landes
hauptmann und nnseT LandeslhauptmannsteH
voertrder Popp, ,dli1e wegen Krankheit den
Budigetbemtungen des Hauses nicht beiwohnen
konnten, so'hon bald Igesundheitlich so weit
wi,ederhengesteUt sind, daß si,e die kommenden
fe:ierta,ge in 'voller Gesundheit verhringen. VO'f

allem aber wünsche <ich 'uns allen, daß uns im
J,ahre 1951 der f ri'ede ,e~haUen bleiben und
uns das neue Jahr die 'voHe freil'heit <bringen
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möge. (Bei/all im g;anzetl Hause.) In diesem
Geiste Hohes Haus wünsche ich lohnen noch-, ,
mals persönlioh frohe Weihnrac'hten 'und ein
glückliches, gle'sundes j.a'hr 1951. (Bei/all.)

Ich erteile dem Herrn Ahg. Za c h dias Wort.
Abg. Prof. ZACH: Sehr verehrter Herr

Präsi'dent! Im Namen des Hauses er<lauhe 'ich
mir, lhnen, ,schr verehrter Herr Präsident, die
herzlichsten undauhichtigsten Segenswünsohe
für ,dias Wdhnachtsfest und die herzlichst'en
Glückwünsche für das Jahr 1951 auszu
sprechen. GIeichzeitig erlaube ich mir, Ihnen
heTzlichen Dank für die wirklich zioelbewußte,
mhige führung der Beratungen dieses Hauses
zu sagen. Wir 'hoffen, daß uns dias Jahr 1951
unter der f ü!hrung des Präsidenten wil1klich
eine aufrichüge, treue Arbeit für das Volk
unsefles engeren Heh.1atlandes Nj'ederöstoerreich
bescheren möge. (Allgemeiner Beifall.)

PRÄSIDENT: Die Sitzung ist geschlossen.

In fünf Minuten findet eine vertroauliche
Sitzung statt.

(SchIll!) der SitZllng UIll 21 Uhr 48 Min.)


